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LESERBRIEFE/KURZMELDUNGEN 

In der Nacht vom 25. auf den 26. 
April ereignete sich auf der Regensbur­
ger Autobahn ein schwerer Autounfall, 
bei dem zwei östereichische WAA-Geg­
oer/innen ums Leben kamen und drei 
weitere Insassen schwer verletzt wur­
den. . . Sie waren auf dem Weg zur 
"Weißen Demo" in Wackersdorf (26.4. 
87). Während zwei der Verletzten nach 
längerem Krankenhausaufenthalt wieder 
entlassen werden konnten, liegt eine 
Frau immer noch mit schweren Ver· 
Ietzungen im Krankenhaus. 

IN ERINNERUNG 

Unser lieber Mitstreiter und unsere lie· 
be Mitstreiterin, NINA PESENDORFER 
(19 Jahre) und PETRI HOLTARI (22 
Jahre) sind in der Nacht vom 25. auf 
den 26. April 1987 bei einem schweren 
Autounfall kurz vor Regensburg ums 
Leben gekommen. Zusammen mit 3 

. . . . . . . . . . 59 

NACHRUF 
weiteren Wienern/innen, die bei dem 
Unfall schwer verletzt wurden, befanden 
sie sich auf dem Weg nach Wackersdorf 
um dort an der Tschernobyi-Jahresde· 
monstration gegen das Atomprogramm 
teilzunehmen. 

Beide setzten ihre Kraft gegen den 
atomaren WAAhnsinn und gegen die 
Umweltzerstörung, gegen Ungerechtig­
keit und Unterdrückung. So war Petri 
bereits seit den ersten Platzbesetzungen 
in Wackersdorf gegen die WAA aktiv 
und trug mit seiner uns alle aufbauen· 
den Lebensfreude zur grenzüberschrei· 
tenden Verbindung im (WAA·)Wider­
stand bei. Sie haben heftig und kurz und 
hoffentlich auch glücklich gelebt. 

Ihr Kampf galt einem sinnvolleren 
friedlicheren Leben in einer besseren 
Gesellschaft ohne Ausbeutung und Un­
terdrückung. 
Wir kämpfen weiter für diese Idee. 
Mit zerrissenem Herzen 

Freundtaus der Oberpfalz 



Z uerst.ei nmal etwas Tech­
nisches: Nach dem letz­
ten Heft gab es einige 

Beschwerden wg. des Portos. 
Einige Wiederverkäufer muß­
ten die Paketgebühren zah­
len und fanden auf ihren 
Rechnungen nocheinmal einen 
Portobetrag. Das war kei­
neswegs eine fauler Trick 
unsererseits, sondern hing 
mit der hohen Seitenzahl 
des letzten Heftes - und 
dadurch höherem Gewicht 
zusammen. Viele haben rich­
tigerweise einfach den Por­
tobetrag von der Rechnung 
abgezogen, manche aber lei­
der die Annahme verweigert, 
sodaß viel zusätzliche Ar­
beit entstand. 

Wir entschuldigen uns na­
türlich für die Panne, 
möchten aber gleichzeitig 
darum bitten, daß nicht so 
fürchterlich bürokratisch 
mit uns umgegangen wird. Es 
kann ja sein, daß manch ei­
nem diese Zeitung verhält­
nismäßig "professionell" 
erscheint. Tatsächlich aber 
haben wir keinerlei tech­
nischen Apparat, keinen be­
zahlten Bürodienst o.ä., 
alles wird irgendwie. in der 
Freizeit der einzelnen 
Leute durchgezogen. Bei je­
der Ausgabe gibt es eine 
gewisse Fluktuation von 
Mitarbeiter/innen. Seid al­
so nicht so streng, wenn 
mal etwas schiefgeht. 
Hauptsache, Ihr informiert 
uns darüber, wir bemühen 
uns dann, den Pannen abzu­
helfen. 

Nun zum Inhalt dieser Aus­
gabe. Juristisches und Um­
strittenes - das sind die 
Schwerpunkte der Nr.14. Wie 
beim letzten Mal angekün­
digt: ein längerer Beitrag 
zum Kample>: Tei lerrich­
tungsgenehmigung. Die 
"dritte Gewalt", die "unab­
hängige" Justiz ist in die­
sem Bereich genauso wenig 
unpolitisch wie in den Zen­
sur- und Strafprozessen ge­
gen WAA-Gegner. 

Unvermeidlich breiten Raum 
nehmen in dieser Ausgabe 
auch verschiedene Stellung­
nahmen zu den diversen 
Streitpunkten und Debatten 
des Widerstands ein. In der 
unbestreitbar schwierigen 
Phase, in der die Anti-WAA­
Bewegung steckt, treten Wi­
dersprüche und unterschied­
liche Konzepte deutlicher 
hervor. Auch wenn manche 
solche Diskussionen für ab­
schreckend oder unnötig 
halten: Wir meinen, daß sie 
Audruck der realen Situa­
tion sind und unbedingt ge­
führt werden müssen. Die 
angesprochenen Fragen sind 
von strategischer Bedeutung 
und wir rufen alle Strö­
mungen des Widerstands auf, 
sich an diesen Debatten zu 
beteiligen. 

Neben dem einleitenden Ar­
tikel zur Maxhütte, an de­
ren Fall die bayerische 
Staatsregierung ganz aktu­
ell ihr Interesse am "Wohl­
ergehen ihrer Bürger" unter 
Beweis stellt, haben wir 
eine Auswertung der Tscher­
nobyl-Woche versucht, aus­
serdem über den aktuellen 
Stand der Radi Aktiv-Pro­
zesse berichtet. Auch ande­
re Fälle von Pressezensur, 
ähnlich skandalös konstru­
iert wie gegen uns, werden 
vorgestellt. 

Schwere Rüffel haben wir 
von einigen Leuten erhal­
ten, weil wir in den letz­
ten Ausgaben zuviel über 
Kriminalisierung berichtet 
hätten <siehe Debaften-

Teil, S.36>. Daß diesmal 
sowenig dazu kommt, liegt 
nicht an dieser Kritik. Wir 
haben ganz einfach keine 
neuen Informationen aus der 
Oberpfalz bekommen - bis 
zum nächsten Heft wollen 
wir das aber in Angri~neh­
men. 

Insgesamt ist die Lage ei­
ner "Bewegungszeitung" 
nicht gerade rosig, wenn 
über Monate von dieser Be­
wegung nur wenig zu spüren 
ist. Anders formuliert: 
Sehr viel länger als die 
Bewegung werden wir auch 
nicht "leben" können. Aber 
darüber denken wir erst zu 
gegebener Zeit wieder nach. 

mit 1000 Grüßen 
in den Sommer 

Euer Layout-Team 
der Radi Aktiv 



"Der Stahlstandort in der Oberpfalz soll 
auf jeden Fall erhalten bleiben", verkün­
dete Bayerns Wirtschaftsminister Anton 
Jaumann in seiner unnachahmlichen, die 
Endsilben verschluckenden, IaiiendenArt 
den Beschluß des bayerischen Minsiter­
rates vom 7. Juli 1987. "Standort erhalten" 
heißt für die bayerische Staatsregierung 
die Vernichtung von 3600 der 4600 Ar­
beitsplätze der Maxhütte, dem größten 
Arbeitgeber der Oberpfalz. Damit wurden 
selbst die schlimmsten Befürchtungen 
noch übertroffen, die seit dem Konkurs­
antrag am Gründonnerstag an der Ge­
rüchtebörse gehandelt wurden. 
"Ich rechne für Ende April mit der Grün­
dung einerneuen Gesellschaft", die erste 
Konkursverwalter Heinrich von der Beek 
noch vollmundig am Karfreitag erklärt. Ei­
nen Tag zuvor hatte das Amtsgericht Am­
berg den Konkursantrg der Eisenwerk­
Gesellschaft Maximilianshütte, kurz Max­
hütte genannt, akzeptiert. ln den drei Mo­
naten seither ist viel passiert, nur nicht die 
Rettung der Maxhütte. 
Die Erzgrube "leonie" in Auerbach wurde 
geschlossen, Konkursverwalter Heinrich 
von der Beek wurde von der Gläubiger­
versammlung gegen den Heidelberger 
Rechtsanwalt Wellensiek ausgetauscht. 
Der Duisburger Klöckner-Konzern, bishe­
riger Hauptanteilseigner an der Maxhüt­
te, steht mit seiner Stahlsanierung besser 
da, als jemals zuvor; und die Mitglieder 
der bayerischen Staatsregierung straften 
ihre penetranten verbalen Beteuerungen, 
welch unersetzlichen Wert das Oberpfäl­
zer Stahlwerk für die bayerische Wirt­
schaft habe, Lügen. Bayerns Ministerprä­
sident Strauß rühmte sich seiner ,.intensi­
ven Gespräche" in Sonn, Minister Jau­
mann sprach ,.Intensiv" in Brüssel und 
Bundeswirtschaftsminister Bangemann 
nicht weniger .,intensiv" im Arnberg. Doch 
außer Spesen nichts gewesen. Unter 
dem Strich bleiben 1000 Arbeitsplätze 
und eine Geld$Pritze von 100 Millionen für 
die Maxhütte. Zum Vergleich: Millionen 
vom Freistaat für die Fusion vorn Messer­
schmidt-Bölkow-Biohm mit der Panzer­
schmiede Krauss-Maffai, fünf Milliarden 
Subventionen für das Strauß'sche Lieb­
lingskind, den Airbus, für 180 Millionen 
beteiligt sich der Freistaat ganz im Sinne 
des Freizeitpiloten FJS an der Lufthansa 
und 600 Millionen Investitionshilfe fließen 
für die Wiederaufbereitungsanlage. Die 
Maxhütte - ein Puzzlespiel - das richtig 
zusammengesetzt ein Paradebeispiel 
,.politisch gewollter Arbeitslosigkeit" zu­
gunsten der WAA ergibt. 

ütte 
Sterbehilfe • D 
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Klöckner-
der ideale Buhmann 

Bayerns Innenminister August Lang, 
gebürtiger Oberpfälzer, wählte kurz 
nach dem Konkurs der Maxhütte marki· 
ge Worte: " Endlich ist ein Schlußstrich 
zwischen Klöckner und der Maxhütte 
gezogen. Die Gefahr, daß der Stahlkon· 
zern die Maxhütte total ausbluten läßt, 
die Arbeitsplätze abbaut und dle Stahl· 
quoten für eigene Betriebe anrechnen 
läßt, die Arbeitsplätze abbaut und die 
Stahlquoten für eigene Betriebe anrech· 
nen läßt, ist nun vorbei." Sogar Be­
triebsrat Heinrich Schiffer schloß sich 
dem Chor der Erleichterten an: "Mit 
Klöckner ist das größte Obel weg." Sei· 
ne Forderung, die Maxhütte müsse sich 
"aus den Klauen Klöckners befreien, um 
überleben zu können", schien mit dem 
Konkurs endlich in Erfüllung gegangen 
zu sein. 

ln der Tat ist die Talfahrt des 133 Jah· 
re alten Hüttenwerkes untrennbar mit 
dem Duisburger Stahlkonzern verbun­
den. 1977 kaufte sich Klöckner mit 270 
Millionen in die Maxhütte ein. Zwei Jah· 
re später gehörten ihm 100 Prozent. 
Von ehemals über 9 000 Arbeitsplätzen 
blieben trotz Millionensubventionen 
und insgesamt fünf Anpassungs- und 
Strukturprogrammmen angesichts der 
Stahlkrisen derzeit nur 4 700 Arbeits­
plätze übrig. Nachdem die geplante 
Stahl-Elefantenhochzeit zwischen 
Krupp und Klöckner geplatzt war, hatte 
der Duisburger Konzern seine Beteili· 
gung an der Maxhütte auf 49,6 % redu· 
ziert. Der Rest, so hieß es lange, gehört 
dem australischen Rohstoff-Multi CRA, 
der Schweizerischen Bankgesellschaft 



und dem Eschweiler Bergwerksverein 
(Arbed Saamahl). Nach einem Zwi­
schenhoch im Frühjahr 1986 (\1oll· 
beschäftigung bei knapp 6 000 Beschäf· 
tigten) ging es mit der Maxhütte rapide 
bergab. Sinkende Schrottpreise ließen 
die Kon~urrenz ausländischer Mini· 
Elektrostahlwerke übermächtig werden. 

Grenzlandbeauftragter), Georg Freiherr 
von Waldenfels, immer wieder betont. 
der Staat sei " keine Reperaturwerkstät· 
te für strukturschwache Unternehmen". 
Folglich unternahm der Freistaat auch 
nichts, als es galt, den letzten großen 
Coup des Hauses Klöckners zu verhin· 
dern. 

ienste der WAA 
Subventionierter I mportstahl, schlechte 
Baukonjunktur, fallende Dollarkurse 
und die Entschuldung des direkten 
Konkurrenten Arbed·Saarstahl ver· 
sc:hlechterten zusätzlich die Absatz· 
chancen des in der Oberpfälzer Hütte 
produzierten Stahls. Die Betriebsräte 
sprachen damals schon vom Miß· 
management der Klöckner Konzern­
führung, doch Bayerns Regierende ver· 
trauten auf die Kräfte des Marktes und 
das freie Unternehmertum. 

Auf der Bllanzpressekonfel"'n'm seines 
Konzerns Ende März 'B7 ließ Herbart 
Gienow, Chef der Klöckner·Werke AG, 
schließlich die Katze aus dem Sack. 
Trotz eines "operativen Gewinns" von 
45 Millionen DM im Gesamtkonzern soll 
aus der Maxhütte ein "konkurrenzfähi· 
ges Mini-Stahlwerk" mit ca. 3 250 Be­
schäftigten werden. Insider vermuteten 
jedoch, daß Klöckner auf die EG·Still· 
legungsprämie von 630 DM pro Tonne 
nichtproduzierten Stahls spekuliere. Bei 
einer Jahresproduktion von derzeit etwa 
800 000 Tonnen hätte Klöckner dann 
eine satte Abschlachtungsprämie kassie­
ren können. Doch soweit kam es ja be­
kanntlich nicht. 

Staatsregierung 

bleibt untätig 

Noch im Mai 1983 hatte Bayerns 
Wirtschaftsminister Anton Jaumann im 
Landtag großspurig angekündigt, Klöck· 
ner könne nicht tun und lassen, was er 
wolle. "Er ist durch vertragliche Ver· 
pflichtungen von der Staatsregierung 
abhängig." Tatsächlich wurde 1981 im 
Vertrag zwischen Maxhütte, Bund und 
Freistaat im Gegenzug zur Erteilung von 
Investitionsbeihilfen festgelegt, daß ein 
Verkauf von Betriebsteilen oder eine 
Veränderung der Produktpalette der Zu­
stimmung von Bund und Land bedarf. 
Ansonsten könnten Zuschüsse zurückge­
fordert werden. Doch die Klöckner·Vor· 
stände wußten, mit wem sie an einem 
Tisch saßen, hatte doch gleichzeitig der 
bayerische Wirtschaftsstaatssekretär und 
damalige WAA· Koordinator (heute 

Ende 1985 kaufte Klöckner für 120 
Millionen das Herzstück der Maxhütte, 
das moderne Kaltwalzwerk (KWW) in 
Maxhütte-Haidhof mit 720 Arbeits­
plätzen zurück. Einzige Absicht dieser 
Transaktion war die Stillegung des bis 
dahin gewinnbringenden Werkteils, um 
die Stahlquoten dem unausgelasteten 
neuen Klöckner·Werk in Bremen zuzu· 
schanzen. "Dauerarbeitsplätze werden 
dubiosen Konzerninteressen geopfert", 
hatte damals Landrat Hans Schuierer 
kritisiert und den Freistaat vergeblich 
zum Eingreifen aufgefordert. Ende 
1986 hatte die bayerische Staatsregie­
rung das KWW schon abgeschrieben. 
Franz Josef Strauß (" Ich mag diese Re­
gion, die Oberpfälzer verdienen es nicht, 
im Stich gelassen zu werden") betonte, 
es gebe keine rechtliche Möglichkeit, 
den Verkauf des KKW zu verhindern. 

Mehr als ein Jahr später scheint es die­
se Möglichkeit aber doch zu geben. ln 
ruhigem Gewissen, daß es zu spät ist 
und um öffentliche Spiegelfechterei zu 
betreiben, kündigt die bayerische Staats­
regierung am 2.6.87 aus heiterem 
Himmel an, sie wolle vom Klöckner· 
Konzern 54 Millionen DM öffentliche 
Finanzhilfen an die Maxhütte zurück· 
fordern. Die Staatskanzlei habe das 
Wirtschaftsministerium beauftragt, die 
Rückforderung einzuleiten, hieß es. 
Doch seither ist nichts geschehen. Seit 
1. April dieses Jahres stehen im KWW, 
das zuletzt einen Jahresgewinn von 10 
Millionen DM abwarf, die Räder still. 
Klöckner hat sich derweil in ein Kalt· 
walzwerk in Griechenland eingekauft. 

Maxhütte und WAA -
keine zwei Paar Stiefel 

Für das bayerische Stillhalten in 
Sachen Verkauf des Kaltwalzwerkes 
revanchierte sich das SPO-regierte 
Bremen auf seine Weise. Damit 
Klöckner in den Genuß der Still· 
legungsprämie für das KWW kam, 
zahlte Bremen das für die Bundes­
zuschüsse notwendige Drittel. Zu· 
sätzlich befürwortete die Hanse­
stadt im Bundesrat eine lnvesti· 
tionszulage von 10 % für die WAA 
aus dem Topf zur Verbesserung der 
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regionalen Wirtschaftsstruktur. Mit 
diesem stattlichen Steuergeschenk 
von 600 Millionen DM für die WAA· 
Setreiberfirma WAA (eine Summe 
übrigens, die genau dem vielgeprie­
senen Auftragsvolumen für Ober· 
pfälzer Firmen aus dem WAA-Bau 
entspricht}, wäre die gesamte Max· 
hütte saniert gewesen. 

Nach Informationen aus dem Hau· 
se Jaumann hält man 310 Millionen 
für die Auffanggesellschaft, 30 Mio. 
für Sozialpläne, 80 Mio. zur kurz· 
fristigen Fortführung des Betriebs 
der Maxhütte und 200 Millionen zur 
geplanten technischen Umstellung auf 
Elektro-öfen zur Verarbeitung von 
Schrott und Fremderzen für notwendig. 
Summa summarum ca. 600 Millionen 
DM. 

Der Erhalt der 800 Arbeitsplätze im 
KWW wäre zudem weltaus billiger ge­
kommen. 40 Millionen DM waren für 
deren Rettung veranschlagt worden, 
während ein Arbeitsplatz in der WAA 
ca. 1,7 Millionen kosten wird. 

Die bisherige Politik in Sachen WAA 
und Maxhütte kommentierte Betriebsrat 
Schäffer mit den Worten: "Man läßt die 
Region .usbluten, um die Akzeptanz für 
die ungelieb18 WAA zu erhöhen." Ver· 
gebtich gingen die Hüttenwerksarbeiter 
mit Transparenten "WAA - Nein, Max· 
hütte - Ja" auf die Straßen. Die Untä­
tigkelt in Sachen Maxhütte, die Unter­
stützung der WAA und anderer Firmen, 
die Arbeitsmarktpolitik in der Oberpfalz 
haben nur ein Ziel: die Region für die 
WAA reifzuschießen. 

Bayern verdient 
am Untergang der 

Maxhütte 
Die Ma.xhütte mußte jahrelang bei ih· 

ren staatlichen Hausbanken, der Kredit· 
anstatt für Wiederaufbau (Bund) und der 
Landesbank für Aufbaufinanzierung 
(Bayern), satte 10,75 bzw. 10,25% Zin· 
sen zahlen. Die Forderung, diese hor­
rende Belastung aus Hochzinszeiten zu 
verringern, verhaltte bei der bayerischen 
Staatsregierung ungehört. Erst als der 
CSU.Wahlslogan "Bayern von unten" 
den Oberpfälzern im Oktober 1986 in 
den Ohren klingt, bekommt die Maxhüt· 
te drei Tage vor den Landtagswahlen 
den ersehnten Zahlungsaufschub und 
eine Senkung der Hochzinsen um drei 
Prozent. Ein "nettes Wahlkampfbon­
bon" (SPD-Fraktionsvorsitzender Hirse­
mann), das steh kurz vor den Bundestags 
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wahlen wiederholen sollte. Mitte Januar 
1987 kauft der Freistaat der Maxhütte 
nicht betriebsnotwendige Immobilien 
für 52 Millionen DM ab, um so die 
kurzfristige Zahlungsfähigkeit zu si­
chern. "Wiederholt haben wir die Staats­
regierung auf Knien gebeten, die Grund­
stücke zu kaufen", erklärt Betriebsrat 
Schäffer resigniert. Jetzt sei es zu spät, 
"das Kaltwalzwerk ist nicht mehr zu ret­
ten". Schäffers damalige Einschätzung, 
daß mit dem KWW der Anfang vom En­
de des Gesamtwerkes eingeläutet werde, 
bewahrheitete sich schneller, als er be­
fürchtet hatte. Mit zwei Jahren hatte er 
gerechnet, nur ein Monat sollte es noch 
bis zum endgültigen Konkurs dauern. 

Für welche Region und für welche 
Firmen die Herzen der CSU höher 
schlagen, wenn es um Subventionen für 
deren Ansiedlung geht, zeigt die bishe­
rige Arbeitsmarktpolitik in der Ober­
pfalz. Während Innenminister Lang die 
Oberpfalz "auf dem richtigen Weg ins 
Jahr 2000" wähnt, Regierungspräsident 
Karl Krampol in der Region " seit drei 
Jahren ein Wachstumskurs" festgestellt 
haben will und Franz-Josef Strauß für 

aen Zeitraum von 1977 und 1985 im 
Landkreis Schwandorf von 880 neu ge­
schaffenen Arbeitsplätzen spricht, ver­
gessen alle Beteiligten geflissentlich, daß 
in der gleichen Zeit 1 400 Arbeitsplätze 
bei der Maxhütte vernichtet worden 
sind. Bis Ende der 70er Jahre wurden in 
der Region Schwandorf erfolgreich neue 
Betriebe angesiedelt, danach geschah 
nichts mehr. Für die Anlagen der Baye­
rischen Braunkohleindustrie (881), nach 
deren Schließung die Arbeitslosigkeit in 
der WAA-Standortgemeinde Wackert­
dorf auf über 20 % hochgeschnellt war, 
hatte es Interessenten gegeben, die auch 
eine Weiterbeschäftigung der entlasse­
nen Bergbauarbeiter garantiert hätten. 
Doch sie kamen nicht zum Zuge. Heute 
hat die DWK in den alten BBI-Gebäuden 
ihren Stützpunkt in Wackersdorf, auch 
die Polizeifahrzeuge finden dort Platz. 

" Die Staatsregierung hat in der mitt­
leren Oberpfalz keine Untersuchungen 
über Alternativen zur Ansiedlung ande­
rer Industriebetriebe als der WAA ange­
stellt", mußte später sogar Georg Frei­
herr von Waldenfels aus dem Wirt· 
SChaftsministerium zugeben. Der gleiche 
Mann, der sonst Unterstützungen der 
Maxhütte im Einblick auf die "Selbst.re­
gulierungskräfte des Marktes" abschmet· 
terte, kann im Mai 1987 die Eröffnung 
des BMW-Werkes in Regensburg (lnves­
titionssumme 1,3 Milliarden DM), bezu­
schußt aus dem EG-Regionalfonds mit 
26,5 Millionen, feiern, während das 
Städtedreieck sich jahrelang vergeblich 
um eine Ansiedlung eines BMW-Zulie­
ferwerkes beworben hatte. Nicht einmal 
die Bitte der Stadtverwaltung Maxhütte­
Haidhof, darüber mit dem zuständigen 
Staatsministerium und der Regierung 
der Oberpfalz Gespräche führen zu wol­
len, hatte irgendeine Resonanz gefun­
den. 



Die 

Miesmacher 
sind schuld 

Ende Januar 1987 glaubte CSU·Gene· 
ralsekretär Gerold Tandler endlich die 
Ursache für die hohe Arbeitslosigkeit in 
der mittleren Oberpfalz gefunden zu ha· 
ben. "Die Miesmachermusik der WAA· 
Gegner ist schuld daran, wenn keiner im 
Armenhaus Bayerns investieren will." 
Während die "Miesmacher-Gemeinden" 
aus dem Städtedreieck, zumeist ausge­
sprochene WAA-Gegner, in die Röhre 
schauen, wird die WAA·Befürwortschaft 
anderer Gemeinden fürstlich belohnt. 
Das bisher gemeindefreie Gebiet im 
Taxöldener Forst, auf dem die WAA 
entsteht, wurde der klaren Befürworter· 
Gemeinde Wackersdorf zugeteilt. Damit 
erhält sie auch mit 43 % den größten 
Anteil am Gewerbesteuerkuchen der 
von der DWK eigens vor Ort gegründe· 
ten Filiale DWW. Auf die Befürworter· 
gemeinde Bodenwöhr entfallen immer 
noch 29 %, auf Neunburg 10 %, der 
Rest geht nach Schwandorf. Zum Aus­
gleich für das mickrige Zehntel erhielt 
jedoch Neunburg vom Freistaat Bayern 
1985 einen großzügigen Gewerbesteuer· 
jahresausgleich. Der Bau eines 1 OO.Bet· 
ten-Hotels und des neuen Rathauses er· 
hält einen staatlichen Spitzenfördersatz 
von 99,5 Prozent. 

Kleinlich war der Freistaat sowieso 
nie, wenn es um die Ansiedlung der 
WAA ging. Angespannte Staatsfinanzen 
taugten nur bei der Maxhütte als Argu­
ment. Erst im Jahr 1986 im Rahmen ei· 
nes Untersuchungsausschusses im baye· 
rischen Landtag wurde jedem Interes­
sierten klar, wie Bayern das Gerangel 
um die WAA mitdem Land Niedersach· 
sen für sich entscheiden konnte. Hatte 
die CSU zwar noch mit ihrer Landtags· 
mehrheit den Briefwechsel zwischen den 
beiden Ministerpräsidenten Albrecht 
und Strauß für geheim erklären lassen 
können, konnte sie das Durchsickern 
wichtiger Details nicht verhindern. Da 
beschwert sich Albrecht im Februar 
1985 bei Strauß über den "Verstoß ge­
gen gemeinsame Vereinbarungen zur Be­
schränkung des Subventionswettlaufes" 
in Sachen WAA. Strauß kontert, Al· 
brecht habe der DWK nicht nur eine 
100prozentige Ausschöpfung der Infra· 
strukturmaßnahmen, sondern auch die 
Finanzierung von Rodungsarbeiten, 
Straßen· und Wasseranschlüssen, sowie 
einen Grundstückspreis von nur vier 
Mark pro Quadratmeter versprochen. 
Strauß vergaß dabei geflissentlich, daß 
der Freistaat der DWK sogar eine Lan· 
desbürgschaft in Höhe von zwei Milliar· 

den DM zugesichert hatte. Das 138 ha 
große Gelände im Taxöldener Forst 
kaufte die DWK für einen Spottpreis 
von 2,17 DM pro Quadratmeter inklusi· 
ve Holz ab. Ganz zu schweigen von Zu· 
schüssen für Verkehrs- Wasser· und 
Energieanschlüsse erhält die DWK ja die 
regionale Investitionszulage in Höhe von 
600 Millionen DM. 

Neben alt dem Geldgeschiebe brachte 

damals Strauß als Trumpf die politische 
Situation der Oberpfalz, die "an Indus­
trieanlagen gewöhnte Bevölkerung" ins 
Gespräch. Und der Joker stach. Die sog. 
"Akzeptanzvorteile" gaben schließlich 
den Ausschlag für den bayerischen 
Standort. ln dieses Konzept paßte auch 
die hohe Arbeitslosigkeit in der Region, 
damit das Arbeitsplatzargument der 
WAA·Betreiber verfangen konnte. 

CSU - Retter der Oberpfalz 9 • 
Dennoch läßt die bayerische Regie­

rungspartei, allen voran ihr Ministerprä· 
sident, keine Gelegenheit aus, sich als 
Anwalt der Oberpfalz zu preisen. Da 
versuchte der jetzige Grenzlandbeauf· 
tragte und ehemalige WAA·Koordinator 
der Staatsregierung, Freiherr von Wal· 
denfels, den Neuaufbau einer Bereit· 
schaftspolizei·Abteilung mit vier Hun· 
dertschaften in Sulzbach-Rosenberg 
(Baukosten: 100 Millionen DM) als 

Grenzlandförderung zu verkaufen und 
Franz Josef Strauß tingelte landauf, 
landab mit der sogenannten Koalitions­
vereinbarung der Bundesregierung zur 

Maxhütte. Nur mit "EIIbogengewalt sei 
es ihm gelungen, die Maxhütte wieder in 
den Koalitionsvereinbarungen zu ver· 
ankern", tönte er im Februar diese Jah· 
res. Daraus, so Strauß weiter, ergebe 
sich die "unmißverständliche Pflicht der 
Bundesregierung, zum Erhalt der Max· 
hütte beizutragen". Doch bei genauerem 
Hinsehen erweist sich die ausgehandelte 
Formel als "nicht einmal das Papier 
wert, auf dem sie gedruckt ist" (ein 
Maxhütte-Betriebsrat): "Bei der Bewäl· 
tigung der Anpassungsprobleme in der 
Stahlindustrie wird die Bundesregierung 
alles im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
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tun, um unter anderem die Maxhütte 
entsprechend zu berücksichtigen." Da­
raus eine Standortgarantie herauszule­
sen, wie es Strauß tut, läßt sich durch 
nichts rechtfertigen. 

Das Schielen des Freistaats nach Bonn 
zieht sich auch nach dem Konkurs der 
Maxhütte fort, um von der eigenen Un­
tätigkeit abzulenken. Bereits zwei Wo· 
chen nach dem Konkurs hatte der wirt· 
schaftspolitische Sprecher der CDUI 
CSU·Bundestagsfraktion Matthias Wiss· 
mann eine Beteiligung des Bundes an ei· 
ner Auffanggesellschaft strikt abgelehnt. 
Es werde keinen neuen Subventions­
wettlauf geben. Aus dem Bundeswirt· 
Schaftsministerium verlautete, es gebe 
keinerlei Garantien für Stahlstandorte. 
Die "massiven Finanzhilfen" (Bundes­
wirtschaftsminister Bangemann) in Hö­
he von 180 Millionen DM beziehen sich 
ausdrücklich nicht auf die bedrohten 
Stahlbetriebe, sondern auf die Standort· 
gebiete. Sollte es eine Standortgarantie 
geben, könnte sich davon ebenfalls nie­
mand etwas kaufen, denn " Standort er· 
halten heißt auch eine Blechdosenfabrik 
mit 15 Arbeitsplätzen" (ein Maxhütte· 
Betriebsrat). 

Aus "ordnungspolitischen Gründen" 
hatte es der Freistaat lange Zeit ab­
gelehnt, sich an der Auffanggesellschaft 
der Maxhütte zu beteiligen. Auch jetzt 
will man sich nur kurzfristig beteiligen, 
um dann die Anteile in Privathände zu 
übergeben. 

Der Fall 

Airbus 

Das Stichwort "Ordnungspolitik" und 
" freies Spiel der Kräfte" , das den Regie­
renden im Fall der Maxhütte leicht von 
den Lippen geht, wird woanders tun· 
liehst vermieden. Hatte schon die staat· 
liehe Landesbank für Aufbaufinanzie· 
rung im Januar 1985 Millionen in die 
Fusion der beiden bayerischen Rüs· 
tungsunternehmen Messerschmldt·Böl· 
kow·Biohm und Krauss-Maffai gepumpt 
(der Freistaat hält 23,6 % an MBB) 
spielt nun, parallel zum Konkurs der 
Maxhütte MBB wieder eine herausra· 
gende Rolle. 

Um das Image- und Verlustprojekt der 
europäischen Luftfahrtindustrie, den 
Airbus, über die Runden zu retten und 
neue Langstreckenflugzeuge zu ent· 
wickeln, bewies Franz·Josef Strauß, was 
Ellbogen in Bonn bewirken, sollten sie 
einmal für den "richtigen" Zweck einge­
setzt werden. 

Strauß, Aufsichtsratsvorsitzender der 
Deutschen Airbus AG, die wiederum 
eine 100prozentige Tochter von MBB 
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ist, forderte im Mai 1987 weitere Mil· 
Hardensubventionen für den Airbus. Bis 
dahin hatte das Lieblingsprojekt des 
bayerischen Ministerpräsidenten bereits 
4 Milliarden DM Steuergelder verschlun­
gen, ohne aus den roten Zahlen heraus­
zukommen. Um die MBB-Forderung 
nach neuen 7 Milliarden durchzu· 
drücken, hatte Strauß seinen Spezi Erich 
Riedl auserkoren. 

Riedl, langjähriger Präsident des Fuß· 
ballklubs 1860 München, bis er wegen 
finanzieller Ungereimtheiten seinen Hut 
nehmen mußte, und nebenberuflich 
Bauunternehmer, gehörte bisher dem 
Haushaltsausschuß und dem Innenaus­
schuß des Bundestags an. Jetzt sitzt er 
als Parlamentarischer Staatsekretär im 
Wirtschaftsministerium. Aufgabenbe­
reich: Luft· und Raumfahrtindustrie. 
Riedl machte seine Sache gut. Zwar 
wurde die Forderung von MBB nach 7 
Milliarden DM nicht erfüllt, doch unter 
dem Strich streicht der Konzern knapp 
5 Milliarden ein. 

1,9 Milliarden, um die sog. Altlasten, 
die beim Bau der Modelle A300 und 
A31 0 entstanden sind, abzudecken. 
Zum Vergleich: der gesamte Schulden­
stand der Maxhütte beläuft sich auf ca. 
700 Millionen DM. 

Allein 3 Milliarden streicht die Deut· 
sehe Airbus GmbH ein, um die Lang­
streckenflugzeuge A340 und A330 zu 
entwickeln, deren Absatzchancen in 
Konkurrenz zu den amerikanischen 

Flugzeugfirmen völlig ungewiß sind. Wo 
genaue Kalkulationen fehlen, bedarf es 
mystischer Verklärung, um derartige 
Geldspritzen zu rechtfertigen. FJS: "Mit 
dieser Entscheidung geht Europa einen 
wichtigen Schritt in die Zukunft." Erich 
Riedl steht dem in Nichts nach: " Die 
Entscheidung ist industriepolitisch not· 
wendig, da der Airbus zum Identifika­
tionssymbol eines technologisch eben· 
bürtigen Europas geworden ist." Auch 
Frankreich und Großbritannien ließen 
sich nicht lumpen und steuerten 2 bzw. 
1,6 Mrd. DM bei. Die Größenordnung 
der spanischen Beteiligung liegt noch 
nicht fest. 

Kurz nach der Entscheidung der Bun­
desregierung gibt MBB d ie neue Marsch­
route des Airbus-Projekts heraus. Da die 
Gelder nicht ausreichen, um alle finan­
ziellen Löcher zu stopfen, erhoffen sich 
die Flugzeugbauer eine militärische 
Nutzung des Airbus. Die Chancen der 
Airbus-Familie in den lukrativen Rüs­
tungsmarkt einzusteigen, wurden von 
MG G-Geschäftsführungsm itgl ied Meh· 
dorn als positiv eingeschätzt. "Wir ha­
ben uns gesagt, europäische Luftwaffen 
könnten doch europäische Flugzeuge 
fliegen." Wie gerufen kam kurz nach der 
Entscheidung der Bundesregierung für 
die 5 Milliarden Subventionen ein an­
deres staatliches Unternehmen. Die 
Deutsche Lufthansa schloß einen Kauf­
vertrag für 15 Maschinen des Airbus­
Typs A340 an und eine Option für wei­
tere 15 Langstrecken-Jets. 

Aufgespießt 
,.Anton Jaumann rettet Maxhütte" 

Überschrift eines Berichts der 
Bonner Zeitung "Die Welf'. 

,. v·on einer Rettung der Maxbiitte 
kann jedenfalls noch keine Rede sein, 
wie selbst Wirtschaftsminister Jau­
mann einräumt" 

Aus dem Kommentar neben 
dem "Welf'-Bericht. D/R/S 



... 
Konkurs als 

Wihrend der Freistaat Bayern im 
Doppelhaushalt 1987/88 allein vier Mil­
liarden DM für Polizei und Verfas1u~ 
schutz ausgibt. sind für die MaxhOtte 
keine Gelder in Sicht und damit auch 
keine Rettung. Der Anfangs hochgelob­
te Konku ... verwatter, der OüsseldortJr 
Jurist Heinrich von der Beek, ein Spezi 
des Maxhütten-Vorstandschef Joachim 
Oberländer, wurde von der Gläubiger· 
venemmlung Mitte Juni abgelöst. Er 
habe zu wenig Erfahrung mit der Ab­
wicklung von Konkursen, hatte es ge­
halBen. Als er sein Amt angetreten hat· 
te, klang das ganz anders. "Ein Kenner 
der Krilenbranche Stahl" mit "einschlä­
giger Erfatvung in der Abwicklung von 
Konkursen" charakterisierte der "Neue 
Tfl/' den neuen Mann an der Spitze der 
Maxhütte. Knapp drei Wochen vor sei­
ner Ablösung hatten die Betriebsräte der 
Maxhütte-Standorte von der Beek ihr 
Mißtrauen ausgesprochen. Sie warfen 
Ihm mangelnde Initiative, "dilettanti­
sches Vorgehen" und eine "totale 
Klöckner-Abhinglgkeit'' vor. Er biete 
keine Gewähr für den Erhalt der Ar· 
bettsplätze in der Maxhütte. 

Am Beispiel der zur Maxhütte gehö­
renden Erzgrube "Leonie" im oberpfil­
zilc:hen Auerbauch hatte von der Beek 
vorexerziert, wie er sich die Abwiddung 
des Konkurses vorgestellt hätte. Vier 
Wochen nach dem Konkurs kündigte 
Beek die Schließung der Erzgrube an 
und schickte 133 Bergarbeitern, darun-

Sterbehilfe 

ter etlichen Schwerbehinderten und Be­
triebsraumitgliedern mit besonderem 
Kündigungsschutz, den blauen Brief. 
Weitere Entlassungen folgten. Oie letzte 
Schicht in der "Leonie" wurde am 8. 
Mai um 21.45 Uhr gefahren, seitdem ist 
die Grube, deren Vorräte auf 30 Millio­
nen Tonnen Eisenerz geschätzt werden, 
dicht. 

Von der Beek favorisierte das bereits 
schon von Klöckner-Chef Gienow bevor· 
zugte Maxhütte-Konzept eines Mini­
Stahlwerkes mit Verarbeitung von 
Fremderzen und Sdlrott. ln diesen Plä­
nen, so Oberländer, besitzt die Grube 
mit ihren 291 Beschäftigten, "keinen 
politischen und volkswirtschaftlichen 
Stellenwert" mehr. Oie Arbeiter sollten, 
so von der Beek, sofort ihren Urlaub an­
treten. Doch die Kumpel beharrten auf 
ihrem tarifvertraglich verankertem Ar· 
beitsrecht. "Wir fahren weiter ein", hat· 
te Betriebsratsvorsitzender Beiz betont 
und notfalls die Besetzung der Grube 
angekündigt. Solange der Konkursver­
walter einen Sozialplan strikt ablehnte, 
wollte der Betriebstat keine einzige 
Kündigung unterschreiben. Von . der 
Beek antwortete mit Aussperrung und 
Entlassung der Bergarbeiter und wider· 
setzte sich weiterhin den Sozialplänen. 
Als Beek sogar Gespräche darilber mit 
Gewerkschaften und Betriebsriten ab­
lehnte, sprach Ihm der Betriebw'at sein 
Mißtrauen aus. 

Der neue Konkursverwalter Wellensiek 
versprach nun, das ganze Verfahren zu 
beschleunigen. Drei Interessenten an der 
Maxhütte kamen Ins Gespräch, und ver­
schiedene Gutachterfirmen, darunter die 
lOrieher Hayek-Engineering. Deren \«· 
schläge machte sich letztendlich die 
bayerische Staatsregierung zu eigen. 
WAhrend Jaumann schon Im 'bfeld 
,.deutliche Abechmelzungsprozess" an­
gei<Ondlgt hatte, verwies er Zahlen, die 
ein Restbestand von 1500Aibeitsplitzen 
in einem Ministahlwerk vorsahen, Ins 
Reich der Phantasie. Anfang Jool 
schraubte er die Kosten t0r die Sanierung 
des Stahlwerks auf stolze 600 Millionen 
DM hinauf. ,.Das kannst du vergessen, 
das 1st ja ein Beerdlgungskonzept", kom­
mentierte damals Gesamtbetriebs 
vorsitzender Kk:k des Ministers Rechen­
exempel und er sollte Recht behalten. 
Nun gibt es die PlAne des Freistaats 
schwarz auf wel8: ein Stahlwerk ohne ei­
gene Stahlerzeugung mit maximal 1000 
Arbeitsplätzen soft in fOnf Jahren entste­
hen. Für SozialplAne soll zu zwei Dritteln 
der Bund zuständig sein. Während die 
bisher immer noch nicht gegründete Auf­
fanggesellschaft ,.Ausschau halten" soll 
nach zukünftigen Maxhütte-lnteressen­
ten, verspricht Jaumann- ohne rot zu 
werden -die Ansiedlung von Ersatzar­
beitsplätzen in die mittlere Oberpfalz. 
,.Doppelstrategle" sagt er dazu. Der Kon­
ki.I'SVef'W8Iter nennt das .einen Schritt in 
die richtige Richtung" und Betriebsrats­
vorsitzender Kick .einen Schlag Ins Ge­
sicht" . 

Der einzige, der den Maxhütte Kon­
kurs zur Konsolidierung nutzt, Ist der 
Klöckner-Konzern. Vorstandschef Her· 
bert Gienow kündigte einen Kapital· 
schnitt im Verhältnis von vier zu eins 
an. 75 % des Klöckner-Grundkapitals 
von 469 Millionen DM gehen damit für 
die Aktionäre verloren, um den Ver· 
mögensverlust aus dem Maxhütte-Kon­
kurs von 380 Millionen zu bereinigen. 
"Wir stehen damit deutlich besser da als 
vorher", frohlockte Gienow,. der mit 
Hilfe der Deutschen Bank, die den 
Großteil der Vorfinanzierung für das 
neue Grundkapital leisten soll, den Ge­
samtkonzern sanieren will. Bei Offenle­
gung dieser Pläne ergab sich ein über· 
raschendes Detail: die Klöckner Werke 
waren nicht wie immer behauptet zu 
nur 49,6 % an der Maxhütte beteiligt. 
sondern insgesamt zu 85 %. Klöckner 
hatte jedoch das Stimmrecht für 35 %je 
zur Hälfte dem australischen Multi CRA 
und dem Schweizer Bankenverein über· 
lassen. 

\Maxbütle'/ 1tlaxhülle 
I JA . I JA 
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-WAA - Genehmi 
IIN WilliRIS BIISPIIl 

Lange Zelt hat sich RADI-AKTIV nicht 
mehr mit dem juristischen Tell des WI­
derstands, den atom- und baurechtli­
ehen Verfahren gegen die WAA be­
schäftigt. 
ln der letzten Ausgabe wollten wir die­
ses Thema in Angrif nehmen. Dann fiel 
Jedoch der Redaktionsschluß prak­
tisch mit dem entscheidenden Prozeß 
am 2.4.87 zusammen, sodaß wir aus 
zeltliehen Gründen nicht gründlich ge­
nug Ober den Stand der zahlreichen 
Verfahren berichten konnten. 
ln der Anti-WAAIAKW-Bewegung sind 
ja tellweise Sinn und Zweck dieser 
Mammutverfahren heftig umstritten. 
Dasliegtwohl hauptsächlich an den Er-

1\idu alle~ 

gebnissen, die die meisten atomrecht­
lichen Verfahren hatten: bislang konn­
te wohl kein Prozeß einen AKW-Bau 
tatsichlieh verhindern. Vielmehr spiel­
te Immer der massive außerparlamen­
tarische Widerstand die entscheiden­
de Rolle für zumindest zeltlieh be­
grenzte Baustops. 
So wird es wohl auch mit derWAA sein 
- betrachtet man die bislang ergange­
nen Urteile und Beschlüsse. 
Dennoch haben diese Verfahren auch 
eine wichtige Funktion für den Wider­
stand gegen das bundesdeutsche 
Atomprogramm; dringt man in die 
komplexe Materie ein wenig tiefer ein, 
so wird mit eindrucksvoller Deutlich-

n a~ d .. ,,, I> 1 " 
· ' '-Cl' II Cfll!. ' ,, 
"' au •I • pnt ' "· 

t ' '" 'cranh, m1cu 
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kelt das Zusammenspiel von Atomma­
fia, Genehmigungsbehörden und letzt­
lich auch der Justiz vorgeführt; so lan­
ge der erklärte politische Wille, das 
bundesdeutsche Atomprogramm 
durchzuziehen, Bestand hat, so lange 
werden reibungslos die Genehmigun­
gen erteilt und anschließend auch 
noch durch teilweise waghalsige juri­
stische Konstruktionen abgesegnet. 
Dabei wird der gesetzliche Rahmen ge­
knetet, bis er paßt: "Fortentwlcklung 
durch Rechtsprechung" nennt man 
das, oder aber auch politische Justiz. 
Allein dieses Schauspiel macht wohl 
schon die Einleitung dieser Verfahren 
durch WAA-Gegner/lnnen sinnvoll. 

Der Brief des VGH 

Am 16.2.87 überraschte der VGH Mün­
chen, 22. Senat, alle Prozeßbeteiligten 
mit einem sChreiben. darin äußerte er sei­
ne (vorläufige) Rechtsmeinung zur 1. Tei­
lerrichtungsgenehmigung ... (TEG) Diese 
Auffassung löste sogar Staunen bei der 
DWK, Betreiberio der WAA, aus: 
Dr. Metzner, Vorsitzender des 22. Senats 
teilte mit, daß er die 1. TEG gar nicht für 
notwendig halte. Die Anlagenteile, die 
von derTEG umfaßt seien (das ist dieAu­
ßenzaunanlage, die Anlagenwache I so­
wie die Errichtung des Brennelemente­
eingangslager) seien mit einer einfachen 
Baugenehmigung auszustatten, was ja 
schon Monate zuvor passiert war. Der 
Grund hierführ sei, daß diese Anlagentei­
le nicht unmittelbar mit dem Wiederauf­
bereitungsprozeß zusammenhingen, 
deshalb auch nicht mit einer (strengen) 
atomrechtlichen Genehmigung auszus­
tatten seien. 
Mit diesem Brief schien eine Überra­
schung für das erste atomrechtliche Ver­
fahren vorprogrammiert, welches für den 
2.4.87 terminiert war: Denn immerhin war 
der Erteilung der 1. TEG ein langwieriges, 
höchst kompliziertes Verfahren vorange­
gangen. Tausende von Einwendungen 
wurden von Bürgern, Gemeinden, Anlie­
gern etc. gegen den Bau der WAA erho­
ben. Es hatte einen fragwürdigen Erörte­
rungstermin gegeben, der mit einem Aus­
zug der Einwender und Einwenderinnen 
samt ihrem Anwalt endete. Immerhin hat­
te das Bayerische Staatsministerium für 
Landwirtschaft und Umweltschutz inner­
halb der 1. TEG der gesamten WAA eine 
Art Persilschein erteilt, das sog. vorläufi­
ge Gesamturteil, mit dem die gesamte 
Anlage als mit den Gesetzen vereinbar 
und damit genehmigungsfähig erklärt 



gungsverfahren 
POLITISCHER JUSTIZ 
Problematisch istdabei nurimmerwie­
der die Vermittelbarkelt: die Verfahren 
erfordern inzwischen eine dermaßen 
weltgehende Einarbeitung in die Mate­
rie, daß sie kaum noch von vielen-und 
seien sie noch so interessiert - er­
bracht werden kann, so sie nicht beruf­
lich damit zu tun haben. 
Das ist schade; dahinter läßt sich aber 
auch Methode vermuten: nichts kann 
so gut von der Wahrnehmung eigener 
Rechte abhalten wie die Undurch­
schaubarkelt der Jurisprudenz, nichts 
schreckt so gut eine demokratische 
Öffentlichkeit von der kritischen Verfol­
gung eines solchen Prozesses ab wie 
dies. Der Mechanismus ist der gleiche: 

wurde. All dies sollte nun überflüssig ge­
wesen sein, weil einfache Baugenehmi­
gungen für die Anlagenteile ausgereicht 
hätten ... 
Man durfte also auf den Prozeß gespannt 
sein. 

Teilrückzug der DWK 
Einen Tag nach dem Brief des VGH erklär­
te die DWK gegenüber dem Umweltmini­
sterium, daß sie den Antrag auf Erteilung 
einer TEG hinsichtlich der Baugrube für 
das Prozeßgebäude zurückziehe. Diese 
Baugrube war auch Gegenstand der 1. 
TEG. Am 27.3.87 veröffentlichte dann das 
Umweltministerium einen sog. Teilrück­
nahmebescheid. Danach wurde die TEG 
hinsichtlich der Baugrube für das Haupt­
prozeßgebäude zurück genommen - al­
so entsprechend des Antrags der DWK. 
Im Spiegel vom 23.3.87 wurde über den 
Rückzieher der DWK spekuliert: 
"Mitte März informierte die Kraftwerk Uni­
on (KWU), Generalunternehmer für den 
Bau . .. ihren Auftraggeber, die vereinbar­
ten Kosten und Zeitpläne seien nicht ein­
zuhalten ... Die Schuld an dem Debakel 
schoben die KWU-Ingenieure ihrem Auf­
traggeber zu, der Deutschen Gesell­
schaft für Wiederaufarbeitung von Kern­
brennstoffen (DWK). Bei der Uberprüfung 
der noch von der DWK erarbeiteten Kon­
zeption und der Unterlagen des seit 1982 
laufenden atomrechtlichen Genehmi­
gungsverfahrens fanden die KWU-Techni­
ker so viele Mängel, daß sie die Konse­
quenzen zogen ... Erste Anzeichen für 
Schwierigkeiten waren schon vor einigen 
Wochen erkennbar. Damals hatte die 
DWK übe"aschend darauf verzichtet, die 
in der ersten Jeilerrichtungsgenehmigung 
gegebene Erlaubnis zum Ausheben der 
Baugrube für das Hauptprozeßgebäude 
zu nutzen. Man brauche sie im jetzigen 

in den Verwaltungsverfahren hoch­
komplizierte Prozeßstoffe und Defini­
tionen, die nichts mehr mit dem her­
kömmlichen Sprachverständnis ge­
mein haben; in den Strafprozessen in 
der Oberpfalz eine derartige Lawine 
der Verfahren, daß eine lückenlose Be­
obachtung geschweige denn Aufarbei­
tung der Verfahren unmöglich ge­
machtwird. 
Allein durch das organisierte Herange­
hen der Anti-WAA-Bewegung an die 
atomrechtlichen Verfahren, allein 
durch die hartnäckige Öffentlichkeits­
und Pressearbeit der Klägerlinnen und 
ihres Rechtsanwalts Baumann konnte 
dem etwas entgegengesetzt werden. 

Stadium noch nicht. Der wahre Grund: 
Die Ausmaße des geplanten Gebäudes 
sind inzwischen so geändert, daß sie mit 
den Maßen der beantragten Baugrube 
nicht mehr übereinstimmen. Bisher ist 
dem DWK-Vorstand nur ein windiger Aus­
weg eingefallen: Die französische Firma 
Socit§te generate pour /es techniques 
nouvelles (SGN) soll die KWU-Einwände 
prüfen und - wenn sie zu erfreulicheren 
Erkenntnissen kommt- der KWU Konkur­
renz machen und die Anlage im Rahmen 
des ursprünglichen DWK Konzeptes bau­
en". 

Im folgenden also versuchen wir den 
derzeitigen Stand der Verfahren darzu­
stellen und die nach unserer Auffas­
sung skandalöse Rechtsauffassung 
des VGH zu beleuchten. 

Wir haben uns bemüht, das ganze auch 
für Nicht-Juristen und Nicht-Naturwis­
senschaftler einigermaßen verständ· 
lich zu machen. Gleichzeitig weisen 
wir aber auch darauf hin, daß wir keine 
Fachredaktion sind und sich daher 
durchaus einzelne Fehler eingeschli­
chen haben könnten. 

der Rücknahme des Bescheids hatte das 
Ministerium wohl weniger seine nunmeh­
rige Einsicht in die Gefährlichkeit derWAA 
zum Ausdruck gebracht, sondern 
schlicht einem Antrag der Betreiberin fol­
ge geleistet. 

Das Verfahren­
Oberpfälzer 
Ausnahmezustand auch 
beimVGH 
So begann also unter unsicherem Vorzei-

Warnung des Bundesamtes 
für Gesundheitswesen: 
Atmen kann Ihre 
Gesundheit gefährden. 

Inwieweit dies nun die ausschließlichen 
Hintergründe sind läßt sich wohl nicht 
feststellen. Denn unter Umständen han­
delt es sich hierbei auch um eine Reak­
tion der DWK auf das Schreiben des VGH. 
Denn mit der Baugrube für das Hauptpro­
zeßgebäude, in dem ja schließlich der ei­
gentliche Wiederaufbereitungsprozeß 
stattfinden soll, ließe sich ein Zusammen­
hang mit dem Anlagenkern nicht so leicht 
wegdefinieren. 
Nicht ganz nachvollziehbar war ange­
sichts dieses Vorgangs die Erklärung der 
Klägerseite, die Rücknahme dieses Teils 
der TEG stelle einen Erfolg dar. Denn mit 

chen das atomrechtliche Verfahren, ge­
gen die 1. TEG. Zur Vorbereitung der Ver­
handlung am 2.4.87 hatten die Kläger/in­
nen über ihren Rechtsanwalt Wolfgang 
Baumann aus Würzburg Hunderte von 
Seiten an Schriftsätzen dem Gericht zu­
kommen lassen, auf denen aus juristi­
scher und wissenschaftlich-technischer 
Sicht die Gefahren der WAA, und damit 
deren Genehmigungsunfähigkeit darge­
legt waren. Es waren zahlreiche Gutach­
ten in Auftrag gegeben worden, die zum 
Teil erschreckende Ergebnisse hinsicht­
lich der von der WAA zu erwartenden Ern­
missionen als auch hinsichltich der Unge-
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eignetheit des Standortes Wackersdorf 
zu Tage befördert hatten. (Siehe dazu ge­
sonderten Artikel). 
Selbstredend waren auch die Anwälte der 
DWK nicht untätig geblieben und ver­
suchten -allerdings nach unserer Auffas­
sung vergeblich - die Ausführungen der 
Klägerlinnen zu widerlegen. Auch die be­
teiligten Behörden hatten einiges an Pa­
pier produziert. 
An und für sich sollte das Verfahren ein Eil­
verfahren sein. Denn das BayStMLU (Um­
weltministerium) hatte die erste TEG für 
sofort vollziehbar erklärt. Hiergegen muß­
te mit einem gesonderten Antrag (gern. § 
80 Abs. 5 VwGO) vorgegangen werden, 
um die Vollziehung der TEG zu verhin­
dern. Das eigentliche Hauptsacheverfah­
ren hatte die Widersprüche gegen die 
TEG zum Gegenstand. Allerdings haben 
die Eilverfahren gegen derartige Geneh­
migungen insofern ungemein an Bedeu­
tung gewonnen, als in den Verfahren dar­
über entschieden wird, inwieweit das da­
zugehörige Hauptsacheverfahren Aus­
sicht auf Erfolg hat. 
Allerdings hatte derVGH offensichtlich ei­
nen anderen Begriff von Eile als dies her­
kömmlich darunter verstanden wird. 
Jedenfalls mußten die Kläger/innen 17 
Monate auf die mündliche Verhandlung 
warten. Der VGH verband dabei einfach 
das Eilverfahren mit dem Hauptsachever­
fahren. Scheinheilig erklärt er dies damit, 
er wolle den Klägern einen möglichst 
schnellen Weg zum Bundesverwaltungs­
gericht und Bundesverfassungericht er­
möglichen, indem er sie nicht noch länger 
auf die Durchführung des Hauptverfah­
rens warten lasse. Daß diese scheinbare 
Freundlichkeit gegenüber den Klägern 
schlichter Betrug war, wurde bei der Ur­
teilsverkündung deutlich: denn die Revi­
sion gegen das Urteil wurde gar nicht zu­
gelassen. 

Sicherheitsvorkehrungen 
a Ia Oberpfalz 
Inzwischen ist auch der VGH dazu über­
gegangen, die verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren in einem Klima durchzuführen, 
welches sog. ,;rerroristenprozessen" ent­
liehen ist. Schärfste Polizeikontrollen 
mußten nicht nur alle Besucherlinnen 
über sich ergehen lassen; sämtliche Ta­
schen wurden durchwühlt. Auch die Ak­
ten und Unterlagen der Kläger/innen und 
deren Rechtsanwaltes wurden durch­
sucht. Hinter den Klägern wurde im Ge­
richtssaal ein ziviler Polizeibeamter pla­
ziert. Ein hierauf gestützter Antrag der 
Kläger, den Vorsitzenden Richter Dr. 
Metzner wegen Befangenheit abzuleh­
nen, wurde selbstredend verworfen. 

Das Schauspiel begann 
Zu Beginn wurde von Seiten des Gerichts 
der Eindruck erweckt, als sei die Durch­
führung, eines gründlichen, ausführlichen 
auf alle Gutachten und aufgeworfenen 
Rechtsfragen eingehenden Verfahres be­
absichtigt. So wurde noch am ersten Tag 
die Hinzuziehung eines Ergänzungsrich­
ters erwähnt, damit nicht etwa durch das 
Ausfallen eines Richters des Senats der 
gesamte Prozeß platzen müßte. 
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Tatsächlich dauerte das Spektakel dann 
einen einzigen mickrigen Tag. Und das 
hing mit der abstrusen Rechtsauffassung 
des VGH zur Frage der 1. TEG zusammen. 
Denn die in dem Schreiben angekündigte 
Auffassung des VGH sollte Grundlage 
des Urteils werden. 

Salamitaktik 
Der VGH hob also Tatsächlich die erste 
TEG auf; sie sei rechtswidrig gewesen 
(was ja zunächst scheinbar ganz im Sinne 
der Kläger ist, bei näherem Hinsehen sich 
aber als weiteren Rückschritt entpuppt!). 
Für die Errichtung des Brennelementeein­
gangslagers, den Außenzaun und die An­
lagenwache, sei eine atomrechtliche Ge­
nehmigung gar nicht erforderlich gewe­
sen, vielmehr reichten die bereits erteilten 
und für sofort vollziehbar erklärten Bau­
genehmigungen aus. Und weil die TEG 
überflüssig sei, sei sie rechtswidrig. Und 
eine rechtswidrige TEG verletzte die Klä­
ger in ihren Rechten ... 

./Jrennefemente aw 
dem Kernkralewerk 

Bei dieser Definition ist für die Gerichte 
entscheidend, ob Anlagenteile ,den ge­
fahrlosen Betrieb überhaupt erst er­
möglichen', also für die nukleare Sicher­
heit maßgeblich sind, weniger also der 
räumliche oder betrieblich,e Zusammen­
hang. 
So stufte auch das BVerwG die Kühltür­
me als nicht unter diesen Anlagenbegriff 
fallend ein: "Fällt der Kühlturm aus hat 
das lediglich zur Folge, daß der Reaktor 
aus Gründen des Gewässerschutzes 
ausgeschaltet werden muß" (a.a.O.). 
Damit wird eine gesamte Anlage zersplit­
tert in atomrechtlich relevante Teile und 
andere. Diese Methode - auch Salami­
taktik genannt- hat derVGH auch bei sei­
nem Urteil von 2.4.87 praktiziert: Da der 
dem Atomgesetz zugrundeliegende 
Schutzzweck die Abwehr nuklearspezifi­
scher Gefahren sei, dürften auch nur sol­
che Anlageteile der WAA unter den stren­
gen Voraussetzungen einer atomrechtli­
chen Genehmigung zu prüfen sein, die 
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11Abgebrannte11 Reaktorbrennlemente enthalten noch bedeutende Mengen ungenutztes 
Uran sowie spaltbares Plutonium. Im Aufarbeitungsprozeß werden diese Stoffe 
von den radioaktiven Spaltprodukten getrennt. 
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Bei seiner Argumentation stützte sich der 
VGH auf ein Urteil des Bundesverwal­
tungsgerichts (BVerwG) zum AKW Wyhl 
vom 19.12.85. Damals hatte das Bundes­
verwaltungsgericht in einer viel diskutier­
ten Entscheidung die geplanten Kühltür­
me des AKW's aus dem atomrechtlichen 
Begriff einer "Anlage zur Spaltung von 
Kernbrennstoffen" ausgeklammert. Un­
ter einer Anlage iSd § 7 AtomG falle der 
Anlagenkern- die Reaktoren- sowie" al­
le mit diesen in einem räumlichen und be­
trieblichen Zusammenhang stehenden 
Einrichtungen die seinen gefahrlosen Be­
trieb überhaupt erst ermöglichen; hierzu 
zählen alle diejenigen Vorrichtungen, wel­
che erforderlich sind, um eine unzulässi­
ge radioaktive Strahlung-sei es beim be­
stimmungsgemäßen Betrieb, sei es beim 
Störfalle- auszuschließen (BVerwGE 72, 
300ft) ... 

diesem Schutzzweck unmittelbar dienen. 
Nun ist aber der Anlagenbegriff einerWAA 
im Atomgesetz überhaupt nicht definiert. 
Deshalb versuchte sich derVGH selbst in 
einer Differzierung zwischen den ver­
schiedenen Anlagenteilen. 
Selbstverständlich gehöre zum Anlagen­
kern "die Zerkleinerung der ausgedienten 
Brennelemente, die Auflösung und che­
mische Zerlegung des Brennstoffs, die 
Uran- und Plutoniumextraktion sowie die 
Uran- und Plutoniumreinigung." (Die für 
diesen Vorgang erforderlichen Einrichtun­
gen sind allerdings erst Gegenstand der 
2. TEG, somit nicht Gegenstand des Ur­
teils.) Hinsichtlich der anderen Anlagen­
teile, so der VGH, "von Sinn und Zweck 
des AtomG", dem nuklearspezifischen 
Gefahrenschutz auszugehen. Die von der 
1. TEG umfaßten Anlagenteile schienen 
dem VGH aber nicht diese nuklearspezifi-



sehen Gefahrenschutz zu dienen. 
Am einfachsten lag für den VGH die Sa­
che hinsichtlich der Anlagenwache I und 
der Außerzaunanlage. Zwar hatten die 
Kläger ausführlich auf den "sicherheits­
funktionalen Zusammenhang" zwischen 
Zaun undAnlagenwache und dem eigent­
lichen Wiederaufbereitungsprozeß hinge­
wiesen. Denn die Außenzaunanlage mar­
kiert zum einen die Grenze zwischen dem 
WAA-Gelände und dem ebenfalls über­
wachten außerbetrieblichen Bereich. Die­
se Grenze ist auch für die Messungen der 
Radioaktivität maßgeblich, um Grenz­
wertüberschreitungen festzustellen. Der 
Zaun soll aber auch -was Tausende von 
WAA-Gegener/innen schon feststellen 
durften - Unbefugte vom Betreten des 
Geländes abhalten. Auch diesbezüglich 
dürfte ein sicherheitsrelevanter Zusam­
menhang, wenn die Anlage jemals in Be­
trieb genommen werden sollte, nicht zu 
leugnen sein. 
An der Anlagenwache I soll ein- und aus­
gehendes Personal und vor allem aber 
der Materialtransport über Schiene und 
Straße kontrolliert werden. Später soll 
noch eine sog. Sicherheitszentrale ge­
baut werden; die jetzt in Angriff genom­
mene Anlagenwache übernimmt somit 
vorläufig deren Funktion. Auch die Anla­
genwache dient vor allem dem Schutz 
der WAA vor Einwirkungen Dritter. 

Ein solcher Schutz ist gem. § 7 
Abs. 2 Nr. 5 AtomG Voraussetzung für ei­
ne atomrechtliche Genehmigung. ln An­
betracht dessen, was in der Plutoniumfa­
brik in Hanau für Betrügereien, Schiebe­
reien und Schlampereien mit Plutonium 
vorkommen, angesichts dessen erhöht 
sich wohl rein formal betrachtet die Be­
deutung dieser Anlagenteile. Sicher ist 
klar, daß derartige Vorkommnisse nicht 
mit Anlagenwachen und Zäunen verhin­
dert werden. Aber immanent gesehen, 
dürften dann gerade Sicherungsanlagen, 
die z.B. das Verschwinden nuklearer Stof­
fe verhindern sollen, nicht als für die Ab­
wehr nuklearer Gefahren irrelevant ange­
sehen werden. Denn die besonderen Si­
cherungen einer atomaren Anlage haben 
ihre Grundlage in den gefährlichen Stof­
fen, mit denen in diesenAnlagen gearbei­
tet wird. Eine Fahrradspeichenfabrik be­
darf halt nicht derartiger Sicherungen. 

Atomrechtliche Genehmigung 

Kein Zusammenhang 
zwischen Wiederaufbe­
reitung und BE-Lager 

Noch hanebüche 'ner wird die Argumen­
tation des VGH allerdings hinsichtlich des 
Brennelementeeingangslagers (BE-La­
ger). Denn nach dessen Auffassung ge­
hört auch dieses nicht zum Anlagenbe­
griff des Atomgesetzes und bedarf daher 
auch nur einer Baugenehmigung. 

An diesem Punkt ergab sich daher auch 
eine seltsame Prozeßkonstellation. Denn 
nicht nur die Kläger wehrten sich gegen 
eine derartige Zersplitterung der Anlage, 
auch DWK und die am Prozeß beteiligten 
Behörden wie z.B. das BayStMLU woll­
ten die Auffassung des Gerichts nicht hin­
nehmen. Auch sie vertraten die Ansicht, 
daß das Brennelementelager nicht von 
dem eigentlichen Anlagenkern, dem 
Hauptprozeßgebäude zu trennen sei und 
sehr wohl der Abwehr nuklearspezifi­
scher Gefahren diene. Insbesondere hat­
te die die DWK dem Gericht zu verklik­
kern versucht: Ein BE-Lager sei geradezu 
Voraussetzung für eine gefahrlose Aufar­
beitung bestrahlter Brennelemente. Denn 
die Aufarbeitung sei nur möglich, wenn 
die Brennelemente eine gewisse Zeit ha­
ben abklingen können. Deshalb sei ein 
entsprechend dimensioniertes Brennele­
menteeingangslager aus Gründen der 
Betriebssicherheit und der Emissionsmi­
nimierung notwendig. Dies stelle aber ei­
nen Teil der nuklearspezifisichen Gefah­
renabwehr dar. 
Dem wollte derVGH nicht folgen. Das BE­
Lager erfülle zwei Funktionen: zum einen 

diene es als Abklinglager, zum anderen 
als Materiallager. Es erscheine aber "of­
fensichtlich", daß das BE-Lager "nicht 
zur Aufbearbeitungsanlage im eigentli­
chen Sinn" gehöre. Dabei wollte sich der 
VGH nicht festlegen, wo für ihn die Aufar­
beitungsanlage im eigentlichen Sinn be­
ginne. Jedenfalls konnte er den Beginn 
nicht am BE-Lager sehen. Auch sei das 
BE-Lager keine Nebeneinrichtung, die ei­
ner atomrechtlichen Genehmigung be­
dürfe. 

"Der tatsächliche räumliche und betriebli­
che Zusammenhang, der das zu beurtei­
lende Brennelementeeingangslager mit 
der geplanten Aufarbeitungsanlage ver­
bindet, ist kein sicherheitstechnisch not­
wendiger Zusammenhang, der den ge­
fahrlosen Betrieb der eigentlichen Aufbe­
arbeitungsanlage »überhaupt erst er­
möglichen« würde; um unzulässige radio­
logische Auswirkungen der Aufarbei­
tungsanlage auf ihre Umgebung auszu­
schließen, ist es nicht erforderlich, im Zu­
sammenhang mit ihr ein solches Ein­
gangslager zu errichten und zu betreiben; 
sowohl als Abklinglager als auch als Ma­
teriallager könnte das »Brennelemente­
eingangslager« unter dem Gesichtspunkt 
sicherheitstechnisch gefahrloser Wieder­
aufarbeitung ebensogut andernorts- oh­
ne einen solchen Zusammenhang -
erichtet und betrieben werden." 

Salamitaktik contra 
Rechtsschutz 
Diese Methode der "unnatürlichen" Zer­
splitterung der Anlage hat natürlich nur 
negative Folgen für Kläger/innen gegen 
Atomanlagen. 

Baurechtliche Genehmigung 

1. Atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung Einzelne Baugenehmigungen 
(am 24.9.1985 mit Sofortvollzug angeordnet) 

Umfang: 
- Umschließung des Geländes (Bauzaun) 
- Anlagenwache 
- Brennelemente (BE) Eingangslager 
- Baugrube für das Hauptprozeßgebäude 

(wurde am 30.3.87 v. StMLU auf Antrag der DWK aus der 1. TEG 
zurückgezogen) 

2. Atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung 
(am 31.10.86 beantragt) 

- Hauptprozeßgebäude u. Baugrube f. Hauptprozeßgeb. 

1. Großräumiger Erdbau 
2. Brennelemente-Eingangslager 
3. Anlagenwache 
4. Baugrube f. Hauptprozeßgebäude 
5. Umschließung d. Geländes (Bauzaun) 
6. Beseitigung von 2 Entwässerungsgräben 
7. Einleitung v. Niederschlagswasser in das Grundwasser 

Für alt diese Baugenehmigungen wurde am 11.11.85 die Genehmi­
gung erteilt. Die Maßnahmen 1,5,6, 7 wurden mit Sofortvollzug an­
geordnet, sodaß die eingelegten Widersprüche keine aufschie­
bende Wirkung mehr haben. 
Am 2.3.87 wurde auch die Baugenehmigung für das BE-Ein­
gangslager und die Anlagenwache für sofortvollziehbar erklärt. 
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Die Kläger hatten entsprechend argu­
mentiert, daß nur ein sog. weiter Anlagen­
begriff einen wirksamen Rechtsschutz für 
die betroffenen Bürger ennögliche. Denn 
nur wenn die gesamte Anlage wirklich 
nach den einigermaßen strengen Voraus­
setzungen des AtomG hin überprüft wird, 
kann eine ausreichende Berücksichti­
gung der nuklearspezfischen Gefahren 
erfolgen - ganz abgesehen davon, daß 

der beste Schutz keine Atomanlagen 
sind. Die Kläger plädierten dafür, daß eine 
gleichsam natürliche Betrachtungsweise 
angelegt werde, um den Begriff "Anlage" 
zu definieren. Bei einer solchen Betrach­
tungsweise falle natürlich die gesamte 
Anlage unter den Anlagenbegriff. Denn 
sie ist mit ihren einzelnen Teilen nur als 
Einheit zu betrachten. Nicht umsonst 
wird das Brennelementeeingangslager in 
Wackef'Sdorf gleich neben das Hauptpro­
zeßgebäude gebaut und eben nicht z.B. 
in Gor1eben. Aber der VGH wischte auch 
diese Argumente mit abstrusen Überle­
gungenvom Tisch: Je enger der Anlagen­
begriff - so der VGH - desto besser der 
Rechtsschutz für die Betroffenen! Warum 
er das so meint, wird an folgendem Zitat 
und Urteil deutlich: 
"Je gr6Berderzur Genehmigung gestellte 
Anlagenkomplex ist, desto weniger über­
schaubar sind die Unterlagen für Dritte, 
m.a. W. fßrdert die Konzentration des Ge­
nehmlgungsverfahrens auf die jeweiligen 
nuldearspezflschen Teile eines Anlagen­
komplexes die Chance Dritter; Gefahren 
für ihre Rechte zu erkennen und geltend 
zu machen. Soweit eine Offentliehkelts­
beteiligung vorgesehen Ist, kiJnnen bei ei­
nem -engen• Anlagenbegriff die Anforde­
rungen etwa an die Unterlagen i. S. des 
§ 3 Abs. 1 AtVfV erheblich zuverlässiger 
erfüllt werden als bei einem derart weiten, 
wie er für das bisherige Genehmigungs­
verfahren kennzeichnend war, damit kann 
das Genehmigungsverfahren seine Auf­
gabe, eine •richtige.. Entscheidung her­
beizuführen, wohl besser erfüllen." 

·---~1 _)_ 
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Das Erkennen der Gefahren einer atoma­
ren Anlage und damit der Verletzung von 
Rechten hängt natürlich kaum davon ab, 
wieviele Seiten die Genehmigungsunter­
lagen umfassen. Im übrigen war es im we­
sentlichen bisher die DWK, die durch un­
vollständige Herausgabe der Akten eine 
umfassende Begutachtung der Unterla­
gen durch die Kläger verhindert hat. 
Dieses Urteil verkürzt vielmehr in eklatan­
terWeise den Rechtsschutz. Denn immer­
hin enthält das Atomgesetz die schärf­
sten Genehmigungsvoraussetzungen. 
Werden also Teile einer atomaren Anlage 
nur nach Baurecht genehmigt, weil sie 
nach dieser VGH-Auffassung nicht unter 
Atomrecht fallen, so haben die Einwender 
wesentlich weniger Möglichkeiten insbe­
sondere die Gefahren radioaktiver Strah­
lung im Prozeß zu thematisieren. Teile der 
WAA werden damit wie jede Blechgarage 
oder eben Fahrradspeichenfabrik behan­
delt, die schließlich auch einer Baugeneh­
migung bedürfen. Allerdings spielt im 
Baurecht üblicherweise die spätere Nut­
zung des Gebäudes eine entscheidende 
Rolle. Ausgerechnet bei einer Atomanla­
ge soll die Nutzung außen verbleiben; 
dies läßt sich nur damit erklärern, daß 
durch den reibungslosen Bau Fakten ge­
schaffen werden sollen. 

Das vorlluflge positive 
Gesamturteil 
Durch die Aufhebung der 1. TEG ist aber 
auch der vom Umweltministerium der 
DWK erteilte Persilschein für die WAA hin­
fällig. Denn Bestandteil der 1. TEG war 
auch das sog. vorläufige Gesamturteil. 
Damit hat es folgendes auf sich: auch 

wenn die Genehmigung der atomaren An­
lage in Teilschritten, eben in Teilerrich­
tungsgenehmigungen erfolgen kann, so 
muß doch bei der ersten TEG bereits eine 
Beurteilung der gesamten Anlage hin­
sichtlich ihrer Genehmigungsfähigkeit 
nach dem Atomgesetz erfolgen. Das vor­
läufige positive Gesamturteil-ein von der 
Rechtssprechung entwickelter Begriff 
und inzwischen Genehmigungsvoraus­
setzung - soll Auskunft darüber geben, 
ob hinsichtlich der gesamten Anlage dem 
Vorhaben etwa von vornherein unüber­
windliche rechtliche Hindernisse entge­
genstehen. Ist dies der Fall, darf auch kei­
ne 1. TEG erteilt werden. Unter solchen 
Hindernissen sind "Mängel" der Anlage 
zu verstehen, die eine weitere Genehmi­
gung - bei der WAA z.B. die Genehmi­
gung des Hauptprozeßgebäudes - aus­
schließen. 

Das bayerische Umweltministerium hatte 
natürlich der DWK und ihren WAA-Piänen 
nur Bestes attestiert. Selbstredend wur­
de der gesamten Anlage bei Erteilung der 
1. TEG gute Umweltverträglichkeit und 
absolute Vereinbarkelt mit allen Gesetzen 
bescheinigt So stellt sich die Frage, ob 
das Umweltministerium nun bei der 2. 
TEG, die laut Ankündigung im Herbst '87 
oder Frühjahr '88 erteilt werden soll, noch 
einmal die gesamte Anlage zu beurteilen 
hat, nachdem der Persilschein durch das 
Urteil entfallen ist. Nach allen Erfahrun­
gen, wird es sich dabei das Umweltmini­
sterium nicht allzuschwer machen. Denn 
eine einmal erteilte Unbedenklichkeitsbe­
scheinigung wird wohl kaum beim zwei­
ten Mal verweigert werden. Insofern ist 
auch den Presseverlautbarungen der Klä-
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ger und deren Anwalts nicht ganz zu fol­
gen; denn sie hielten es offensichtlich für 
möglich, daß das nun gefällte Urteil dem 
Umweltministerium einen Rückzieher er­
mögliche. Es könne nun noch einmal sei­
ne Position zur WAA überdenken. Diese 
wohl eher als Appell gemeinte Einschät­
zung läßt jedoch außer acht, daß es sich 
bei alldem um ausschließlich bestimmten 
Interessen folgende politische Entschei­
dungen handelt. Ob nun der VGH neue 
Definitionen kreiert oder nicht - bislang 
noch deutet nichts daraufhin, daß die 
bayerische Staatsregierung von dem Pro­
jekt WAA Abstand zu nehmen gedenkt. 
Und so lange werden auch nicht etwa ne­
gative vorläufige Gesamturteile das Um­
weltministerium verlassen - auch wenn 
nichts anderes zu wünschen wäre. 

Neuer Eriirterungstennin? 
Alle rätseln nun, ob die DWK nach diesem 
Urteil erneut alle Unterlagen auslegen 
muß, ob alle Betroffenen erneut Einwen­
dungen erheben müssen, ob nun auch 
diejenigen, die es entweder bewußt nicht 
getan haben oder aber die Frist versäumt 
haben, Einwendungen gegen die Anlage 
erheben dürfen, ob ein neuer Erörte­
rungstermin stattzufinden hat. Ob die Sa­
che damit überschaubarer wird, wie der 
VGH in seiner Begründung argumentiert 
hatte, darf ernsthaft bezweifelt werden. 
Im übrigen hat die DWK inzwischen der­
maßen viele Änderungen an ihren Plänen 
vorgenommen, daß schon aus diesem 
Grund ein neues Auslegungs- und Erör­
tungsverfahren einzuleiten wäre. 
Eine Wiederholung des ganzen Spekta­
kels befürchtet wohl auch - zähneknir­
schend - der Pressesprecher des bayeri­
schen Umweltministeriums, Roland 
Hartl: "Das atomrechtliche Genehmi­
gungsverfahren muß noch einmal aufge­
rollt werden." (SZ 4./5.4.87). 
Mit diesem Effekt des Urteils ist daher 
vielleicht etwas Zeit gewonnen, abgese­
hen davon ist das Urteil des VGH jedoch 
ein weiterer Schritt der Rechtsprechung 
in Richtung Ignoranz der Einwendungen 
der betroffenen Bevölkerung. Der Ten­
denz, die sich in den letzten Jahren hierzu 
entwickelte, hat derVGH die Krone aufge­
setzt. 
Die Kläger müssen nun erst einmal darum 
kämpfen, daß gegen dieses Urteil über­
haupt die Revision beim Bundesverwal­
tungsgericht zugelassen wird. Denn ent­
gegen seiner Ankündigung hat derVGH ja 
nicht einmal dies zugelassen. Deswegen 
wurde eine sog. Nichtzulassungsbe­
schwerde erhoben, da nach Auffassung 
der Kläger die Entscheidung von grundle­
gender Bedeutung ist und deshalb einer 
erneuten Überprüfung durch das BVerwG 
bedarf. 

Die Baugenehmigung­
Trick 17 
Hektisch aber umsichtig haben Behörden 
und DWK alles unternommen, um auf je­
den Fall einen Baustop zu verhindern. 
Schon am 22.5. 85 hatte die DWK Bauge­
nehmigungen für die WAA beantragt. D1es 
ist neben den atomrechtlichen Genehmi­
gungen ebenfalls erforderlich, da die 
atomrechtlichen Genehmigungen nicht 

etwa Baugenehmigungen ersetzen. Die 
von der DWK beantragte Baugenehmi­
gung umfaßte: 
- die Grundstücksumschließung (das 

war der erste Zaun, ums Gelände) 
- großräumiger Erdbau (das waren die 

Erdverschiebungen, zur Nivellierung 
des Geländes) 

- Brennelementeeingangslager 
- Anlagenwache I 
- Außenzaunanlage 
- Baugrube für das Hauptprozeßgebäu-

de 
Die Baugenehmigungen wurden der 
DWK unter Zuhilfenahme der erst im Juli 
'85 verabschiedeten Lex Wackersdorf, 
dem sog. Selbsteintrittsrecht erteilt. 
Denn Landrat Schuierer und sein Stellver­
treter Zierer weigerten sich, die Bauge­
nehmigungen zu unterschreiben, da sie 
nach ihrer Auffassung nicht mit den Ge­
setzen zu vereinbaren sei. Deshalb 
sprang die Regierung der Oberpfalz ein 
und unterzeichnete die Baugenehmigung 
am 11.11.85. 

Die ersten beiden Teile der Baugenehmi­
gung, die Grundstücksumschließung und 
der großräumige Erdbau wurden für so­
fort vollziehbar erklärt. Damit konnten die 
gegen die gesamte Baugenehmigung 
eingelegten Widersprüche keine Wirkung 
entfalten und etwa den Baubeginn verhin­
dern. Die Rechtsmittel der Kläger gegen 
die teilweise sofortige Vollziehbarkeit der 
Baugenehmigung hatten keinen Erfolg. 
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Die anderen Teile der Baugenehmigung, 
die ja allesamt auch Gegenstand der 
atomrechtlichen 1. TEG sind, wurden -
zum Erstaunen einiger - nicht für sofort 
vollziehbar erklärt. Damit setzten die 
auch hiergegen eingelegten Widersprü­
che die Wirkung dieser Teile der Bauge­
nehmigung zunächst außer Kraft. 
Am 13.5.86 wurden zwar die Widersprü­
che der Kläger von der Regierung als un­
begründet zurückgewiesen, hiergegen 
wurde jedoch Klage erhoben, sodaß die 
Baugenehmigung weiterhin außer Kraft 
blieb. (Auch Klagen haben eine aufschie­
bende Wirkung.) 
Doch dabei sollte es nicht bleiben. Mög­
licherweise hatten DWK und Umweltmini­
sterium schon frühzeitiger von der merk­
würdigen Rechtsauffassung des VGH zur 
1. TEG Wind bekommen. Wie dem auch 
sei - am 11.2.87 beantragte die DWK, die 
Baugenehmigung auch hinsichtlich der 
,.restlichen" Teile für sofort vollziehbar zu 
erklären also hinsichtlich. BE-lager, Anla­
genwache und Außenzaun. Begründet 
wurde dies damit, daß am 1.3.87, späte­
stens aber unmittelbar nach Ende der 
Frostperiode die Bauarbeiten für das BE­
lager beginnen sollten; wegen des en­
gen Bauzeitplans sei die sofortige Vollzie­
hung der Baugenehmigung, sprich die 
Durchführung der Bauarbeiten, "unab­
hängig" von den gegen die Baugenehmi­
gunglaufenden Klagen notwendig. 
Und die Regierung der Oberpfalz kam 
dem Begehren der DWK eilfertig und vor 
allem rechtzeitig vor Aufhebung der 1. 
TEG nach. Mit Bescheid vom 26.2.87 er­
klärte sie die restlichen Teile der Bauge­
nehmigung für sofort vollziehbar. Das öf­
fentliche Interesse am Bau (lerWAA über­
wiege mal wieder sämtliche anderen Er­
wägungen, insbesondere die Interessen 
derjenigen, die gegen die Baugenehmi­
gung klagen: 
Ein besonderes öffentliches Interesse an 
der umgehenden Errichtung der WAA er­
gebe sich aus der Notwendigkeit, die Ent­
sorgung von Kernkraftwerken, deren Be­
trieb für die Energieversorgung der Bun­
desrepublik Deutschland unerläßlich sei, 
sicherzustellen, aus Gründen der Res­
sourcenschonung, sowie aus der Not­
wendigkeit, das in der Bundesrepublik 
Deutschland notwendige technische 
,.Know-how" zu erhalten. Das überwie­
gende Interesse der Antragstellerio erge­
be sich aus der für den weiteren Betrieb 
der Kernkraftwerke notwendigen Entsor­
gung und planarischen und wirtschaftli­
chen Gründen. 

Gerade noch rechtzeitig kam dieser Be­
scheid deshalb, weil ohne sofortige Voll­
ziehung der Baugenehmigung nach dem 
Urteil des VGH vom 2.4. ein Baustop fällig 
gewesen wäre. Dann wäre nämlich so­
wohl die 1. TEG aufgehoben als auch die 
Baugenehmigung aufgrund der erhobe­
nen Klagen außer Kraft gesetzt gewesen. 
Das wurde durch den Bescheid der Re­
gierung der Oberpfalz verhindert. 

Baustop verweigert! 
Mehrere Personen, beantragten die Auf­
hebung der sofortigen Vollziehung und 
damit einen Baustop. Aber auch diese 
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Anträge hatten keinen Erfolg. Mit Be­
schluß vom 13.5.87 lehnte der VGH die 
Anträge ab, denn er vermochte eine 
Rechtsverletzung auf Seiten der Kläger 
nicht zu erkennen. Vor allem weigerte sich 
aber der VGH erneut, die nuklearspezifi­
schen Gefahren, die von dem BE-lager 
ausgehen, in die Prüfung miteinzubezie­
hen. Verwiesen wurde auf eine später zu 
erteilende atomrechtliche Genehmigung. 
Denn die Aufbewahrung von Kernbrenn­
stoffen im BE-lager werde, ,.unabhänig 
von der erteilten Baugenehmigung einer 
spezifischen Genehmigung nach§ 6 des 
AtomG bedürfen. "Hier müsse ja dann ge­
prüft werden, inwieweit ,.die nach dem 
Stand der Wissenschaft und Technik er­
forderliche Vorsotye gegen Schäden 
durch die Aufbewahrung der Kernbrenn­
stoffe getroffen ist." 
Damit wird einfach das BE-lager zu­
nächst gebaut, ohne daß eine Rolle 
spielt, wie das Gebäude später genutzt 
wird. Das ist nicht nur ein Augenverschlie-

Ben vor der Gefährlichkeit der WAA, das 
widerspricht sogar der tagtäglichen Pra­
xis im Baurecht. Denn dort ist bei jeder 
baulichen Anlage, ob Jagdhütte, Wo­
chenendhäuschen, Eigenheim oder Fahr­
radspeichenfabrik die Nutzung des Ge­
bäudes entscheidend für die Erteilung ei­
ner Baugenehmigung. Ausgerechnet 
aber bei einer atomaren Anlage spielt die 
Nutzung mit den zwangsläufig für die Um­
gebung entstehenden Gefahren keine 
Rolle. Ersteinmal soll gebaut werden, da­
mit sind dann Tatsachen geschaffen, die 
aus ,.ökonomischen Gründen" nicht mehr 
so leichtrückgängig gernacht werden 
können. Nichts könnte besser verdeutli­
chen, wie abhängig die Jurisprudenz von 
den jeweiligen politschen Interessen ist. 



Chronologie des WAA-Genehmigungs­
---verfahrens ab Rodungsbeginn 
20.1.86-12.2.86 
Erste mündliche Verhandlung über die 
Rechtmäßigkeit des Baubeginns am 
WAA-Gelände. Zur Erinnerung: Am 
11.11.85 hatte die Regierung der Ober­
pfalz gegen den Willen des gewählten 
Landrats Schuierer (Selbsteintrittsrecht), 
die Baugenehmigung erteilt und für so­
fort vollziehbar erklärt. 
DerVGH lehnt die Anträge derWAA-Geg­
nerab. 

14.5.86 
Rechtsanwalt Baumann stellt beim 
StMLU (Umweltministerium) den Antrag 
auf Aufhebung der 1. atomrechtlichen 
Teilerrichtungsgenehmigung (TEG). 

18.9.86 
Ostereichische Bürger und Salzburger 
Stadträte stellen ebenfalls den Antrag auf 
Aufhebung der 1. TEG. 

31.10,86 
Die D~K beantragt beim StMLU die 2. 
TEG. D1ese umfaßt das eigentliche Kern­
s~~ck der Anlage - das Hauptprozeßge­
baude. Das StMLU stellt eine Entschei­
dung für Frühjahr '88 in Aussicht. 

2.3.87 
Die Regierung der Oberpfalz ordnet die 
sofortige Vollziehung der am 11.11.85 er­
teilten Baugenehmigung für das BE-Ein­
gangslager an. Damit verlieren die dage­
gen eingelegten Widerspruche ihrer auf­
schiebende Wirkung. 

3.3.87 
ln einem Brief an alle Prozeßbeteiligten 
teilt der 22. Senat des VGH seine vorläufi­
ge Rechtsmeinung mit. Darin wird die 1. 
TEG für rechtswidrig erklärt, weil eine 
atomrechtliche Genehmigung gar nicht 
nötig ist, und angedeutet, daß sie aufge­
hoben werden soll. 

5.3.87- 30.3.87 
Die DWK beantragt beim StMLU die Bau­
grube für das Hauptprozeßgebäude aus 
der 1. TEG zurückzuziehen. Am 30.3. gibt 
das StMLU diesem Antrag statt. 

2.4.87 
Nach nur einem Verhandlungstag hebt 
der VGH die 1. TEG auf, weil eine atom­
rechtliche Genehmigung für diesen Bau­
abschnitt nicht nötig sei. 

13.5.87 
Der VGH lehnt, ohne mündliche Verhand­
lung, die Anträge der WAA-Gegner ab, 
den sofortigen Vollzug für den Bau des 
BE-Eingangslagers aufzuheben und die 
aufschiebende Wirkung der Widersprü­
che wiederherzustellen. 

Widersprüche und Fehler 
in den WAA-Gutachten 

Obwohl rechtliche Mittel allern den 
Bau der WAA nicht verhindem können, 
zeigen solche Genehmigungsverfah· 
renImmerwieder das reibungslose Zu­
sammenspiel zwischen Betreibem, 
Genehmigungsbehörden und Justiz. 
Schon die bisherige Prüfung der offi. 
ziellen Betreibergutachten, die dem 
bayerischen Umweltministerium als 
Grundlage für die Genehmigung dien­
te, förderte einiges ans Tageslicht. Un· 
zureichende Berechnungen, Unter­
schlagung von Fakten, die einen 
Standort Weckersdorf gefährden 
könnten, falsche Berechungsgrundla· 
gen u.v.a.m. sind die Regel. Im folgen· 
den eine kurze Aufzählung der bisher 
aufgedeckten Skandale und Wider­
sprüche. 

Trinkwassergetlhrclung 
Nach den "Kriterien zur Standortauswahl 
für Wiederaufarbeitungsanlagen", die der 
Bundesminister des Inneren am 6.2.1981 
der Öffentlichkeit verkündete, wurden 
Trinkwasserschutzgebiete explizit als un­
geeignet erachtet - bei Abwägung aller 
berührten Belange: 
"Standorte, in vorhandenen Trinkwasser­
schutzgebieten oder in Gebieten mit für 
die Trinkwasserversorgung bedeutenden 
Wasservorkommen, bei denen nach Ab­
wägung aller berührten Belange eine Ein­
schränkung gegenwärtiger oder künfti­
ger Trinkwassernutzung nicht vertretbar 
ist, sind unzulässig ... 

Daraus ergibt sich bezüglich des Geneh­
migungsverfahrens der WAA ein Vermitt­
lungsproblem. Denn im Rahmen eines 
Raumordnungsverfahrens für die Stand­
orte Steinberg, Taublitz und Wackersdorf 
wurde 1982 eine Iandespianerische Beur­
teilung zur Bedeutung des Grundwasser­
vorkommens der Bodenwöhrer Senke 
durchgeführt. Das Bayerische Landes­
amt für Wasserwirtschaft, sowie die Was­
serwirtschaftsämter Amberg und Re­
gensburg wiesen darauf hin, "daß die drei 
alternativen Standorte in oder am Rande 
der Bodenwöhrer Senke liegen würden, 
deren ergiebiges Grundwasservorkom­
men für die Trinkwasserversorgung des 
nordostbayerischen Grundwasserman­
gelgebietes überregional bedeutsam sei. 
( ... ) Die Bodenwöhrer Senke sei als »was­
serwirtschaftliches Voffanggebiet« abge­
grenzt." 
Aufgrund der Bedeutung der Bodenwöh­
rer Senke für die Trinkwasserversorgung 
hätte eigentlich keiner der drei Standorte 
genehmigt werden dürfen. 
Um solche Hindernisse aus dem Weg zu 
räumen ist der Ruf nach der Wissen­
schaft, die ein genehmes Gutachten ma­
chen soll, sehr beliebt. 
So wurden die Büros Dr. Meier und Dr. 
Stiebel, Geotechnik GmbH, von der An­
tragstellerin DWK und der Genehmi­
gungsbehörde beauftragt, sogenannte 
hydrogeologische Gutachten zu erstellen 
(Wasserhaushalt des Gebiets). 
Der wesentliche Befund dieser Untersu-

chung besagt, daß die Bodenwöhrer Sen­
ke kein zusammenhängendes Trinkwas­
serreservoir darstelle. Begründet wurde 
dies so: 
1. Der Grundwasserkörper sei aufgrund 

der Ausbildung der Grundwasserfließ­
wage in den Kreidesandsteinen, des 
Flurabstandes der Grundwasserober­
fläche und der vertikalen Trennung der 
Grundwasservorkommen in den ver­
schiedenen Sandsteinen durch un­
durchlässige Tonschichten in verschie­
dene Grundwasserstockwerke unter­
teilt. 

2. Der Bereich der WAA liege innerhalb 
einer nach drei Seiten durch unterirdi­
sche Berg- und Talwasserscheiden 
begrenzten nur nach Nordwesten in 
Richtung Naab geöffneten Grundwas­
serwanne. 

Oder aber anders ausgedrückt: 
Etwaige radioaktive Verunreinigungen 
köMen nicht in ein zusammenhängen­
des THnkwasserreservoir gelangen. 
Der Untergrund der WAA sei nämlich 
eine wasserdichte wanne. 
Auf diese Aussagen vom 20.7.1984 und 
die darauf beruhenden Folgegutachten 
stützen sich sowohl die erteilte Bauge­
nehmigung, als auch die erste atomrecht­
liche Teilgenehmigung. 
Eine solche Einschätzung der hydrogeo­
logischen Gegebenheiten stößt jedoch in 
Fachkreisen nicht auf ungeteilte Zustim­
mung. Nun sind zwar aufgrundder unglei­
chen Verteilung finanzieller Mittel den von 

17 



den Klägern beauftragten kritischen Wis­
senschaftlern eigene Versuche, Bohrun­
gen und Messungen nicht möglich. Doch 
auch unter überwiegender Verwendung 
des Materials der Gegenseite kommen 
sie zu völlig anderen Ergebnissen. 
Der Augsburger Geologe Dr. J. Brug­
gey vom Institut Geotec vertritt in seiner 
hydrogeologischen Stellungnahme vom 
14.3.1986 die Ansicht daß die hydrologi­
schen Grenzen (Grundwasserscheiden 
und Vorfluter) sich bei genauerar Untersu­
chung als durchlässig erwiesen. 
Vielfach nachweisbare Kontakte zwi­
schen dem Wasser und der Talfüllung und 
den nicht bindigen Schichten der Kreide 
und der Trias führten zu einer Durchmi­
schung des Grundwassers. Die Folge wä­
re eine Ausbreitung des kontaminierten 
Wassers im gesamten Einzugsbereich. 
Die Theorie einer kleinen, von unterirdi­
schen Wasserscheiden abgedichteten 
Grundwasserwanne, über der die WAAer­
richtet werden soll, stimme nicht mit den 
tatsächlichen Gegebenheiten überein. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt 
Prof. Dr. E. Rutte, Professor für Geologie 
und Paläntologie an der Universität Würz­
burg in seiner Stellungnahme vom 
20.2.1987. 
Er stellt fest, daß die von der DWK beauf­
tragten Gutachter zwar davon ausgingen, 
daß der Untergrund im weitesten Umland 
der WAA von Verwerfungen, Schichtver­
biegungen und anderen tektonischen 
Störungen frei sei. Merkwürdigerweise 
werde aber in keinem der Gutachten der 
Frage nachgegangen, ob es in dem be­
treffenden Gebiet tektonische Störungen 
gibt, oder geben könnte, obwohl allein 
die Auswertung der Bohrungsergebnisse 
solche Störungen parallel zum Bayeri­
schen Pfahl dringend nahelegten. 
Stattdessen werde die Grundwassersi­
tuation in einem Modell dargestellt - und 
dies, trotz einer relativ großen Anzahl von 
Maßpunkten im Untersuchungsgebiet 
So selen z.B. die Grundwassergleichen, 
die für eine Bewertung von Lage und 
Spiegelhöhe des Grundwasserkörpers 
notwendig sind, in keinem der Gutachten 
überprüfbar, da weder Maßstelle noch 
Pegelhöhe angegeben wurden. Oie maß­
geblichen Gutachter zogen es vor, sich 
auf hypothetische Lösungen zu be­
schränken. 
Es fehlten simpelste geophysikalische 
Untersuchungen zum geologischen Auf­
bau der Bodenwöhrer Senke und des 
Grundwasserkörpers. Weder geologisch 
noch geophysikalische Detailuntersu­
chungen wären erfolgt. 
Das Kapitel "Schichtenlagerung" müßte 
eigentlich die gutachterlieh entscheiden­
den Grundlagen für die Bewegungen des 
Grundwasserkörpers liefern, um die Be­
hauptung der DWK-Gutachter bestätigen 
zu können, daß Verbindungen zu dem 
Trinkwasserreservoir der Bodenwöhrer 
Senke auszuschließen seien. Ausgerech­
net in diesem Abschnitt aber seien die 
dem Gutachten entnahmbaren Daten be­
sonders dürftig. So werde auf geologisch 
wichtige Situationen mehrfach über-
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haupt nicht eingegangen. 
Die Vorstellungen über Schichtenaufbau 
und Schichtenlagerung beruhten statt­
dessen auf 30 Jahre alten Erkenntnissen. 
Auf dieser Basis allerdings sei es ausge­
schlossen, so Prof. Dr. Rutte, einigerma­
ßen zuverlässige Schlüsse zum Verhalten 
des Grundwasserkörpers, insbesondere 
bezüglich dessen Bewegungstendenzen 
in der Umgebung der geplanten WAA zu 
ziehen. 

Die Grenzziehungen der unterstellten 
Grundwasserbarrieren und dervermutete 
Grundwasservertauf sind demnach oft 
willkürlich festgelegt worden. 
Nach hydrologischen Regeln erfordert 
aber die Definition von zwei voneinander 
unabhängigen Grundwasserstockwer­
ken die Existenz einer absolut wasserun­
durchlässigen Trennschicht. Dies ist je­
doch eine Voraussetzung, deren Nach­
weis den maßgeblichen Gutachtern trotz 
ihrer großen Einmütigkeit bezüglich der 
Bodenwöhrer Senke an keiner Stelle ge­
lungen Ist. Im Gegenteil: 
Die Auswertung der in den Gutachtenvor­
gelegten Tiefbohrungsbefunde lasse dar­
auf schließen, daß von einer durchgängi­
gen, wasserundurchlässigen, mächtigen 
Stauschicht nicht die Rede sein kann. Die 
angeblich wasserdichten Schichtfolgen 
seien nicht überwiegend als Tonstein ent­
wickelt. Infolgedessen ist die in den maß­
geblichen Gutachten übliche Untertei­
lung in ein oberes bzw. unteres Grund­
wasserstockwerk irrelevant. Es müsse 
davon ausgegangen werden, daß das 
Grundwasser zwischen den Schichten 
ungehindert zirkulieren kann. 
Ebenso lasse sich nachweisen, daß die 
Grundwassergleichen anders verlaufen, 
als in den Gutachten dargestellt. Somit 
treffen die Vorstellungen über die Bewe­
gungen des Grundwassers nicht zu: Die 
Existenz einer Grundwasserscheide las­
se sich nicht bestätigen. 

Folglich liege der Standort der geplan­
ten WAA nicht in einer drelseltlg ge­
schützten Grundwasserparzelle, son­
dern, inmitten einer langgestreckten, 
sich nach Nordosten in Richtung Naab 
und nach Südosten in Richtung Boden­
wöhr orientierten Grundwassersenke. 
Damit allerdings beruhen die Genehmi­
gungen der WAA auf Gutachten, deren 
wesentliche Aussagen und Befunde 
nicht beweisbare Untersteilungen 
sind. 
Die angenommene wasserundurchläs­
sige Wanne unter der WAA entpuppt 
sich als "genehmlgungsfähiges Hirn­
gespinst." 

Erdbeben unterschlagen 
Auch bezüglich der seismischen (Erdbe­
ben) Verhältnisse des Standortes Wak­
kersdorf kommt Prof. Dr. Rutte nach einer 
genauen Überprüfung eines Gutachtens 
von Prof. Dr. Otto Förtsch vom April1983 
-auf das sich die 1. atomrechtliche Teilge­
nehmigung des BayStMLU stützt- zu ei­
nem anderen Ergebnis. 
Gern. § 7 AtG darf die Erdbebensicherheit 
im Rahmen einer atomrechtlichen Geneh­
migung eine nicht unbedeutende Rolle 
spielen. Dementsprechend versichert die 
Genehmigungsbehörde, der Baugrund 
sei aus bodendynamsicher und seismo­
logischer Sicht als günstig zu betrachten. 
Es handle sich {gern. KTARegel2201) um 
eine Erdbebenzone mit der Intensität 0. 
Bei Durchsicht des dieser Stellungnah­
me zugrundeliegenden seismologi­
schen Gutachtens fallen allerdi.ngs 
einige Merkwürdigkelten auf: Erkennt­
nisse zu Erdbeben, die sich Innerhalb 
eines Umkreises von 50 km um die ge­
plante WAA ausgewirkt haben, wurden 
nicht berücksichtigt. 



Ein Erdbeben entlang der "Donaullnle" 
Im unteren Altmühttal - Riedenburg, 
Esslng, Kehlhelm - von 1915 mit den 
StArken 6 und 7 auf der Richterskala 
wurden nicht der Erwähnung für nötig 
befunden. 
Desweiteren wurde ein in der Uteratur do­
kumentiertes Erdbeben aus dem Jahre 
1062 in Regensburg in dem betreffenden 
seismologischen Gutachten lediglich mit 
der Intensität 7 und als Auswirkung eines 
Bebens in Konstanz beschrieben. Tat­
sächlich aber lag das Zentrum unter der 
Stadt. Die Erdstöße hatten eine Intensität 
von 8 auf der Richterskala (Zweige bre­
chen ab, größere Möbel stürzen um, Mau­
errisse, Giebel brechen ab, Erdrutsche an 
steilen Böschungen, im Fluß Änderungen 
von Wasserführung und Wasserstand). 

Strahlenbelastung 
gefllscht 
Auch bezüglich der Strahlenbelastung 
der Schilddrüse durch die von der 
DWK beantragten Emlssionel) Ober 
Jod-129 über dem200m hohen Kamin 
der tellgenehmigten WAA fallen einige 
mathematisch berechnete Genehmi­
gungswidersprüchlichkelten auf. 
ln § 45 der Strahlenverseuchungsord­
nung für die Dosisbelastung der Schild­
drüse ist ein Grenzwert von 900 uSV/a 
festgelegt. 

Der Diplom-Mathematiker Michael 
Welss kommt ln seiner Untersuchung 
zu dem Ergebnis, daß noch nicht ein­
mal die Grenzwerte der "Strahlenver­
seuchungsordnung" von der DWK ein­
gehalten würden. 
Anhand der beantragten Emissionen lie­
ße sich eine Dosisbelastung für die 
Schilddrüse eines Erwachsenen in der 
Höhe von 3810 uSv/a an der ungünstig­
sten Einwirkungsstelle errechnen - und 
zwar schon allein durch die Belastung 
von verspeisten Nahrungsmitteln. Der 
Grenzwert von 900 uSv/a bezieht sich je­
doch auf die Summe aller Belastungspfa­
de. Auch wenn die Reduzierung der Jod-
129 Emissionen möglich wäre - wie die 
DWK vollen Ernstes versichert - könnte 
der Grenzwert nicht eingehalten werden. 
Einmal ganz abgesehen davon, daß der 
Mensch nicht nur aus Schilddrüsen be­
steht, - bei einer vorläufigen Prüfung 
gern.§ 181 AtVfV, hätte von der Genehmi­
gungsbehörde eigentlich festgestellt wer­
den müssen, daß die Genehmigungsvor­
aussetzungen nicht erfüllt werden. Statt­
dessen allerdings wurden die Berechnun­
gen der DWK-Gutachter trotz auffallen­
der wissenschaftlicher Mangelerschei­
nungen unkritisiert übernommen: 

So gehen z.B. die Ausbreitungsparame­
ter für einen200m hohen Kamin auf Mes­
sungen des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe zurück, die lediglich auf 11 Aus­
breitungsexperimenten beruhen. O.h., 
daß bei insgesamt vier Ausbreitungskate­
gorien im Mittel weniger als 3 Meßwerte 
vorlagen, um Durchschnittswerte zu er­
reichen. Daraus wurden nun Meßwerte 
auf 4 Stellen genau hinter dem Komma er­
mittelt, die sich mit einer unwahrscheinli­
chen "Exaktheit" insbesondere auf die 
Bedürfnisse der Genehmigungsbehör­
den beziehen. 
Bezüglich der meteorologischen Verhält­
nisse stützt sich der "DWK Unsicherheits­
bericht" nicht etwa auf Daten des Stand­
ortes Wackersdorf sondern auf Messun­
gen der Wetterstation Weiden des Deut­
schen Wetterdienstes (DWD). Der DWD 
hatte nun dem Bayerischen Umweltmini­
sterium im Juni 1983 zwar mitgeteilt, daß 
sowohl die Messungen in Weiden, als 
auch jene in Regensburg auf den Stand­
ort nicht übertragbar seien. Die Statistik 
aus Regensburg sei jedoch noch am ehe­
sten verwendbar. Dennoch - oder des­
halb - legte die DWK die Daten von Wei­
den zugrunde. - Und die Teilerrichtungs­
genehmigung wurde erteilt. 

Perspektivzeichnung der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf im Landkreis Schwandorf -
1 Brennelement-Eingangslager 
2 Hauptprozeßgebäutk 
3 Versorgungs-/Sozialgebäutk 
4 Prozeßgebäude Uranreinigung 
5 Prozeßgebäutk LA W (leichtradioaletiv) 
6 Gebäudeleomplex MOX-Brennelementherstellung 
7 Gebäutklcomplex Brennelementherstellung 
9 Pufferlager MA W-Endabfallgebintk (MA W: mitte/radioaktiv) 

10 Pufferlager LA W-Endabfallgebinde 
11 Pufferlager zementierte tritiumhaltige Wasser 
12 Chemikalienlager 
13 Energie· und Medienversorgung 
14 Werkstätten und Modul-Teststand 
15 Mflterialwirtschaftsgebäude 
16 Wasserver-und ·entsorgung 
17 Verwaltungund zentrale Dienste 
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RechenkunststOcke 
zur Enelchung der 
Grenzwerte 
DerTransferfaktor für radioak1lves Jod, al· 
so die Konzentration, die 'JOI1 der Pflanze 
aufgenommen wird, wurde in den DWK­
Benlchnungsgrundlagen mit einem Wert 
'JOI1 0,02 angegeben. Nach Untersuchun­
gen der l..andesanstalt fOr Bodenkultur 
wurde jedoch festgestellt, da8 der Trans­
ferfaktor 20 mal höher liegt, nämlich bei 
0,4. 
Oieses Ergebnis wurde der GSF mitge­
teilt, welche wiederum dem Umweltmini­
sterium zu verstehen gab, da8 angeslchts 
der Untarsuchungsergebisse die Grenz­
W«te der Strahenschutzverordnung 
nicht eingehalten werden könnten. Da­
durch sah sich das Umweltministerium 
-anlaßt, neue Berechnungen in Auftrag 
zu geben: allerdings mit dem deutlich un­
ter den Messungsergebnissen liegenden 
llansferfaktor 0,1. 
Zwischenzeltlieh senkte die DWK den 
Jodausstoß in ihrem Antrag um 113. Und 
es konnte genehmigt werden: Mit einem 
durch berechnende Weitslcht ermittelten 
Wert, der um 20 % unter dem zulässigen 
Höchstwert liegt. 
Um diese Berechni.WlgSUnsicherheiten ln 
Zuk\.Wift für die Öffentlichkelt abzusi­
chern, wird dementsprechend 'JOI1 selten 
der AtomlObby euch an der Strahlen­
schutzordnung selbst herumgebastelt. 
Offiziell gilt die Novaliierung des Sirahlen­
schutzgesetzes zwar als Anpassung an 
die 1980 und 1984 Yerabschledeten EG­
Grundnormen. Doch gerade diese EG· 
Grundnormen basieren auf den Erfahrun­
gen der französischen und britischen 
WAA·Betrelber, die damit Ihre Bestrah­
lungspraxis ~lieh legalisierten. 
Diese Erfahrungen dOrfen nun auch der 
bundesdeutschen Bevölkerung zugute 
kommen: 
Im Varflauf der nach-Thchemobylschen 
Strahlenbelastung wird nun die Gelegen­
heit ergriffen, gewisse Faktoren so zu mo­
difizieren, da8 die Bestrahlung sicherer 
wirkt. Die Strahlenhöchstwerte dürften 
zwar größtenteils unverändert bleiben, 
aber die Berechnungsfaktoren bezOglieh 
der schädigenden Wirkung werden wohl 
entsprechend angepaßt werden, um die 
Strahlenbelastung rechnerisch zu verrin­
gern. 
Eine Ausnahme allerdings stellt der 
Grenzwert fOr die Schilddrilsenbelastung 
in der Umgebung atomarer Anlagen dar. 
Die SchilddrOse darf hier nämlich in Zu­
kunft, als eines 'JOI1 wenigen Organen, 
doppelt bestrahlt werden: Die bisher 90 
mremla, die tor alle Nahrungskelten gal­
ten, dOrfen auf jeweils 90 mremfa über 
den Luft- und 90 mrem/a Ober den Was­
serweg -'eilt werden -also 180 mremf 
a. 
Damit schließt sich der genehml­
gungsflhlge Kreislauf von w aaserdich· 
ten Wannen und . v6111g ungefilhrdetem 
llinkwasser" Ober erdbebensichere 
Zonen bla hin zu der abgesicherten ra­
dioaktiven Belastung der Schllddril841 
und andeNr Organe •• . 
Ein ganz nonnaler Alltag mit der Lega­
len Unsicherheit. 
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Tschernobyl-Jahrestag 
Natürlich fanden zum Tschernobyl­

Jahrestag eine ganze Reihe von Demos, 
Aktionen usw. statt. 

Dies hier ist kein vollständiger Bericht 
(wir lesen ja nicht alle kleinen Regional­
zeitungen), sondern bloß ein Überblick. 
Also: 

Demos gab's in Kiel, HaMOver, Bonn, 
am Hochtemperaturreaktor in Hamm­
Uentropp, NiWnberg, Würzburg, Berlin, 
Harnburg und selbstredend Wackers­
dorf; die drei letztgenannten waren mit 
ca. 5.000 bis 6.000 Teilnehmern mit 
Abstand die größten. 

Es gab Aktionen am AKW Würgassen, 
einen Sonntagsspaziergang in Krümme!, 
Kundgebungen bzw. Luftballonaktionen 
an den bayerischen AKW-Standorten 
Grundremmingen, Grafenmeinfeld und 
Ohu; in Schweinfurt (Grafenrheinfeld) 
fühlte sich der Stadtrat bemüßigt, eine 
Sondersitzung 2:um Thema abzuhalten 
und darauf hinzuweisen, daß die Stadt 
bei einem Unfall in Grafenrheinfeld 
nicht in der Lage wäre, irgendetwas für 
die BiWger zu tun; in Hanau bildeten ca. 
1000 Menschen eine Menschenkette um 
die dortigen Nuklearbetriebe; darüber 
hinaus gab es eine Menge von kleineren 
und kleinen Aktionen und Demos, z.B. 
in Ansbach, in Lüchow, am deutsch­
österreichischen Grenzübergang Waiser­
berg - und zweifellos an vielen anderen 
Orten, wie gesagt, dies hier ist nicht voll­
ständig. 

ln Haideiberg blockierten Mitglieder 
der Anti-WAA-Gruppe die Ausfahrt der 
"Heidelberger Kraftanlagen" mit Blech· 
fässern; die Firma ist am Bau der WAA 
beteiligt, 40% der Angestellten sind im 
Nuklearbereich tätig. Die Robin-Wood­
Gruppe Reuttingen hielt für vier Tage 
einen Strommasten besetzt und ließ sich 
von der Bevölkerung mit Kuchen und 
Apfelmost versorgen· (hört sich gut an, 
wie?), Elterninitiativen und Umwelt­
gruppen hatten zu einem Stromboykott 
aufgerufen, über dessen Wirksamkeit 
aber leider nichts bekannt ist, und die 
Volksentscheid-Initiativen hatten Um­
weltgruppen aus halb Europa zu einer 
Konferenz eingeladen, darunter auch 
Teilnehmer aus Polen, Italien, Spanien 
und der DDR. 

Man/frau kann also sehen, daß die An· 
ti·AKW-Bewegung nicht geschlafen hat. 
Das gleiche gilt auch fiW das Ausland, 
hier ein paar ebenfalls unvollständige 
Stichpunkte: 

Thlonvllle/Eisaß: 3.000 bis 5.000 Teil­
nehmer bei Demo gegen Cattenom; 

Niederlande: Blockade der größten 
niederländischen AKWs Borsselen (mit 
anschließender Schlacht mit der Polizei 
und einer ziemlichen Anzahl von Ver­
letzten; 
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50.000 Teilnehmer bei einer 26 km 
langen Menschenkette vom italienischen 
AKW Caorse zum Luftwaffenstützpunkt 
Piacenzan; ebenfalls 50.000 beim Pro­
testmarsch gegen das englische zivile 
und militäirsche Atomprogramm in 
London; 

Wackersdorf live in Bern; 7.000 bis 
10.000 Menschen waren einem breit­
gestreuten Aufruf gegen das schweizer 
Atomprogramm gefolgt und wurden, als 
sie von der genehmigten Demoroute ab­
wichen, mit Tränen- und CS-Gas·Kör­
pern beschossen; im Zug und am Kund· 
gebungsplatz befanden sich auch zahlrei­
me Kinder, was die Polizei nicht ab­
hielt, mitten in die Menge zu schießen. 
Laut "Sonntagsblatt" die "brutalste und 
unverhältnismäßigste Straßenschlacht 
seit den ZiWcher Jugendunruhen"; Ver-

letzte, Strafanzeige der Organisatoren 
gegen den Einsatz und Rücktrittsforde­
rungen der schweizer Sozialdemokraten 
gegenüber dem Einsatzleiter. 

Anti-AKW auch in Jugoslawien: Tau­
sende nahmen an einem Protestmarsch 
gegen das dortige Atomprogramm in 
Ljubljana teil, die Demo wurde vom Ju­
gendverband der slowenischen KP orga­
nisie.rt und war Auftakt zu Aktionen in 
zahlreichen anderen Städten (na, bitte!). 

ln Moskau forderten vier Mitglieder 
einer Friedensgruppe auf Spruchbän­
dern eine "zuverlässige Kernenergiever· 
sorgung" (wörtliches Zitat) und blieben 
dabei offensichtlich unbehelligt. Und in 
Prag demonstrierten Mitglieder von 
Greenpeace - westliche Greenpeacer, 
leider. 

...., 
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So. Nach diesem Oberblick ein kleines 
bißchen ausfiilrlicher über die "Weiße 
Demo" am Baugelände in Wadcersdorf 
(siehe gesonderter Bericht) und die 
Tschernobylwoche in Nürnberg: 

Zur Tschernobylwoche in Nürnberg: 
diese Aktionen (Demo, Veranstaltungs· 
reihe, Mahnwache) wurden von alten 
Anti-AKW·Inis und den Nach-Tscherno­
byl-Gruppen gerneinsam getragen, wie 
viele Aktionen zum Jahrestag in anderen 
Städten auch. ln Nürnberg riefen dar­
über hinaus über 60 Gruppen zur Demo 
auf, darunter auch Friedens- und SPD­
Gruppen. Daran gemessen, waren wir 
von einer Teilnehmerzahl von ca. 
1.500 bis 2.000 nicht begeistert. Offen­
bar hat auch die Tschernobyi-"Betrof­
fenheit" eine Halbwertszeit - eine kür­
zere als Cäsium. Des weiteren haben wir 
im Vorfeld der Demo "Verhandlungen" 
mit der Friedensbewegung und den Ge­
werkschaften geführt, ~ecks Unterstüt­
zung. Verhandlungsbasis war dabei, daß 
Ostermarsch, Tschernobyltag und 1. Mai 
in einen Zusammenhang gebracht und 
jeweils Vertreter der anderen beiden Be­
wegungen auf der Kundgebung der eige­
nen sprechen sollten. Unser Redebeitrag 

beim 1. Mai konnte dann doch nicht 
stattfinden, was uns die IG-Metall erst 
versprochen hatte, dann aber beim DGB 
nicht durchsetzen konnte. Insofern sind 
wir nicht ganz glücklich über uns selber, 
daß wir den Vertretern von Friedensbe­
wegung und Gewerkschaften auf unserer 
Kundgebung verabredungsgemäß Raum 
zur Darstellung ihrer Ansichten gaben. 
Wo das hinfiilren kann, konnte man am 
13. Juni bei der großen Friedensdemo in 
Bonn sehen, wo sich die Friedensfreun­
de dann den Mitte-Rechts-SPDier Hans­
Jochen Vogel anhören durften. 

Der Nürnberger DGB hat immerhin ein 
Flugblatt zustande gebracht, in dem er 
seine Mitglieder zur Diskussion und Teil· 
nahme an der Tschernobyl-Woche auf­
fordert. Es wurde auch in beträchtlicher 
Auflage unters Volk gebracht, leider oh­
ne große sichtbare Auswirkung und zum 
Teil erst, nachdem die Veranstaltungen 
schon stattgefunden hatten. Nun ja, der 
DGB ist eine große Organisation, Gottes 
Mlillen mahlen langsam und nicht jeder 
reitet auch an dem Tag, an dem er gesat­
telt hat. Es ist wohl auch eine Frage der 
Zähigkeit, wieweit es gelingt, die AKW-

Diskussion innerhalb der Gewerkschaf· 
ten voranzutreiben. 

Ein Bonbon zum Schluß: der eine oder 
andere, der miterlebt, welche Gewissens­
konflikte die Friedensbewegung immer 
hat, wenn man verfangt, daß sie die For· 
derung nach sofortigem Ausstieg unter· 
stützt (sie hat immer Konflikte und löst 
sie immer auf die gleiche Weise, indem 
sie diese Forderung nämlich nicht unter­
stützt - in Nürnberg wird immer mit ir­
gendwelchen Apothekern argumentiert, 
die auch zur Friedensbewegung gehören, 
die aber leider ,,bewußtseinsmäßig noch 
nicht so weit" sind und auf die man 
auch Rücksicht nehmen muß, und ge­
meint ist die SPD) - also, diese Leute 
haben vielleicht ihre Freude an folgen· 
der Formulierung (Vertreter des Nürn­
berger Friedenforums auf der Tscher­
nobylkundgebung): " ... mit dem schritt­
weisen Ausstieg sofort zu beginnen". 
Na. Wenn das mal keine meisterhaft fili· 
grane Forderung ist. .. 
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Tschernobyl-Jahrestag 
Wackersdorf: 

• 
1n 

The Same Procedure As Every Year • • • 

Die "neue-alte Linie" 
der Polizei 

Bei bedecktem Himmel bis strömen· 
dem Regen verfolgten mehrere Tausend 
Leute auf dem Wackersdorfer Markt­
platz die regionale Hauptkundgebung 
zum Tschernobyl-Jahrestag. Aufgerufen 
hatten die "Frauen gegen die WAA" un­
ter dem Motto "Weiße Demonstration". 
Damit sollte auch eine Distanzierung 
von der .,schwarzen Politik" zum Aus­
druck kommen: .,Macht und Profit wird 
höher bewertet als Gesundheit, Leben, 
,körperliche und seelische Unversehrt­
halt' der Oberpfälzer Bevölkerung" 
(Aufruf). 

"E nergiekreis:" 
voller Erfolg für die 
"Neue Linie " 

Vor dieser Versammlung bildete sich 
ein .,Energiekreis" aus ebenfalls mehre· 
ren Tausend Menschen um den WAA· 
Zaun (aus Friedensbewegungszeiten ist 
solches auch als .,Umzingelung" be· 
kannt). Presseberichten zufolge (MZ, 
27.4.1987) gab es zu dieser Aktion eine 
"gemeinsame Erklärung" des Landrats­
cmtes Schwandorf, des Polizeipräsi­
diums Niederbayern/Oberpfalz (I) und 
der Veranstalter. Das Flugblatt wurde 
angeblich "von Polizeibeamten an die 
WAA-Gegner verteilt". Zitat daraus: 
"Wir, der Veranstalter, das Landrats­
amt und die Polizei erklären, alles zu 
tun, damit die Veranstaltung ihren fried­
lichen Charakter beibehält." 

Voller Erfolg der seit einiger Zeit von 
der hiesigen Polizei verfolgten Taktik? 
"Die ,neue Linie' der Polizei zielt be· 
kanntlich auf ,Gewalt? Nein Danke! ' 
und auf ein besseres Verhältnis zu den 
WAA·Gegnern", so die Mittelbayerische 
Zeitung. 

Nicht ganz so großen Erfolg hatte die 
Polizei dann bei der schon erwähnten 
Kundgebung in Wackersdorf. Auf das 
werbeträchtige Polizeimotto "Gewalt? 
Nein Danke!" (die Polizei hatte hier wie 
in der Nähe des WAA·Geländes einen ln· 
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formationstisch aufgebaut) reagierten 
zwei Rednerinnen allergisch . Beate 
Seitz-Weinzierl (Bund Naturschutz) : 
"Die Gewalt, die von einer Zwille aus­
geht, ist gegenüber dem legalen Kriegsge­
rät der Polizei, Wasserwerfern, Knüppel, 
CS- und CN-Gas und Gummigeschossen, 
harmlos." Dazu muß man wissen, daß 
auf einem Polizeiaufkleber eine Zwille 
(Schleuder) als Symbol .,rechtswidriger 
Gewalt" prangt. 

Jutta Ditfurth (Die Grünen) bezeichne­
te die "neue Linie" gar als ein "Mittel , 
Menschen zu verblöden". (*) 

Verhaftungen, 

Kontrollen, 

Knüppel 

Nach der von oben (Platzregen!) ab­
rupt beendeten Veranstaltung zogen vie­
le zum Sonntagsspaziergang zum WAA­
Gelände, so daß sich zeitweise einige 
Tausend dort aufhielten. 

Schon während der Wackersdorfer 
Kundgebung gab es am WAA-ZaunAus-

einandersetzungen zwischen Polizei und 
Demonstranten. Es wurden Steine und 
Dreck geworfen ; die "Grünen" versuch­
ten, einzelne herauszugreifen, es gab 
Knüppeleien. Daß auch ein Rollstuhlfah­
rer aus Amberg Prügel abbekam und dar­
aufhin krankenhausreif war, fand die 
Presse bemerkenswert. Übrigens wurden 
auch Fotografen recht unsanft von ih· 
rem Metier abgehalten. 

Daß es an diesem Sonntag zu ca. 50 
Festnahmen kam, dafür hatten die an· 
geblich nur 1 500, v. a. aus dem Norden 
der BRD herangekarrten Bundesgrenz· 
schützer alles getan. Insgesamt 3 000 
Leute wurden kontrolliert. Dabei gab es 
auch wieder Verhaftungen wegen der 
laufenden Fahndung nach "Gewalttä· 
tern" vom vergangeneo Jahr. Daß Omas 
auch ihre Limoflasche weggenommen 
wurde - Polizeipräsident Fenzl "be­
dauerte" dies später. Bemerkenswert 
wiederum zwei Verhaftungen nach dem 
Waffengesetz wegen Besitz von Nieten­
armbändern sowie die "ln-Gewahrsam­
Nahme" von fünf Leuten wegen "ver­
steckten Mitführens" von Chinaböllern 

(•) Es sprachen weiterhin: ein Redner von 
den Orkney-lnseln, Nordschottland; Jürgen 
Behnisch, Ex-KWU-Ingenieur sowie Ute Bode­
mer vom Projekt "Ökostation Oberpfalz". 



und Haßkappen. Nicht zu vergessen eine 
RADI-AKTIV-Beschlagnahmung, "weil 
darin Aufforderungen zu Gewalttaten 
enthalten seien" (Fenzl). 

Nichtsdestoweniger berichtete die Po­
lizei am Nachmittag stolz, daß sie im 
Rahmen ihrer Aktion "Gewalt? Nein 
Dankef" seit Ost!!rn 90 000 (I) Flug­
blätter, 20 000 Aufkleber, 19 000 An· 
stecker und 110 kg Bonbons verteilt ha· 
be. Diesem Zweck dienten erwähnte ln· 
fo-Stände; man konnte auch überall auf 
"diskussionsbereite" Beamte stoßen. 

Die "neue Linie": 
Widersprüchlich ? 

Den von vielen WAA·Gegnern kritisier· 
ten "Widerspruch" zwischen dem "ge· 
waltfreien" Polizei-Motto und den Ver· 
haftungen und Knüppelelen am gleichen 
Tag erklärte die Polizei einfach so: Sie 
stehe weiterhin zu ihrer Linie der "Ko· 
operation und Diologbereitschaft", je· 
doch: "Straftäter werden weiterhin kon· 
sequent verfolgt" (MZ, 28.4.1987). Und 
das paßt auch gut zusammen: beides ist 
dazu geeignet, den Widentand zu zer· 
schlagen. 

Oberpolizist Gauweiler und Konsorten 
versuchen auf penetrante Art und Weise 
seit langem, mit Anti·WAA-Organisatio· 
nen offiziell "ins Gespräch" zu kom· 
men. Ende letzten Jahres lassen sich 
Hermann Meißner (BI Schwandorf), 
Helmut Wilhelm (BBU) und Uwe Dams 
(Dachverband der Oberpfälzer Bis, 
ÖDP) von Gauweiler ,,zu Kaffee und 
Kuchen in die Schwandorfer Bundes· 
grenzschutz-Kaserne einladen". Dort 
wird eine Stunde lang ,,über Polizeiein· 
sätze und das Thema Gewalt gespro· 
chen" (taz, 7.1.1987). Die Schwandor· 
fer BI distanziert sich jedoch davon, da 
sie ,.Gespräche mit der Polizei, zu der 
auch Gauweiler als zuständiger Staats· 
sekretär gehöre, für sinnlos halte, da sie 
nur die Funktion haben könnten, ,,unse­
ren Widerstand gegen den Bau der Wie· 
deraufbereitungsanlege zu spalten'." 
(ebd.) 

Eben zur gleichen Zeit mauschelt auch 
der rührige ,,Arbeitskreis Theologie und 
Kernenergie" mit der Polizei. Nach dem 
Gespräch heißt es, beide Seiten seien 
,,an einer Entkrampfung im Verhältnis 
zwischen Polizei und Bürgern interes· 
siert.'' (SZ, 3.1.1987} Die Polizei lobt 
den Arbeitskreis öfter als vorbildlich. 

Im gleichen Zeitungsartikel kündigt 
auch der Polizeipräsident von Nieder· 
bayern/Oberpfalz, Wilhelm Fenz!, an, 
,,seine Dienststelle werde sich künftig 
verstärkt um den Kontakt mit der Be· 
völkerung bemühen." Die "neue Linie" 
bahnt sich an I 

Etwas ausführlicher ist das dann Ende 
Februar nachzulesen: "Ziel aller -öffent· 
Iiehkeltsarbeit im Hinblick auf die WAA 
soll sein, friedfertige und kriminelle 
WAA-Geg1er zu trennen". Außerdem 
habe die Polizei "böse Imageverluste er· 
litten und will diese wettmachen: nicht 
zuletzt mit Hilfe des eigenen psychologi· 
sehen Dienstes" (MZ, 25.2.1987). 

"Angebote an die Bis" 

Am 6.3. versucht Fenzi-Stellvertreter 
Hartmann mit Hilfe eines schriftlichen 
Gesprächsangebotes an die Bis ranzu­
kommen: " .•• die bevorstehenden Ver· 
anstaltungen anläßlich des Osterfestes, 
des ersten Jahrestages des Unglücks von 
Tschernobyl am 26.4.1987 und des 
Pfingstfestes führen sicherlich zu Begeg· 
nungen zwischen Ihnen und uns. Da die· 
se Veranstaltungen auch von Bürgerini· 
tiativen und anderen Gruppen mitgetra· 
gen werden, besteht u.E. ein Anlaß, lh· 
nen ein Gespräch anzubieten, um Rei· 
bungsverluste nicht entstehen zu lassen 
und Meinungsverschiedenheiten nicht 
nachher austragen zu müssen, welche 
vielleicht vorher bereits aus dem Wege 
geräumt werden können ... " 

"Leider" erfolgt keine positive Reak­
tion auf dieses "Angebot". Schließlich 
bohrt Fenzl nochmals nach und bittet 
die Oberpfälzer Bis um "Zusammenar­
beit" anläßlich der folgenden Aktionen. 
Er möchte, daß "die Initiativen Leute 
aus den eigenen Reihen für Gespräche 
mit der Polizei ,autorisieren' und ,nam· 
haft machen'. Mit diesen autorisierten 
Dialogpartnern sollen dann Demonstra· 
tionen besprochen werden. . •• Ziel da­
bei: kriminelle WAA-Gegner separieren 
und dafür sorgen, daß sie weder ein 
Sympathisanten- noch Unterstützerleid 
in der Oberpfalz finden." (MZ, 6.4.87) 
Eine positive Reaktion im Sinne von 
"Gesprächsbereitschaft" erfolgt jedoch 
von seiten der Bis nicht. Ein Dr. Man· 
fred Wacht vom mehrfach "gelobten" 
AK Theologie und Kernenergie bietet 
Fenzl an, mit der Polizei zusammen ein 
gemeinsames Flugblatt zu erstellen! 

Die "neue Li nie~~: 

"Verstärkt Gespräche mit den Anti· 
WAA-Bürgerinitiativen führen, Koopera· 
tion suchen, Öffentlichkeit aufklären -
kurz: Vertrauen für notwendi.ge polizei­
liche Maßnahmen bei Demonstrationen 
finden." 

Gewalt? 

Nein Danke! 

Kurz vor Ostern geht die Polizei selber 
ran an den feind. Die Aktion "Gewalt? 
Nein Danket .. wird gestartet. Mit Auf­
klebern, Ansteckern, Flugis und Hans· 
Jürgen Felmy als prominentes Aushän· 
geschild. Die Propaganda-Inhalte bleiben 
im wesentlichen die gleichen, es wird 
nur mehr psychologisiert "Sie wählen 
alle die Anonymität, um ihre Bedürfnis· 
se unerkannt ausleben zu können. Mit 
der Maskierung verringern sich einerseits 
Hemmungen und andererseits das Risi· 
ko, erkannt zu werden." (Der Polizei­
psychologe läßt grüßen I) Die B ls werden 
weiterhin gedrängt, doch endlich "ko· 
operativ" zu sein ••. 

Eines ist und war jedoch immer sicher: 
Die Polizei wird nie ,,mit Salzstangerl 
nach Wackersdorf" fahren (Gustl Lang). 
Angesichts steigender Polizeipräsenz zur 
Niederhaltung der Bevölkerung sind die 
Herrschenden aber darauf angewiesen, 
eine gewisse Akzeptanz für "notwendige 
polizeiliche Maßnahmen" zu erreichen 
- daher die ,.neue Linie". Leider hat es 
sich nicht nur an diesem Sonntag ge· 
zeigt, daß einige WAA·Gegner immer 
wieder darauf reinfallen und sich als 
Werkzeug benutzen lassen ... 

Diesen Anstecket sah man öfter am 
T schernobyi-Jahrestag I 
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Einige Zitate 

Für SPD-Fans: 

"Der stellvertretende (Sicherheits-)· 
Ausschußvorsitzende Peter-Paul Gantzer 
(SPD) meinte, Gauweiler habe seit sei­
nem Amtsantritt bereits im Polizeibe­
reich einiges getan, von der Polizeiver­
mehrung bis zur Bürgernähe, ,als ob er 
von der SPD als zweiter Staatssekretär' 
ins Innenministerium geschickt worden 
wäre." (MZ, ca. 15.5.1987) 

Für Demokratie-Fans: 

"Wir glauben, daß die hartnäckigsten 
Unterstellungen und Kritikpunkte auf 
Mißverständniaen beruhen. Was mißver· 
standen wird, ist der gesellschaf11iche 
Auftrag, d. h. die Rolle, die der Polizei 
in unserer Gesellschaft zugewiesen 
wird ... "(Aus einem Polizei-Info) 

Zur Auflockerung 

Für Gauweiler-Fans: 

"Wenn ein Diebstahl unter 100 Mark 
als Bagatelle bezeichnet werden und 
immer mehr Menschen nicht zwischen 
Mein und Dein unterscheiden könnten, 
seien das Warnzeichen für einen alarmie­
renden VerwMrlosungsprozeß. Die Stär· 
kung der inneren Sicherheit und die 
Rückbesinnung auf überlieferte Wert­
strukturen seien vordringliche , Investi­
tionen in die Prävention' der Kriminali ­
tät." (MZ, 25.5.1987) 

Für Träumer: 

"Das vergangene Jahr hat viel Unfrie­
den gebracht in die Gegend um Schwan­
dorf und Wackersdorf ... Heute, 1987, 
haben wir den Traum, daß sich all das 
nicht wiederholt. Wir plädieren für ein 
gewaltfreies Jahr 1987." (Aus einem 
Polizei-Info) 

l_l_l_l_l_l_l_l ,_,_,_,_ 

Kampagne gegen KWU 

Am 2. Mai fanden an vielen KWU­
Standorten Aktionen statt. 
ln Erlangen bildete der Aktionstag gegen 
die KWU/Siemens den Abschluß der 
Tschernobyl-Woche und der Antikapitali­
stischen Woche. Etwa 1000 Demonstran­
ten zogen vom KWU-Gelände in die Er­
langer Innenstadt zu einer Abschlußkund­
gebung. 
Auch in Offenbach und Mühlheim wurden 
Aktionen und Demos gegen die KWU 
durchgeführt. Begleitet bzw. beobachtet 
wurden die jeweiligen Demos von starken 
Polizeieinheiten. 
Da uns leider keine Berichte über den 
Verlauf der Aktionen zugeschickt wur­
den, mußten wir uns auf diese kurze 
Meldung beschränken. 

28 

Außer Reden nichts gewesen 

Ein Bericht zum Treffen 
der IG Metall 

mit der Friedens- und der 
Anti-A KW-Bewegung 

Ende Januar, direkt nach der Bundes· 
tagswahl, wurden auf Initiative des 
Nürnberger IG-Metaii-Vorsitzenden 
Gerd Lobboda, die Anti-AKW·Bewe· 
gung und da Nürnberger Friedensforum 
zu einem gemeinsamen Treffen eingela­
den. Ein historisches Ereignis in der Ge­
schichte der Anti·AKW-Bewegung. Denn 
bisher galt die Anti-AKW-Bewegung 
nicht als ernstzunehmender Faktor für 
die Gewerkschaften. Vor zehn Jahren 
noch wurde von der DGB.Spitze die Be­
fürwortung zur Atompolitik in Form 
von einer Großveranstaltung manife­
stiert. Seibat vor einem Jahr noch, als 
der Superga1 von Tschernobyl jeden be­
wegte, wurde a~f der 1. Mai-Kundge­
bung in Nürnberg einer Rednerin der 
Anti-AKW-Bewegung da Mikrofon ab· 
gedreht. Aber anscheinend sind im letz­
ten Jahr innerhalb der Gewerkschaften 
Denkprozesae abgela~fen. 

Von Gerd Lobboda wurden die Be­
weggründe zu dieser Initiative geschil­
dert. So beklagte er die "fehlende Ein­
heit im Kampf gegen Aufrüstung, Na­
turzerstörung, Atomanlagen und Ar­
beitsplatzvernichtung". Die Gewerk· 
schaft müsse zugeben, daß sich eine 
große Ökologie- und Friedensbewegung 
außerhalb ihrer Reihen formiert habe. 
Es gehe darum, die alte Reformbewe­
gung- womit er den DGB und die SPD 
meint - mit den neuen sozialen Bewe­
gungen an einen Tisch zu bekommen, 
vor allem angesichts des erneut gewähl­
ten konservativen Regierungsblocks. So 
gelte es jetzt, wieder mehr "Konfliktbe· 
reitschaft" in den Außereinandersatzun­
gen innerhalb der Gewerkschaft zu zei­
gen, zum Beispiel auch in der Frage des 
Ausstiegs aus der Atomenergie. 
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Konkreter Ansatzpunkt für eine Zu­
sammenarbeit in Nümberg zwischen Ge­
werkschaft, Anti-AKW-Bewegung und 
Friedensbewegung sollte eine gegenseiti­
ge Unterstützung der drei IJ'oßen Aktio­
nen im April/Mai sein: Ostermarsch, 
Tschernobyl-Woche und 1. Mai . 

Auf den ersten zwei Treffen wurden 
auch gleich folgende Vereinbarungen ge­
troffen : 
- zu allen drei Aktionen wird von allen 

drei Bewegungen aufgerufen; 
- auf den jeweiligen Kundgebungen 

darf jeweils ein Redner der anderen 
Bewegung sprechen; 

- eine gemeinsame Pressekonferenz soll 
die Bereitschaft zur verstärkten Zu­
sammenarbeit an die Öffentlichkeit 
bringen. 

So weit, so gut, zwei sehr vielsprechen· 
de Treffen. Hatten einige aus der Anti­
AKW·Bewegung sich schon die ganze 
Zeit gefragt, wo der Haken ist (aufwund 
einschlägiger Erfahrungen mit SPO und 
Gewerkschaft), so bekamen wir die Ant· 
wort auf dem dritten und letzten Tref· 
fen: G. Lobboda mußte der Anti-AKW· 
Bewegung zu seinem Bedauern mittel· 
Jen, daß der geplante Beitrag der AKW· 
Gegner auf der 1. Mai-Kundgebung 
nicht gehalten werden kann. Der DGB· 
Kreisvorstand hatte eine Rednerin aus 
unseren Reihen mit acht zu fünf Stim­
men abgelehnt, da "die ursächlichen An· 
gelegenhalten der Gewerkschaft" auf 
der Kundgebung Vorrang hätten. Zum 
Thema Frieden könne dagegen Hans 
Patzelt vom Friedensforum sprechen, da 
er gleichzeitig Mitglied in der IG-Metall 
ist. Wir sollten aber nicht enttäuscht 
sein, weil unser Anliegen von einem Ver­
treter der IG Bau, Steine, Erden auf der 
Kundgebung vorgebracht würde I 

Oie Friedensbewegung wählte einen 
ihr genehmen Vertreter für den Bereich 
Atompolitik aus, dem Nürnberger Anti-

Atomforum ist dabei keinerlei Mitspra· 
ehemöglichkeit gewährt worden. 

Ebenso wurde die geplante Pressekon· 
ferenz abgelehnt, da sie wohl oder übel 
die Widersprüche innerhalb der Gewerk­
schaft über eine Zusammenarbeit mit 
den außerparlamentarischen Bewegun­
gen ans Tageslicht brächte, was ange­
sichts der aktuellen Tarifauseinanderset­
zungen nicht dienlich wäre! 

Und zuguteriatzt lagen nur unsere Auf· 
rufe zum Ostermarsch und zum 1. Mai 
auf dem Tisch, während Friedensbewe· 
gung und Gewerkschaft ihre Aufrufe 
entgegen der Vereinbarung noch nicht 
vorlegen konnten. 

Als Ergebnis müssen wir feststellen, 
daß wir, aus den Anti-AKW-Initiatlven, 
die einzigen waren, die sich an die Ab­
machungen gehalten haben: Auf der 
Tschernobyl-Kundgebung durften G. 
Lobboda für die IG·Metall und H. 
Patzelt für das Friedensforum sprechen. 

Doch für das Zugeständnis an die Ge­
werkschaft, auf unserer Kundgebung zu 
reden, obwohl sie die zentrale Forde­
rung der Anti·AKW·Bewegung nach so­
fortiger! Stillegung aller Atomanlagen 
nicht unterstützt, haben wir nicht viel 
bekommen. Stellen wir uns das Ganze 
einmal andersherum vor: Auf dem 1. 
Mai würde jemand von uns für die 35-
Stunden-Woche eintreten, aber erst in 
20 Jahren! (Immerhin noch ein harmlo· 
ser Vergleich I) Daß wir hier Zugeständ· 
nisse gemacht haben, ohne entsprechen­
de Gegenleistung, wird von der Frie· 
densbewegung bzw. einigen Ihrer Spre­
cher allerdings nicht so gesehen. Auf 
einem Treffen warfen sie uns mangeln· 
de Politikfähigkeit vor, weil wir auf un· 
seren zentralen Forderungen bestehen 
würden und damit die SPD verschreck· 
ten. Unter Zusammenarbeit stellen wir 
uns etwas anderes vor, auf keinen Fall 
aber den Ausverkauf unserer zentralen 
Inhalte I 

Wir sind auf die IJ'Oßzügigen Angebote 
von Lobboda eingegangen, ohne zu wis­
sen, daß er diese aus einer klaren Min· 
derheitenpositlon Innerhalb des OGB 
heraus machte. Wenn er anschließend 
sein B89auem darüber aJsspricht, daß er 
die Vereinbarungen nicht einhalten 
kann, weil er sich einerseits mit seiner 
Position im Kreisvorstand nicht durch­
setzen konnte und andererseits Ausein­
andersetzungen im OGB zur Zelt nicht 
dienlich seien, so haben wir dafür kein 
Verständnis. Lobboda hat offensicht­
lich die ganze Zeit mit gezinkten Karten 
gepokert, um uns zu Zugeständnissen zu 
bringen. Daß die vielbeschworenen Ta­
rifauseinandersetzungen anstehen, hat er 
als IG-Metaii-Vorsitzender schon vorher 
gewußt! 

Hätte er seine Karten von Anfang an 
offen auf den Tisch gelegt, ehrlich ge­
sagt, daß er keine festen Zusagen ma· 
chen kann, dann hätten wir Ihn gern in 
der Auseinandersetzung unterstützt, 
aber aus einer wesentlich besseren Ver­
handlungsposltlon heraus. 

So müssen wir das ganze Verhand· 
lungstheater als wichtige politische Er­
fahrung verbuchen und vor allem Im 
Kopf behalten, damit wir uns nicht ein 
zweites Mal auf so eine Art der "Zu­
sammenarbeit" einlassen. 

Das heißt nicht, daß wir BündniS1en 
mit Gewerkschaften und Friedensbewe· 
gung von vornherein ablehnend gegen­
über stehen, aber ein solches Bündnis 
verlangt von uns eine schärfere Betrach­
tungsweise ihrer Vorschläge. Wir begrü­
ßen eine Unterstützung der Anti-AKW· 
Bewegung aus diesem Kreise, aber die 
kann sich nur in Taten messen Jassen 
und nicht in schönen Reden im ge­
schlossenen Kreise. • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 27 
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.-Herbstaktionen 

Nach monatelangen Auseinanderset­
zungen um die Herbstaktionen in der 
Oberpfalz, steht jetzt (endlich) ein Kon­
zept. 

Dlekueelonen aUf den einzelnen Treffen Und 
die dabei zutage getretenen Wider­
sprüche sowohl Innerhalb der Anti­
WAA/AKW-Bewegung als auch zwi­
schen der Anti-WAA/AKW-Bewegung 
und der Friedensbewegung darauf hin, 
daß auch in Zukunft der Trigerkreis so 
manche Kontroverse erleben darf. 
Bleibt nur zu hoffen, daß das Bündnis 
dem gewachsen sein wird! 

Im Oktoberwerden Aktionstage und ei­
ne Kundgebung ln Wackersdorf mit an­
schließender Demonstration zum Bau­
zaun stattfinden. Getragen wird dieses 
Konzept von verschiedenen Strömun­
gen der Anti-WAA/AKW-Bewegung 
und der bayerlachen Friedensbewe­
gung. Zur Durchführung und Vorberei­
tung der Herbstaktionen wurde ein Tri­
gerkreis gebildet, der· sich aus Vertre­
terin/Innen der verschiedenen Bewe­
gungen zusammensetzt. 
So scheint nun die Hoffnung berech­
tigt zu sein, daß es Im Herbst doch 
noch zu breiter getragenen Wider­
standsaktionen gegen die WAA kom­
men wird. Dies wire sicherlich ein Er­
folg fiir den Widerstand in der Ober­
pfalz. 

Der folgende Artikel von den einzelnen 
Treffen beschränkt sich auf das Wesentli­
che, da in der Atom-Nr. 16 ausführlich 
über den Verlauf der Diskussionen berich­
tet wird, ebenso werden verschiedene 
Postionspapiere und Stellungnahmen un­
terschiedlicher Strömungen dokumen­
tiert. (der/die interessierte Leser/in möge 
sich die Atom besorgen). 

Allerdings deuten die zum Teil heftigen 

Die Auseinandersetzung um einen Artikel 
in RADI-AKTIV Nr. 13 zu diesem Thema, 
der bei einem Teil der Anti-WAAIAKW-Be­
wegung Kritik hervorrief, wird an anderer 
Stelle dieser Ausgabe geführt. 

Das Vorbereitungstreffen zu den Herb­
staktionen am 28.3. endete in einem De­
saster. Eine Entscheidung über den neu­
eingebrachten Demovorschlag Amberg 
und den bereits seit der BUKO in Nürn­
berg immer wieder diskutierten Wackers­
dorf-Vorschlag konnte nicht gefällt wer­
den. (vgl. RADIAKTIVNr. 13) Die Entschei­
dung wurde den Oberpfälzer Bürgerinitia­
tiven zurückgegeben. 
Auf den folgenden Strategietreffen wurde 
die Diskussion über die Herbstaktionen 
erneut geführt. Es fand sich dabei keine 
wesentliche Strömung für das Amberg­
Konzept, selbst die ortsansässige BI Am­
berg konnte sich dafür nicht begeistern. 
Im wesentlichen wurden die sechs Punk­
te die bereits auf dem Strategietreffen am 
16.3. diskutiert wurden nochmals bestä­
tigt. 
1. Im Herbst dieses Jahres sollen Aktions­
tage und eine Großdemonstration mit vor­
heriger Kundgebung stattfinden. 
2. Die Großdemonstration bildet den Ab­
schluß der Aktionstage. 
3. Es gibt einen gemeinsamen Aufruf der 
Oberpfälzer Bl's und der Anti-AKW-Bewe­
gung zu den Aktionstagen und der De­
monstration. 
4. Es gibt einen Arbeitskreis zur Vorberei­
tung der Demonstration. ln diesem Ar­
beitskreis können auch Gruppen Organi­
sationen mitarbeiten, die nicht zu den Ak­
tionstagen aufrufen wollen. Dieser AK er­
stellt einen Aufruf nur für die Demonstra­
tion. 
DieS. Kundgebung findet in Wackersdorf 

statt, mit anschließender Demonstration 
zum Bauzaun. 
6. Die Aktionen dürfen sich nicht gegen 
die Bevölkerung richten. Auf die Vermittel­
barkeit muß geachtet werden. 

9.5. Vorbereitungstreffen 
in Fronberg 
Für den 9.5. luden die Oberpfälzer zu ei­
nem weiteren Vorbereitungstreffen ein. 
Ca. 60 Leute aus den unterschiedlichsten 
Spektren der Anti-AKW-Bewegung folg­
ten der Einladung. Es lag ein Papier des 
letzten Strategietreffens vor, das als Dias­
kussionsgrundlage für das Treffen dienen 
sollte. 
ln diesem Papier wurde als Vorbemer­
kung festgehalten: "Über den zeitlichen 
Ablauf der Herbstaktionen und den Ort 
der Großdemo wollen wir nicht mehr dis­
kutieren. Wir gehen davon aus, daß als 
Abschluß der Aktionstage die Kundge­
bung in Wackersdorf stattfindet mit an­
schließender Demo zum Baugelände." 
Ein Teil der Autonomen versuchte erneut 
die Diskussion um den Demonstrations­
ort zu führen, dazu war aber die Mehrheit 
der Anwesenden nicht mehr bereit. Die 
Kontroverse Bauzaun oder anderer De­
monstrationsort wurde zur Abstimmung 
gestellt, als sich die Mehrheit für Wak­
kersdorf aussprach, verließen ca. 20 Au­
tonome den Saal. 
Von etlichen wurde gefordert zu diskutie­
ren, wie dieser Auszug zu bewerten ist, 
was er für die weitere Perspektive zu be-

deuten hat. Daß diese Auseinanderset­
zung geführt werden muß, wurde unter­
sützt, aber mansch war sich einig, daß 
diese Diskussion zu einem anderen Zeit­
punkt geführt werden soll. 

Ausführlich wurde der Sinn und Zweck 
von einem bzw. zwei Trägerkreisen für De­
mo und Aktionstage diskutiert. Für einen 
Trägerkreis, der die Demonstration und 
die Kundgebung vorbereitet und ein Ar­
beitsgremium, das die Aktionstage plant, 
siehe (2.U.3.), das im engen Informations­
und Diskussionszusammenhang mit dem 
Trägerkreis steht, sprach: 
1. Die Möglichkeit für ein breites Bündnis 
ist größer, da Gruppen und Organisatio­
nen, die nicht zu den Aktionstagen aufru­
fen wollen, sich beteiligen können. 
2. Die getrennte Organisierung von De­
mo/Kundgebung einerseits und Aktions­
tage andererseits kann effektiver sein, da 
bei der OrganisierunQ der Aktionstage 
nur die Gruppen mitentscheiden, die sich 
auch mobilisierend und personell in die 
Aktionen einbringen. 
Letztlich wurde das Konzept "ein Träger­
kreis" für Kundgebung/Demo und Ak­
tionstage mehrheitlich befürwortet (8 Ge­
genstimmen). Die Argumente für dieses 
Konzept waren: 
1. Die Aktionstage erfahren eine breitere 
Unterstützung, da alle Teile des Träger­
kreise sich auch für die Mobilisierung der 
Aktionstage einsetzen müssen. 
Für Teile der Oberpfälzer sprach sicher­
lich auch für einen Trägerkreis, daß durch 
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die Beteiligung von vielen Gruppen und 
Organisationen die Variationsbreite der 
Diskussion um die geeignete Aktionsform 
vielfältiger ist und eigene Vorsteilungen 
vielleicht stärker zum tragen kommen. 
Als Voraussetzung für alle Aktionen wurde 
festgehalten, daß sie jederzeit vermittel­
bar sein müssen und sich nicht gegen die 
Bevölkerung richten dürfen. Ein gewisser 
Aktionsrahmen wurde als unabdingbar 
erachtet, um Aktionen, die von teilneh-

menden Gruppen nicht toleriert werden 
können, auszuschließen. Als Zeitraum 
wurde der 8. - 10. Oktober vorgeschla­
gen. Die Aktionstage sollen im einzeinen 
über ,.Städtepartnerschaft" zwischen 
Einheimischen und auswärtigen Gruppen 
organisiert werden. 

Zur Kundgebung und Demonstration 
wurde festgehalten, daß wir uns das 
Recht, vor Ort (am Bauzaun) zu demon­
strieren, nicht nehmen lassen, und wir 
keine Bannmeile akzeptieren. 
Von diesem Treffen aus erging die Einla­
dung zur Aktionskonferenz am 6. Juni in 
Frankfurt für alle Gruppen und Organisa­
tionen, die an einer gemeinsamen Herb­
staktion in Weckersdorf intressiert sind. 
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AtommOllkonferenz 
18J17.S. 
Auf der Atommüllkonferenz Mitte Mai be­
schäftigte sich auch eine Arbeitsgruppe 
mit den Herbstaktionen (siehe ausführli­
ches Protokoll in der atom Nr. 16) 

Als Ergebnis der Atommüllkonferenz zu 
den Herbstaktionen wurde folgendes 
festgelegt.: 
-Es muß einen Trägerkreis für die gesam­
ten Aktionstage geben. 
-Es muß einen Aufruf für die Aktionstage 
geben. 
- Es darf keine Distanzierung von Ak­
tionsformen geben. 
- Die Aktionen für die Tage vor der Demo 
werden gerneinsam in Städtepartner­
schaften vorbereitet. 
-Auf der Demo wird es keine Parteired­
nerlinnen geben. 
- Es muß eine Mehrheit von Anti-AKW­
Gruppen im Trägerkreis sein. Massenmo­
bilisierung kann nicht das Kriterium sein -
es geht um die Inhalte der Aktionstage. 
,.Die Forderung .,keine Distanzierung von 
Aktionsformen" und ,.sofortige Stillegung 
aller Atomanlagen- weltweit" als Beispiel 
sind für uns Forderungen, hinter die wir 
nicht zurückfallen werden." (aus dem Pro­
tokoll) 

Die bayerlache 
Friedensbewegung steigt 
ein 
Auf dem Strategietreffen vom 1. Juni wa­
ren neben den Oberpfälzer Bürgerinitiati­
ven auch das Nürnberger traditionelle 
Friedensbewegungspektrum samt DKP 
zahlreich vertreten. Es wurden die Mög­
lichkeiten für gemeinsame Herbstaktio­
nen diskutiert. ,.Als eine Empfehlung für 
das 1. Trägerkreistreffen in Frankfurt am 6. 
Juni wurde mühevoll folgendes erarbei­
tet: 
- es gibt im Herbst eine gemeinsam ge­
tragene Großaktion nach den Aktionsta­
gen der Anti-WAA und Anti-AKW und der 
bayerischen Friedensinitiativen 
- Die FB beteiligt sich am Trägerkreis, in 
dem sowohl die Aktionstage als auch die 
Demo vorbereitet wird. 
- Eine bundesweite Beteiligung ist er­
wünscht und muß ermöglicht werden. 
- Damit der Trägerkreis arbeitsfähig 
bleibt, sollte er sich aus nicht mehr als 15 
Personen bilden, die sich wie folgt zu­
sammen setzen können: 6 Sitze für die 
bayerische Friedensini. 6 Sitze für die 
Oberpfälzer Anti-WAA-Bewegung und 3 
Sitze für bundesweite Anti-AKW-Bewe­
gung. Es wurde nochmals betont, daß 
dieses Verhältnis 6:9 ein Vorschlag ist, der 
auf dem entscheidenden Gremium in 
Frankfurt zu diskutieren sei." (Aus dem 
Protokoll vom Strategietreff) 
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Aktionskonferenz am 6. Juni 
in Frankfurt 

Ein relativ breites Spektrum folgte der 
Einladung nach Frankfurt. Anwesend wa­
ren ca. 60 Leute aus dem gesamten Bun­
desgebiet darunterVertreterlinnen der BI 
Schwandorf, BIWAK, des Regensburger 
Forum, Friedensforum Nbg., Bundeskon­
ferenz unabhängiger Friedensgruppen 
(BUF), Robin Wood, (MÜ) dem BUND, 
BBU, Die Grünen, DFGNK Nordbayern, 
BUKO (Bundeskongress entwicklungs­
politischer Gruppen), Christen für Abrü­
stung, Gewaltfreie Aktion, EWEKO Rhein 
Main, Nachtschernobyl-lnitiativen­
EKLAT, AK ABSCHALTEN! Bonn, Anti­
WAA-Pienum Bonn, Anti-Atom-Forum 
Bonn, Friedensplenum Bonn, AKU Wies­
baden, Bietefelder lntitiativen gegen 
Atom-anlagen Frankfurter AK, atom, RA­
DI-AKTIV, u.a. 
Die bisher erarbeiteten Vorgaben und 
Standpunkte (Vorbereitungstreffen Fron­
berg, Atommüllkonferenz, Strategietref­
fen) wurden der Diskussion vorangestellt. 
Von den verschiedenen Vertretern der 
Friedensbewegung (BuF, Nbg. Friedens­
forum, DFGNK Nordbayern) wurde die 
Notwendigkeit der gleichberechtigten 
Zusammenarbeit zwischen Friedensbe­
wegung und Anti-AKW-Bewegung be­
tont. Für BuF schien ein Bündnis mit der 
Anti-AKW-Bewegung nur möglich zu 
sein, wenn die Beteiligung von Frieden­
sorganisationen über das hinausgeht, 
was in Bezug zur Hanau-Demo vom No­
vember '86 möglich war. 
Im weiteren wurden die Bedingungen, die 
von der Anti-AKW-Bewegung erarbeitet 
wurden, diskutiert. 
1. Gemeinsamer Aufruf und Trägerkreis 
für Aktionstage und Demonstration. 
2. Keine Duldung einer Bannmeile, Durch­
führung auch einer verbotenen Demon­
stration 
3. Keine Distanzierungen von Wider­
standsformen und Inhalten. 
4. Es besteht ein Aktionsrahmen, auf die 
Vermittelbarkelt der Aktionen muß geach­
tet werden, keine Aktionen dürfen sich 
gegen die Bevölkerung richten. 
5. Die Mehrheit des Trägerkreises wird 
aus den verschiedenen Initiativen und 
Gruppen der Anti-AKW-Bewegung gebil­
det. 
6. Die Pressegruppe wird aus dem TK ge­
bildet. 

aus dem Protokoll: 
11Die Vertreterin des BBU und Sprecherin 

der Nach-Tschernobyl-Gruppen sicherte 
Untersützung für die Herbstaktionen zu. 
Sie könne nicht letztendlich für alle Nach­
Tschernobyl-Gruppen sprechen, da jede 
Gruppe autonom sei, doch mit Beteili­
gung sei zu rechnen. 
Für den Bund wurde der am 23. Mai 1987 
auf der Deligiertenversammlung in Pas-

sau verabschiedete Antrag der Bundesju­
gendleitung eingebracht. 
Demnach sichert der BUND seine Teilnah­
me bei der Vorbereitung der Herbstaktio­
nen zu. Um die Zusammenarbeit mit dem 
BUND gewährleisten zu können, sei es 
wichtig, den "konstruktiven" Charakter 
der Herbstaktionen zu betonen und ein 
breites Bündnisspektrum anzustreben. 
Die BUND-Jugend plant ein mobiles Info­
programm zur WAA und zu regenerativer, 
dezentraler Energieversorgung. Bund­
Fakten sind in Druck. 
Die Gewaltfreie Aktion plant eine Fahrrad­
staffelte von Atomwaffenlagern zu Atom­
produktionsstätten. 
Die Oberpfälzer 81's wollen die Bevölke­
rung unter anderem über den Katastro­
phenschutz aufklären und zivilen Unge­
horsam erproben. Im Laufe der Diskus­
sion über die notwendigen Voraussetzun­
gen für die Großaktion vor dem Hinter­
grund von Kriminalisierung und Repres­
sion standen folgende Fragen im Mittel­
punkt: 
-Ist es in Anbetracht der kurzen Mobilsie­
rungszeit möglich, so viele Menschen in 
die Oberpfalz zu bekommen, daß die 
Herbstaktionen von der Polizei nicht ein­
fach zerschlagen und niedergemacht 
werden können? 
-Welche Widerstandsformen sind in der 
Oberpfalz vor dem Hintergrund von Krimi­
nalisierung und Repression überhaupt 
möglich? 
-Wie gehen wir mit dem Demoverbot am 
Bauzaun um? 
- Welche Inhalte wollen wir im Rahmen 
der Großaktionen vermitteln? 
Die Einschätzungen und Diskussionen 
dieser Punkte zeigte, daß es immer 
schwieriger wurde, eine gemeinsame Ge­
schäftsgrundlage zu erarbeiten. Späte­
stens dann, als die Forderung nach mehr 
Qualität statt Quantität im Widerstand ge­
gen das Atomprogramm formuliert wur­
de, standen sich auch bei diesem Treffen 
wieder zwei Fraktionen gegenüber: 
Das Konzept der einen Fraktion baut auf 
eine breite Mobilisierung für Aktionstage 
und Großdemonstration mit der Verbrei­
tung offensiver Inhalte. Das andere Kon­
zept setzt nicht auf Masse, sondern auf 
Qualtität, d.h. dezentrale Aktionen, ver­
bunden mit einer Vertiefung der Inhalte, 
um dem Widerstand eine langfristige Per­
spektive zu geben. Die Vertreter/innen 
dieser Konzeption können sich nicht vor­
stellen, sich im Rahmen einer Massenmo­
bilisierung adäquat mit ihren Inhalten ein­
bringen zu können. 

Die Frankfurter Bündnisverhandlungen 
scheiterten nicht nur am Zeitfaktor (kurze 
Mobilisierungszeit bis Oktober abzüglich 
Sommerpause), sondern auch an der Un­
einigkeit und Unentschlossenheit inner-

halb der Anti-AKW-Bewegung sowie an 
einzelnen Differenzen mit Vertreternlin­
nen der Friedensbewegung. Diese konn­
ten jedoch in Frankfurt nicht ausgetragen 
werden (z.B. sofortige Stillegung aller 
Atom-anlagen- ja oder nein?; "gleichbe­
rechtigte" Beteiligung der Friedensbewe­
gung- ja oder nein?). 

Nach diesen Treffen fragten sich sicher­
lich viele: Wie kann's weiter gehen? (wir 
selbst eingeschlossen)" 

2.Bundeswelte 
Trlgerkrelstreffen am 
21.8. in Fronberg 
Wie bereits in Frankfurt vereinbart lud das 
Anti-WM-Büro zum zweiten bundeswei­
ten Treffen ein. Anwesend waren Vertre­
ter/innen von den Oberpfälzer Bürgerini­
tiativen aus Schwandorf, Cham, Amberg, 
Weiden, Bruck, Kotzingen, Nauenburg 
von Wald, Info-Büro Altenschwand, AK­
Theologie und Kernenergie, BIWAK des­
weiteren Leute von der RADI-AKTI\I, BI 
Nümberg, KB (Nbg.), Gewaltfreie Ak­
tionsgruppen, AK Energie in der DGB-Ju­
gend München, Die Grünen, Nbg. Frie­
densforum, Friedensliste, Städtevertre­
terlinnen aus München, Köln, Bonn, 
Frankfurt, Wiesbaden. 
Es wurde berichtet, daß auf Grund des 
Desasters bei beiden bundesweiten Tref­
fen sich die Oberpfälzer Bürgerinitiativen 
entschlossen, bestimmte Vorgaben in Zu­
sammenarbeit mit nordbayerischen Frie­
densinitiativen zu erarbeiten. 
Von einem Städtevertreter wurde einge­
wendet, daß sich bereits in Frankfurt her­
ausgestellt hat, daß die Vertreter der 
bayerischen Friedensinitiativen nicht für 
den sofortigen Ausstieg sind und von da­
her eine gemeinsame Aktion mit der Anti­
AKW-Bewegung nicht möglich ist, da für 
die Anti-AKW-Bewegung die Forderung 
nach sofortiger Stillegung aller Atomanla­
gen unabläßlich ist. 
Bevor es hier zu einer Grundsatzdiskus­
sion kam einigte mensch sich, erst den 
Bericht vom letzten Strategietreffen (vom 
15.6.) anzuhören. Demnach begrüßen die 
Oberpfälzer die Beteiligung der Friedens­
bewegung an den Aktionstagen und der 
Großdemonstration zum Bauzaun. Ak­
tionstage und Demo sind gleichberech­
tigt und für beides soll breit mobilisiert 
werden. Für beide Aktionen gibt es einen 
Trägerkreis. Der Trägerkreis bestimmt die 
politische Grundrichtung und gibt für bei­
de Bewegungen gemeinsame Erklärun­
gen ab. Ein gemeinsamer Aufruf ist nicht 
Voraussetzung für die gemeinsame Ak­
tion, daran soll das Bündnis nicht schei­
tern. Bei 2 Aufrufen wird in beiden zu den 
Akionstagen und zur Demo aufgerufen. 
DerTrägerkreis soll nicht mehr wie 15 Per­
sonen umfassen, davon 6 aus der Frie­
densbewegung und 9 aus der Anti-AKW­
Bewegung. Diese Personen sollen mög­
lichst auch verschiedene lntitiativen ver­
treten können. Der Trägerkreis muß ar­
beitsfähig sein und eine regelmäßige Be­
teiligung muß möglich sein. 
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Ziel der Aktionen soll sein, daß sie vermit­
telbar und konstruktiv sind, daß sie The­
men der Anti-WAA und Friedensbewe­
gung aufgreifen und daß die Aktionen 
nicht den Konflikt mit der Polizei suchen. 
Von einem Vertreter des Nbg. Friedensfo­
rums wurde nochmal erläutert, warum sie 
mit einem eigenen Aufruf für die Herbst­
aktionen mobilisieren wollen. Die ureigen­
sten Anliegen der Friedensbewegung 
könnten mehr berücksichtigt werden, bei 
einem gemeinsamen Aufruf würde man 
nur die Menschen erreichen, die sich so­
wieso zu beiden Bewegungen zugehörig 
fühlen. Mit einem eigenen Aufruf würde 
man somit viel mehr Menschen mobilisie­
ren können. 
Die folgende Diskussion drehte sich vor 
allem um den Punkt "gemeinsamer Auf­
ruf" und der Forderung "sofortige Stille­
gung aller Atomanlagen." 
Es war klar; mit dem Kompromiß der zwei 
Aufrufe will man diesen strittigen Punkt 
umgehen. Von den autonomen Städtever­
treter wurde die Notwendigkeit eines ge­
meinsamen Aufrufs betont, da dies zu ge­
meinsamen Aktionen dazu gehört. Der 
Trägerkreis wird Stellungnahmen abge­
ben, schon von daher muß eine gewisse 
inhaltliche Einigkeit vorhanden sein. Die 
oft sehr demagogisch geführteArgumen­
tationsweise der Friedensbewegungsver­
treterlin nach dem Motto: "Wir sind doch 
alle gegen die WAA, deshalb muß auch ei­
ne gerneinsame Aktion möglich sein, wer 
das nicht will arbeitet letztlich nicht für 
den Widerstand" erschwerte die Diskus­
sion um die gemeinsamen Grundlagen 
zusätzlich. 
Erfreulicherweise schaffte der Kreis es 
doch noch, die inhaltlich und organisato­
rische Basis für den Trägerkreis zu erar­
beiten und die Besetzung zu bestimmen. 
- Hiernach wird ein gemeinsamer Aufruf 
angestrebt, bei Nicht-Zustandekommen 
eines gemeinsamen Aufrufs wird eine Trä­
gerkreiserklärung erstellt - keinen Bau 
derWAA 
- Stillegung aller Atomanlagen 
-keine Krimminalisierung von AKW-Geg-
nern/innen und Friedensaktivisten sollen 
die inhaltliche Basis dieser Erklärung 
sein. Die Kundgebung in Wackersdorf 
und die Demonstration zum Bauzaun 
wird angemeldet. Bei einem Verbot wird 
die Kundgebung und Demonstration poli­
tisch, praktisch und juristisch durchge­
setzt. Es wird einen Aktionsrahmen er­
stellt, auf die Vermittelbarkeit der Aktio­
nen muß geachtet werden und keine Ak­
tion darf sich gegen die Bevölkerung rich­
ten. Auf dieser Grundlage waren sich 
auch alle einig, daß keine Distanzierun­
gen stattfinden dürfen. 
Desweiteren bestand Konsens darüber; 
daß keine Parteiredner sprechen dürfen 
und es keine Polizeigespräche geben 
darf. 
DerTrägerkreis besteht aus 6 Vertreterlin­
nen der Friedensbewegung. Diese wer­
den auf den süd- und nordbayerischen 
Friedenskonferenzen am 18. Juli gewählt. 
Die Gewaltfreien Aktionsgruppen haben 
bereits einen dieser Sitze beantragt. Die 
Entscheidung auf der Konferenz wird zei-
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gen ob die vielbeschworene Breite der 
Friedensbewegung auch bei der Wahl der 
Delegierten erkennbar wird. Die 10 Sitze 
der Anti-AKW-Bewegung sind verteilt 
auf: BI Schwandorf, BI Amberg/Weiden, 
BIWAK (Reg.) BI Nümberg/RADI-AKTIV 
München, BUND Jugend/SN, 2 Vertreter 
aus der bundesweiten Anti-AKW-Bewe­
gung wahrscheinlich Frankfurt und Köln/ 
Bonn, Autonome, Nach-Tschemobyi­
Gruppen/Grüne/AK Theologie und Kern­
energie. Weitere Organisationen können 
bei Einstimmigkeit des Trägerkreises 
aufenommen werden. 
Die Trägerkreissitzungen sind öffentlich, 
am 5. Juli kam es zur 1. Trägerkreis-Sit­
zung. 

Derneueste Stand: 
Trlgerkntlssitzung vom 
5. Juli '87 
Anwesend waren: BI Schwandorf, BI Am­
berg/Weiden, BIWAK Regensburg, Anti­
Atom-Plenum München, BUND (Jugend), 
Bund Naturschutz (Bonn), bundesweite 
Anti-AKW-Bewegung (Frankfurt), Mütter 
gegen AKW, Info-Büro, Anti-WAA-Büro, 
Gewaltfreie Aktion, Friedensforum Nüm­
berg, Friedensforum München, BI Nüm­
berg/RADI-AKTIV u.a. 

Die bayerische Friedensbewegung 
brachte ein Papier zu den Grundlagen 
und Aufgaben des Trägerkreises ein (zu­
sammengestellt aus den Protokollen der 
vorherigen Treffen) das gemeinsam 
durchgegangen und diskutiert wurde. Bis 
auf einen strittigen Punkt wurde das Pa­
pier mit kleineren Korrekturen akzeptiert. 
(siehe unten, nebenstehend) 
Der letzte Satz unter Punkt 2. Trägerkreis­
zusammensetzung: "Bei einstimmigem 
••• " löste eine heftige Diskussion zwi­
schen Teilen der Anti-WANAKW-Bewe­
gung und der bayerischen Friedensbewe­
gung aus. Hintergrund der Auseinander­
setzung war die Frage, wie die. Gewalt­
freie Aktion zu einem Sitz im Trägerkreis 
kommt. 
Hierfür wurden unterschiedliche Vor­
schläge gemacht: 
- die GA beantragt auf dem Treffen der 
bayerischen Friedensbewegung am 18. 
Juli 1 Sitz der 6 Sitze der Friedensbewe­
gung 
-die GA beantragt 1 Sitz der 2 Sitze der 
Bundesweiten Anti-AKW-Bewegung 
- derTrägerkreis wird um einen Sitz erwei­
tert, hierfür war allerdings eine Einstim­
migkeit im Grundsatzpapier festgeschrie­
ben. Da die Einstimmigkeit nicht abzuse­
hen war, wurde der Vorschlag einge-



bracht, diesen Passus in eine 2/3 Mehr­
heit abzuändern. 
Letztlich wurde dieser Punkt auf das 
nächste Treffen vertagt, da die Vertreter/ 
innen der Friedensbewegung noch nicht 
offiziell delegiert und somit nicht abstim­
mungsberechtigt waren. 
Im Anschluß daran wurde der Termin für 
die Anmeldung der Demonstration auf 
Ende August/Anfang September festge­
legt. 
Im Zusammenhang mit einem Vorschlag 
der BIWAK Regensburg, der Trägerkreis 

gj-tterbstaktionen 
soll ein Plenum für die an den Aktionsta­
gen beteiligten Gruppen einberufen, wur­
de nochmals kurz über die Aufgaben und 
Kompetenzen des li'ägerkreises disku­
tiert, ebenso über die Aufgaben und die 
Zusammensetzung der Pressegruppe. 
Konsens war, daß die Pressegruppe aus 
Vertreternlinnen des Trägerkreises gebil­
det wird, diese dem Trägerkreis verant­
wortlich sind, daß aber jederzeit andere 
Leute z.B. bei aktuellen Ereignissen dazu­
stoßen können. Bis zum nächsten Treffen 
wird hierzu ein Papier erstellt, das dann 

als Diskussionsgrundlage dient. 
Im Wesentlichen wurden J)ei den 'D'ef· 
fen am 5. Juli die Punkte für das folgen­
de lhtffen festgelegt: 
- Gewaltfreie Aktion 
-die jeweiligen Aufrufe der Anti-WAA/ 
AKW-Bewegung- Friedensbewegung 
-Finanzen 
-Plakate 
Stattfinden wird das Ganze am 25. Juli 
(Samstag) um 10 Uhr in der Brauerei· 
gaststätte in Schwandorf-Fronberg. 

Trägerkreis 
Grundlage und Aufgaben 

Die Anti-WM-Bewegung in Koordination 
mit der bundesweiten Anti-AKW-Bewe­
gung sowie die bayerische Friedensbe­
wegung werden Im Oktober mit Aktions­
tagen und einer Kundgebung in Weckers­
dorf gemeinsam und gleichberechtigt ih­
ren Forderungen Nachdruck verleihen. 
Zur Vorbereitung und Durchführung wird 
ein Trägerkreis gebildet. 
1. Aufgaben des 'ltilgerkrelses: Er be· 
stimmt die politische Grundrichtung, gibt 
dazu eine gemeinsame Erklärung heraus, 
die knapp und prägnant sein soll und die 
Forderungen der Im Trägerkreis vertrete­
nen Bewegungen unterstützt. Die Grup­
pen können zu den Herbstaktionen über-

dies eigene Aufrufe machen. Net>Ekl der 
Organisation der Demonstration und der 
Koordination der Aktionstage Ist seine 
Aufgabe vor allem die Information der 
Offentllchkelt. 
2. Mgerkrelszusammensetzung 
Er setzt sich aus 6 Stimmen für die bayeri­
sche Friedensbewegung und aus 10 
Stimmen für die Anti-Atom-Bewegung 
zusammen. Beide Bewegungen ent­
scheiden über die Besetzung ihrer Stim­
men. 
Die Anti-Atom-Bewegung einigte sich auf 
die Stimmenvertellung: 
1 BI Schwandorf, 1 BIAmberg/BIWeiden, 
1 BIWAK Regensburg, 1 BI Nürnberg/RA· 
01-AKTIV, 1 Anti-Atom-Plenum München, 
1 BUND (Jugend), 1 Autonome, 2 bun­
desweite Anti-Atom-Bewegung, 1 Mütter 
gegen Atomkraft Regensburg/AKTheolo­
gie und Kernergie. Die bayerische Frie­
densbewegung wird auf ihren Konferen­
zen am 18. Juli Ober das vorliegende Kon­
zept entscheiden. und die 6 Vertreterlin­
nen im Trägerkreis entgültlg bestimmen. 
Bei einstimmigen Beschluß des lt'iget'­
krelses können noch zusAtzlieh Grup­
pierungen/Bewegungen aufgenom­
menwerden. 
3. Ziel der Aktionen ist nicht Konflikt mit 
der Polizei. Oie Aktionen werden vermit­
telbar, konstruktiv und keinesweg gegen 
die Bevölkerung gerichtet sein, sie wer­
den sich auf Themen der WM wie der 
Friedensbewegung beziehen. 
Es wird eine Kundgebung in Weckersdorf 
am Volksfestplatz angemeldet. Die Kund-

gebung in Weckersdorf mit anschließen­
der Demonstration zum Bauzaun wird po­
litisch, juristisch und praktisch durchge­
setzt. 
Die Verantwortung dafür hat der'Mger. 
kreis. 
4. Dlstanzlerungen von Aktionen, die 
sich Innerhalb dieses Aktionsrahmens 
bewegen, wird es von denen Im Träger­
kreis beteiligten Gruppen nicht geben. 
5. Der Trägerkreis bzw. die beteiligten 
Gruppen führen keine Absprachen mit 
der Polizei, die Ober das organisatiorisch 
notwendige Maß hinausgehen. 
8. Es gibt keine Redner, die als Vertreter 
von Partelen sprechen. 
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Gegen die WAA Wackersdorf­
Aktionstage in Oberpfalz vom 
8.-10.10.87 mit abschließender Groß­
demonstration in Wackeradort am 
10.10.87 .•• 
Mit den Aktionstagen, Veranstaltungen, 
Straßentheater, Informationsständen, Ka­
tastrophenschutzübungen, Fahrradstaf­
fetten, Straßenfesten, Mahnwachen, Be­
hinderungsaktionen usw. wollen wir fol­
gende Ziele erreichen. 
- Die Infrastruktur, aus der die WAA 
wächst, offenlegen (Abhängigkeit von 
Konzernen, Zulieferfirmen. 
- Das Offenlegen der Mechanismen von 
Polizei und Justizapparat 
- Gefahren der WAA konkret aufzeigen 
(Katastrophenschutzübungen) 
- Breitere Bevölkerungskreise zum Wie­
derstand ermutigen. 
- Weiterführende Widerstandsformen 
praktizieren. 
- Langfristige Perspektiven für den Wi­
derstand entwickeln 
- Das Vertrauen der Bevölkerung in die 
eigene Macht stärken. 
Wir rufen alle, die gegen Atomkraft sind, 
alle Menschen aus den Bewegungen für 
den Frieden, für die "Dritte Welt", für Um­
weltschutz, aus den Gewerkschaften, 
aus christlich motivierten Kreisen auf, 
sich an den Aktionstagen mit eigenen For­
men und Inhalten zu beteiligen. Auf der 
Grundlage, daß die Aktionen vermittelbar 
und konstruktiv sind, sich nicht gegen die 
Bevölkerung richten und nicht die Kon­
frontation mit der Polizei suchen, gibt es 
viele Möglichkeiten, die Atkionstage 
phantasievoll zu gestalten und mit einer 
eindrucksvollen Großdemonstration ab­
zuschließen. 
• Für sofortige Stiltagung aller Ato­
manlagen weltweit. 
• Kein Bau der WAA und anderer Ato­
manlagen 
• Keine zivile oder militärische Nut­
zung der Atomenergie 
• Keine Spaltungs- und Kriminalisie­
rungsversuche durch den Atomstaat. 



Infokarawanentreff -
subjektive Zusammenfassung 

Ober weite Strecken sehr emotional 
verlief das Treffen der Autonomen zu 
den Aktionstagen '87 im Wackerland 
am Samstag, 20. Juni, in Fronberg, an 
dem Vertreter aus Info-Büro, Anti­
Atom-Plenum Hanau, Wackersdorf­
Gruppe Bielefeld, Berlin, Oberpfälzer 
Autonome, Amberg, Regensburg, Nürn· 
berg, München, Berlin und atom teil· 
nahmen. Vielleicht lag es am Fehlen ei· 
ner Tagesordnung oder an unterschied· 
Iichen Interessen, daß die Diskussion 
anfangs von einem Thema zum anderen 
schlitterte. 

Zu Anfang gab es unterschiedliche 
Auffassungen zum Zweck der geplan­
ten lnfokarawane; während vor allem 
Oberpfälzer Autonome eine "zweck· 
freie" Infokampagne über die Zusam· 
manhänge der WAA/Atompolitik mit 
anderen politischen Bereichen favori­
sierten, wollten vor allem die Berliner 
und Sielefelder Vertreter den ursprüng­
lichen Mobilisierungs- und Vorberei· 
tungszweck zu den Aktionstagen nicht 

18-tterbstaktionen 

aus den Augen verlieren. Eine inhalt­
liche Diskussion, wie sie sich anhand 
der Infokarawane entwickeln soll, wür­
de ohne Perspektive, d.h. praktische 
Umsetzung während der Aktionstage, 
zu schnell wieder im Sande verlaufen 
oder erst gar nicht in Gang kommen. 
Meinem Eindruck nach setzte sich 
letztere Position durch und es wur­
de angeregt, möglichst zu jedem Thema, 
das für die Infokarawane erarbeitet 
wird, auch eine entsprechende öffent­
liche Aktion vorzubereiten (z.B. Thema 
"Kriminalisierung des Widerstands" 
könnte in eine Knastdemo umgesetzt 
werden). Desweiteren soll zur Ge­
währleistung, daß unsere Aktionen ein 
Erfolg werden, während der Aktions­
tage und auch nachher die Infoarbeit 
weitergeführt werden, so daß die Aus­
wertung der Ereignisse nicht den staats­
tragenden Medien überlassen bleibt. 

ln diesem Zusammenhang wurde dann 
auch über den Sinn der Teilnahme 
Autonomer am offiziellen Trägerkreis 
diskutiert. Vor allem wegen der Arbeit 
der Pressegruppe erachteten einige, v.a. 
die norddeutschen Vertreter, eine Teil­
nahme für sehr wichtig, um im Hin-

blick auf die Interessen der überwiegend 
pralamentarisch orientierten Mitglieder 
des Trägerkreises durch die Anwesen­
heit Autonomer Schlimmstes, wie z.B. 
Distanzierungen von radikalen Inhalten, 
Aktionen oder gar Personen, zu verhin­
dern. Gegner der Teilnahme Autonomer 
am TK befürchten, daß durch unsere 
Vertreter der Eindruck entstehen könn­
te, wir würden das ganze Herbstpaket, 
also auch die Großdemo, mittragen, 
obwohl sie dem Konzept "Weg vom 
Symbol, hin zu Zusammenhängen" der 
Aktionstage zuwiderläuft. Auch die Ge­
fahr, unsere Vertreter würden uns in 
den Augen der bürgerlichen Protest­
gruppen zur Einhaltung der im TK ab­
gestimmten Aktionsformen verpflich­
ten, was bei Nichteinhaltung erst recht 
zu Ausgranzungen führt nach dem alten 
Motto "die wortbrüchigen Chaoten", 
könne nicht akzeptiert werden. Zu al­
lem Unglück wurde dieser Dissens auf 
dem Treffen nicht ausgeräumt und jeder 
meinte sich anschließend in seiner Po­
sition bestätigt, so daß am Sonntag 
während des offiziellen Trägerkreis­
treffans die Überraschung der TK­
Gegner groß war, als sich Autonome 
daran konstruktiv beteiligten. Zur Ab­
klärung dieses Streitpunktes laden Ober­
pfälzer Autonome zum Widerstands­
treffen alle an unseren Herbstvorberei­
tungen beteiligten Gruppen am Samstag, 
4. Juli, also einen Tag vor dem Treffen 
des TK, nach Schwandorf ein. Zeit­
punkt: 13.00 Uhr, Ort im Infobüro er­
fragen. 

Zur Infokarawane wurde vereinbart, 
daß alle Themen, die ausgearbeitet wer­
den, nach Sielefeld geschickt, dort ge­
sammelt und im Rundbrief wieder ver­
schickt werden. So könne bis zum näch­
sten Treffen am Samstag, 25. Juli um 
13.00 Uhr in der Brauereigaststätte 
in Fronberg/Schwandorf, ein Oberblick 
gewonnen werden, Lücken geschlossen 
und Überschneidungen aufeinander ab­
gestimmt werden. 

Themenvorschläge sind: Umweltbela­
stung durch die WAA- Existenzsorgen 
der Bauern in der Region (Agrarpolitik­
EG) - Arbeitsmarktlage in der Region 
(z.B. Maxhütte-Konkurs) - Oberpfalz 
als Atomregion (Zulieferbetriebe der 
WAA) -militärischer Aspekt der WAA 
-BRD-Rüstungspolitik) - Kriminalisie­
rung und Überwachung der Bevölke­
rung - WAA!Atompolitik und 3. 
Welt. 

Die Sammaladresse in Sielefeld lautet: 
Umweltzentrum Bielefeld, August-Bebel­
Straße 16-18, 4800 Bielefeld. 

Dieser Bericht wurde uns von einet 
Teilnehaer der Vorbereitungsgruppe ge­
schickt 
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Streit 

ALLES LÜGE 

Obwohl wir schon länger der Meinung 
sind, daß das RADI-AKTIV kein Blatt 
der "Bewegung" ist, bzw. diese ganz­
heitlich vertritt, hat z. B. das Info-Büro 
Altenschwand die Zeitschrift weiterhin 
zähneknirschend verkauft. 

Mit der Ausgabe Nr. 13 ist allerdings 
ein Punkt erreicht, wo nur noch die ln­
halte der Redaktion vertreten sind, und 
unsere unterdrückt werden. Das ge­
schieht nicht nur durch Einseitigkeit, 
sondern durch manipulative und ver­
leumderische Berichterstattung. Mit die­
ser Art von Meinungsmache werden die 
Oberpfälzer für blöd verkauft, und jegli­
che Art von Diskussion wird von vorn­
herein verhindert. Dabei dienen wir als 
Mittel zum Zweck; die Darstellungswei­
se der Diskussion um die Herbstaktio­
nen in dieser RADI-AKTIV-Ausgabe ist 
mal wieder ein Beispiel dafür, wie einige 
wenige selbsternannte Funktionäre ihre 
Interessen durchsetzen. 

Bisher waren ihre Techniken schwer 
greifbar, also auch schwer aufzuzeigen 
(Auftreten von guten Rhetorikern unter 
dem Deckmantel von verschiedenen, 
scheinbar unabhängigen Gruppierungen, 
wie z. B. Anti-NATO-Ini, Kommunisti­
scher Bund, Bund unabhängiger Frie­
densgruppen, Atom, RADI-AKTIV; 
Formulieren von angeblichen Bedürfnis­
sen der Bevölkerung, was deren Entmün­
digung bedeutet). 

Die Manipulationen in dieser Ausgabe 
sind so offensichtlich, daß wir sie an 
einigen Punkten aufzeigen möchten: 
36 
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1. Polemik und Verleumdungen: 
z. B. die Karikatur mit Bildunterschrift: 
"Soooo breit ist jetzt der Graben um 
den Zaun, was sollen wir da noch am 
Bauplatz?"- S. 9: ,.Manche Autonome 
dagegen versprechen sich von einer De­
monstration in Amberg, militante Ak­
tionen starten zu könen, was ihnen am 
Bauzaungelände derzeit als unmöglich 
erscheint." 

Dies wurde nie gesagt! Damit zieht die 
RADI-AKTIV im Gleichschritt mit Me­
dien- und Staatshetze die Autonomen in 
den Dreck, und sprechen uns sämtliche 
Inhalte abl 

- Z. 8.: "Wer es wagte, gegen den Am­
berg-Vorschlag zu argumentieren, wurde 
unterbrochen, niedergeschrien ... " 

Stimmt nicht! Wir haben niemanden 
niedergeschrien, sondern wurden nieder­
gelabert. Funktionäre wie z. B. Mathias 
Künzel usw. haben nicht argumentiert, 
sondern durch ständiges Wiederholen 
derselben aktionistischen Phrasen eine 
konstruktive Diskussion überhaupt ver­
hindert. 

- Z. B.: ..... breite Teile der Anti­
AKW-Bewegung davon zu überzeugen, 
ausgerechnet in Amberg, z. B. vor der 
Fa. Esso-Berzel, zu demonstrieren." 

Dies ist natürlich absurd, wurde von 
uns nie so vorgeschlagen I Die Redaktion 
hat unsere Inhalte darauf reduziert, bei 
einem Kleinbetrieb wie Esso-Berzel eine 
Kundgebung machen zu wollen. 

2. Alibifunktion an Treffen teilenehm­
der Autonomer und Oberpfälzer/innen: 

Das ständige Aufführen der Beteiligung 
"Autonomer", wie auch der "Oberpfäl­
zer" an irgendwelchen Beschlüssen, sol­
len ihre Standpunkte legitimieren. Da­
mit sollte unsere Position von vornher­
ein als abgehandelt erscheinen. Wir wer­
den als unzuverlässig bzw. als amoklau­
fende Einzeltäter hingestellt, wie's halt 
gerade paßt. 

3. Taktik der Beschlüsse: 
Z. B. S. 6 (links unten): "Die Arbeits· 

gruppe verabschiedete einstimmig ein 
Grobkonzept, das die Verbindung der 
beiden Elemente, Großdemonstration 
zum Bauzaun und Aktions- und Blocka­
detage zum Inhalt hatte." 

Erstens wurde in der AG keineswegs 
was verabschiedet, und zweitens wurden 
wir mit der Äußerung, dies sei ja nur ein 
Vorschlag zur Diskussion über den Vor­
schlag, abgespeist, bzw. jede Diskussion 
abgewürgt. 

ln diesem Artikel wird ständig mit 
"Beschlüssen" argumentiert. Durch die­
se Taktik, sich auf diese Beschlüssen zu 
beziehen, wurde bei folgenden Treffen 
eine wirklich inhaltliche Auseinander­
setzung abgeblockt. Ewiges Beschlüsse­
fassen bzw. sich darauf berufen, ersetzt 
keine inhaltliche Diskussion. Die letzten 
Monate haben das deutlich gezeigt! 

4. Gezieltes Weglassen als Manipula­
tionsmethode: 

ln diesem Artikel wird der Eindruck 
objektiver Berichterstattung vermittelt. 
Unsere Argumente (siehe Städtepartner­
schafts- und Widerstandstreffenpapiere) 
wurden jedoch bewußt verschwiegen! 
Beide Papiere lagen am 28.4.-Treffen 
vor! 

5. Interviews: 
ln den vier Interviews werden die Fra­

gen so formuliert, als ob die Großdemo 
am Bauzaun beschlossen ist. Zudem 
wird den Interview-Partnern in keinster 
Weise eine Frage zum Amberg-Vorschlag 
gestellt. Damit wurde eine Stellungnah­
me von vornherein nicht zugelassen. 

Zudem werden die Aktionstage im 
Herbst nur am Rande erwähnt und die 
Durchführung dieser in Frage gestellt. -+ 



FS. 

Wenn die RADI jetzt von Zensur redet 
(damit meint sie den Verkaufsboykott), 
weil wir Lügen und Diffamierungen über 
uns nicht auch noch selbst verbreiten, 
ist das absoluter Schwachsinn! 

Die Entwicklung des Widerstands seit 
Rodungsbeginn im Taxöldener Forst hat 
aufgezeigt, daß aktionsmäßige Radikali­
sierung erstmal gar nichts mit inhaltli­
cher Politisierung zu tun hat. Das wurde 
von vielen -auch von uns- viel zu lan· 
ge übersehen. Um den Widerstand hier 
am Leben zu halten und weiterzubrin­
gen, sehen wir die einzige Möglichkeit in 
der Beseitigung dieses Defizits. Denn 
nur das macht eine "Bewegung" aus. 
Nur so wird sie nicht zerschlagen, durch 
Vereinzelung, Einschüchterung durch 
Kriminalisierung usw. 

Bisher war der Oberpfälzer Widerstand 
in seinen Aktionsformen der inhaltli· 
chen Bestimmung weit voraus. Zitat Wi­
derstandstreffenpapier: "Am Zaun und 
anderswo wurde der weitaus größte Teil 
der Oberpfälzer zur meist applaudieren­
den Kulisse des Kriegsschauplatzes Bau· 
zaun degradiert und dann in die politi· 
sehe Ohnmacht ihres Alltags entlassen." 

Das war der Grund, weshalb uns die 
Diskussion um die Herbstaktionen und 
die leidige Standortdebatte so wichtig 
waren. 

Wir meinen, daß die Perspektive der 
RADI-AKTIV-Redaktion darin liegt, ein 
Weiterleben des Widerstands über Re­
pression zu erreichen: Mal wieder bluti· 
ge Köpfe am Bauzaun, Kriminalisierung 
usw. 

Dies zeigt sich auch dadurch, daß die 
letzten Ausgaben der RADI-AKTIV 
hauptsächlich aus dem Gejammere über 
Bullenübergriffe, Hausdurchsuchungen 
und Klassenjustiz bestehen, ohne politi­
sche Aufarbeitung dessen, geschweige 
denn der Entwicklung einer Perspektive. 

Diese Funktionalisierung der Oberpfäl· 
zer machen wir nicht mit. ln dieser Dis· 
kussion ging es uns nicht um den De­
monstrationsort und bundesweite Mas­
senmobilisierung, egal um welchen Preis, 
sondern darum, wie wir gemeinsam den 
Widerstand weiterbringen und offensive 
Perspektiven in der Oberpfalz entwik· 
kein können. 

Aus der Kenntnis der Zusammenhänge 
im Atomstaat als Teil des Patriarchats 
und Imperialismus', und einer breiten 
Auseinandersetzung damit, soll sich ein 
bewegungsübergreifendes Bewußtsein 
jeder/s Einzelnen entwickeln und ins all· 
tägliche Leben umgesetzt werden. 

So würde die Basis für eine breite Be· 
wegung geschaffen werden. Eine Verein­
zelung durch Repression bzw. Alltags­
ohnmacht, ist dann unmöglich. Daraus 
kann eine große Demonstration als Be­
dürfnis der Basis und nicht als Beschluß 
eines Funktionärskaders resultieren, vor­
her nicht. 

' < 

Jede Teilbewegung bzw. Protest und 
Widerstand gegen Einzelprojekte muß 
im größeren Zusammenhang mit ande­
ren Widerstandsbewegungen gesehen 
und begriffen werden; eine 1-Punkt­
(Symboi)-Bewegung ist nach einer ge­
wissen Zeit berechenbar, ohne Perspek· 
tive und zum Scheitern verurteilt. 

Diese Standpunkte wurden in der Dis· 
kussion um die Herbstaktionen klar, 
aber von der RADI-AKTIV ignoriert. 
Eine Redaktion, die solches Politmacker­
tum zeigt, können wir nicht auch noch 
unterstützen. Wer uns funktionalisieren 
will, ist unser Gegner. Basta. 

Widerstandstreffen, im Mai 1987 

Liebe Leute, 

wir schicken Euch unsere RADI-AK­
TIV (letzte Nummer) zurück. 

Nachdem wir uns die Artikel über die 
Herbstaktionen durchgelesen haben, 
sind wir zu der Meinung gekommen, daß 
Eure Berichterstattung über den 28.3. 
einfach verfälschend den Sachverhalt 
darstellt. Eure einseitige Argumentation, 
bei der Demo für den Zaun, mißachtet 
einen großen Teil der Anti-WAA/AKW· 
Bis, die anderer Meinung sind. Durch 
diese üble Berichterstattung habt ihr, 
wohl bewußt, die Diskussion nach Eurer 
persönlichen Auffassung beeinflußt. All 
die Bis in der BRD, die nicht in die Dis· 
kussion eingebunden sind und auf die 
Berichterstattung durch die Zeitschrif­
ten der Bewegung angewiesen sind, ha­
ben durch Eure verfälschte Wiedergabe 
der Diskussion ein völlig falsches Bild 
der selbigen bekommen. Aus diesem 
Grund schicken wir Euch unsere noch 
vorhandenen 13 Exemplare zurück. 

Mit wütendem Gruß 
Umwelt-Zentrum 

Elfenbuchenstr. 18 
3500 Kassel 
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PROTESTNOTE 

Liebe Leute, 

mit Entsetzen haben wir in der neuen 
RADI-AKTIV (Ausg. 13) den Artikel 
über das Vorbereitungstreffen zu den 
Herbstaktionen und den Diskussions­
stand dazu gelesen. 

Er ist, nach Inhalt und Lay-Out, das 
übelste Machwerk "KB"-Ierischer Spal­
terpolitik, das wir je in Händen hielten. 

Nicht nur, daß er den Verlauf der Dis­
kussion völlig auf den Kopf stellt und 
den Inhalt in extrem tendenziöser Weise 
verzerrt, er ist auch ein Schlag ins Ge­
sicht und eine üble Verleumdung der au­
tonomen Bewegung und ihrer Politik. 

Der Artikel bemüht sich an keiner Stel­
le um eine sachliche Auseinandersetzung 
mit der Sachlage, sondern stellt einseitig 
Argumente Eurer Seite in den Vorder­
grund, so daß sich der neutrale Leser in 
keiner Weise eine sachliche Meinung bil­
den kann. 

Eins ums andere Mal wird in dem Arti­
kel die "breite Basis" innerhalb der Be­
wegung beschworen, wasangesichtsdes 
wahren Inhalts nur als leeres Geschwätz 
gewertet werden kann. 

Im Hinblick auf diese Tatsachen haben 
wir beschlossen, den Verkauf dieser RA· 
DI-AKTIV-Nummer sofort einzustellen. 
Unglücklicherweise konnten wir nicht 
mehr verhindern, daß l!in Teil der Hefte 
schon verkauft wurde. Die übriggeblie­
benen Hefte könnt Ihr bei uns abholen. 

Als Mit-Herausgeber distanzieren wir 
uns klar von diesem Artikel. 

Wir erwarten, daß dieser Brief als Le­
serbrief angesehen wird und in der näch· 
sten Ausgabe erscheint. 

"WAA NIE I" 

Liebe Leute, 

Anti-WAA·Büro 
Postfach 1145 

8460 Schwandorf 
Tel. 09431/1029 

in einer Protestnote (vgl. Anlage) des 
Anti-WAA-Büros Schwandorf wird der 
Artikel "Herbstaktionen weiter um­
stritten - Entscheidung vertagt" als 
"übles Machwerk spaltarischer Politik", 
den Diskussionsverlauf "auf den Kopf 
stellend" und als "tendenziös" bezeich· 
net. Ferner wird uns vorgeworfen, daß 
es sich hierbei um eine unsachliche Aus· 
einandersetzung handelt, die es dem 
neutralen Leser unmöglich mache, sich 
ein sachliches Bild zu machen. 

Aus diesem Grunde wollt Ihr RADI· 
AKTIV Nr. 13 nicht mehr verkaufen. 
Ähnliche Kritik wurde auch vom Info· 
Büro Altenschwand geübt. 
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Es ist selbstverständlich, daß wir diese 
Protestnote, gemeinsam mit diesem 
Brief, in der nächsten RADI veröffentli­
chen. Wichtiger wäre uns jedoch -und 
wahrscheinlich auch dem/der neutralen 
RADI-Leser/in - eine inhaltliche Aus· 
einandersetzung, in der Ihr Eure Kritik· 
punkte auch konkret belegt. 

Eine Kritik, die auf Allgemeinplätze 
(spalterisch, unsachlich, tendenziös, 
einseitig, übles Machwerk usw.) stehen­
bleibt, ist nicht geeignet, eine inhaltliche 
Auseinandersetzung zu führen. Ihr müßt 
schon belegen, wo der Artikel den Kon­
ferenzablauf auf den Kopf stellt, spalte· 
risch ist und inwiefern er Sachverhalte 
falsch widergibt. Wir fordern Euch des­
wegen auf, Eure Kritik für die nächste 
RADI inhaltlich zu konkretisieren. 

Überrascht haben uns die Vorwürfe be­
sonders deshalb, als wir Euch (einem 
Vertreter des Info-Büros) nach der 
Atommüllkonferenz in Bietefeld ange· 
boten hatten, einen Artikel zur Perspek· 
tive des Widerstands und den Herbstak· 
tionen zu schreiben. Zumindest das 
müßt ihr berücksichtigen, wenn Ihr uns 
Einseitigkeit vorwerft. 

Authentische, sachliche Berichterstat· 
tung entsteht u.E. nicht dadurch, daß 
schwammige Artikel mit "festen" "So· 
wohl-als-auch-Positionen" geschrieben, 
sondern indem die verschiedenen Posi­
tionen gegenübergestellt werden. Dies 
entspricht unserem Anspruch als "Or· 
gan der Bewegung", erfordert jedoch, 
daß die verschiedenen Strömungen ihre 
Einschätzungen dem RADI-AKTIV zu­
kommen lassen. 

Wir hoffen auf eine weiterhin gute 
Zusammenarbeit mit Euch und auf eine 
solidarische, inhaltliche Auseinanderset· 
zung. 

Mit atomfeindlichen Grüßen 
RADI-AKTIV-REDAKTION 

(Dieser Brief geht an das Anti-WAA­
Büro, Info-Büro und die BI Schwandorf) 

Betr.: 
Gegendarstellung 
vom Widerstandstreffen 

Durch Zufall ist mir eine Gegendar­
stellung zur letzten RADI-AKTIV vom 
"Widerstandstreffen vom Mai '87" in 
die Hände gekommen. Ich habe sämtli­
chen RADI-AKTIVs, die ich bestellt 
habe, eine Gegendarstellung beigelegt, 
da ich nicht zensieren wollte. 

Mir hat die letzte RADI-AKTIV gut 
gefallen, da sie es geschafft hat, die Si­
tuation von einem Teil der Bevölkerung 
in der Umgebung von Wackersdorf dem 
Leser nahe zu bringen. Die Interviews 
und die Prozeßberichterstattung haben 
mich betroffen gemacht. 

Aber anscheinend finden nicht alle 
Menschen die Berichterstattung gut. Ich 
könnte jetzt auf die Einzelheiten der 
Gegendarstellung eingehen, aber da ich 
zu erkennen glaube, daß den Verfassern 
der Gegendarstellung es nicht gut gelun­
gen ist, das, was sie sagen wollen, aufs 
Papier zu bringen, laß ich das. 

Der Streit, die Wunden, die dort mit­
tels Veröffentlichung aufgebrochen 
sind, scheint es schon länger zu geben, 
bloß vorher verdeckter. 

Damit der Konflikt offen ausgetragen 
wird, appelliere ich an Euch in der näch­
sten RADI-AKTIV darüber zu berichten 
und auch die andere Meinung zu Wort 
kommen zu lassen, indem ihr Euren 
"Gegnern"' ein paar Seiten zur Verfü· 
gung stellt. 

Dieser Streit, wenn er nicht vernünftig 
gelöst wird, wird die Zeitschrift auf 
Dauer zerstören und damit auch die Be­
wegung gegen die WAA schwächen. 

Mit freundlichen Grüßen 
J. L. 

Paderbom 

Hallo, 
Herausgeber der RADI-AKTIV, 

ich hatte schon einige Eurer früheren 
Ausgaben gelesen und fand sie sehr gut. 
Aber mit der letzten Ausgabe April '87 
habt Ihr meine Meinung über die Zei­
tung positiv verstärkt! 

Ich konnte nicht anders, ich habe die 
Informationen über die Zustände bei 
Wackersdorf förmlich in mich aufgeso­
gen! Ungeheuer wichtig ist vor allen 
Dingen, daß Ihr möglichst viel über das 
Thema Kriminalisierung und Prozesse 
bringt. Denn über die "normalen" Me­
dien kommt darüber fast nichts. Denn es 
soll der Eindruck erweckt werden, daß 
der Widerstand tot ist. 

Es grüßt mit atomfeindlichen Grüßen 
ein WAA-Gegner 

Die letzte Ausgabe der RADI-AKTIV 
hat mir sehr gefallen. Will sagen, die 
Grenze zwischen Faschismus und was da 
in Wackersdorf passiert, ist kaum noch 
sichtbar und durch die vielen "Gerichts­
verhandlungen'' wird das sehr deutlich. 

Bitte schickt mir noch 10 RADI­
AKTIV Nr. 13, ich möchte die weiter· 
verkaufen, insbesondere an ältere Leute. 

Ein WAA-Gegner 



Stellungnahme der Radi-Aktiv-Redaktion 
zum Streit um die Ausgabe 13 

Einige aufgeregte Reaktionen provo­
zierte ein Artikel, der sich in der letzten 
RADI AKTIV mit dem Streit um die 
Herbstaktionen befaßte. 
Das den Autonomen nahestehende ln­
fobüro Altenschwand erwog z.B., die 
betreffenden Seiten aus dem Heft raus­
zureiSen (so eine telefonische Aus­
kunft), beschloß dann aber nur einen 
Verkaufsboykott und formulierte inzwi­
schen eine "Gegendarstellung (siehe 
Abdruck). Das Anti-WAA-Büro 
Schwandorf schickte eine "Protestno­
te" (siehe Abdruck). 
Auf der Atommüllkonferenz in Kassel 
am 16. Mai befaßte sich die "AG 
Herbstaktionen" fast ausschließlich 
mit der angeblichen "KB-Dominanz" in 
der RADI AKTIV und der atom: Die 
"Drahtzieher des KB" wollten mit Hilfe 
der RADI AKTIV die Anti-WAA-Bewe­
gung auf eine Großdemo im Herbst 
festlegen. Behauptet wurde, die RADI 
AKTIV unterdrücke und verfälsche Po­
sitionen und müsse durch massiven 
Protest sozusagen erst gezwungen 
werden, auch Gegner einer Großdemo 
zu Wort kommen zu lassen. Zu diesem 
Zweck wurde in Kassel festgestellt: 
"Es sollen möglichst viele Proteste ein­
gehen" (aus dem Protokoll). Ergebnis: 
Genau 1 (in Worten: eirjProtetstschrei­
ben traf danach bei uns ein (siehe Ab­
druck). 

Zur redaktionellen Seite 
des Konflikts 
Die spontane Heftigkeit und Gereiztheit 
einiger Leute hat uns alle ziemlich über­
rascht und bis heute begriffen wir nicht 
ganz, was eigentlich die wirkliche Ursa­
che des Streits ist. Es ist allseits bekannt, 
daß wir noch nie einen an uns geschriebe­
nen Artikel oder Diskussionsbeitrag aus 
inhaltlichen oder politischen Gründen ab­
gelehnt haben. Wir fordern auch immer 
wieder dazu auf, die verschiedensten po­
litischen Fragen in der RADI AKTIV zu 
erörtern und bieten die Zeitung als Forum 
an. So haben wir uns z.B. vor der letzten 
Nummer mehrfach bemüht, vom Infobü­
ro Altenschwand eine Stellungnahme für 
die Radi Aktiv zu bekommen -ohne jeden 
Erfolg. Wieso behaupten jetzt dieselben 
Leute, sie könnten ihre Positionen nicht 
einbringen? 
Soll damit nach außen der Eindruck er­
weckt werden, man müsse als Autono­
mer .. Protestnoten" und "Gegendarstel­
lungen" schreiben, um sich in der RADI 
AKTIV Gehör zu verschaffen? Die Wir­
kung von so einem Theaterdonner ist 
doch eine ungeheure Stimmungsmache, 
deren Ziel eigentlich nur das Niederbü­
geln und Abwürgen jeglicher Kritik an au­
tonomen Strömungen sein kann. Von den 
betreffenden Leuten wird Kritik als "uner­
laubt" erklärt, statt mit einer eigenen Dar­
stellung konkret und sachlich darauf ein­
zugehen. 
Zu welch absurden Kapriolen diese Stim­
mungsmache führt, zeigt uns das Bei­
spiel der Erlanger Autonomen-Zeitung 
"Was Lefft'': ln ihrer letzten Ausgabe 
druckte sie ohne jeden Kommentar die 
"Gegendarstellung" des Infobüros ab. 
Die Leser/innen der "Was Lefft" kennen 
weder den Artikel, auf den sich die "Ge­
gendarstellung" bezieht (außer sie lesen 
die RADI AKTIV), noch erfahren sie etwas 
über die Hintergründe der Auseinander­
setzung. Wenn eine Zeitung so etwas 
macht, ist das in unseren Augen eher ein 
Akt preußischen Strammstehans vor der 
eigenen Strömung als eine Erfüllung der 
Informationspflicht einer linken Zeitung. 
Irgendwie paßt das alles zusammen: 
Treubraver Abdruck einer für sich allein 
genommen unsinnigen "Gegendarstel­
lung", Geschrei statt Debatte, Pöbeln 
statt Kritik, Niederbrüllen statt zuhören, 
administrative Maßnahmen statt inhaltli­
cher Auseinandersetzung. 

Zur inhaltlichen Seite des 
Konfliktes, Teil 1 
Nun liegt ja inzwischen eine inhaltliche 
Kritik vor, die "Gegendarstellung. Sie be­
zieht sich nur etwa zu einem Drittel auf 
den umstrittenen Artikel in RADI AKTIV 
13. Die restlichen zwei Drittel stellen mehr 
eine Globalkritik an einem Schwerpunkt 
unserer Berichterstattung (Kriminalisie­
rung)dar. 
Im folgenden soll zu den einzelnen Kritik­
punkten aus unserer Sicht Stellung ge­
nommen werden. Es ist sinnvoll, parallel 
dazu den Text aus der .. Gegendarstel­
lung" (Titel: "Alles Lüge!") zu verfolgen. 
-Als diffamierend wird die Karikatur und 
Aussage begriffen, "manche Autonome" 
hätten in Amberg militante Aktionen 
durchführen wollen. Zum einen wußten 
wir das aus Gesprächen mit Autonomen, 
die genau darüber berichtet hatten. Zum 
zweiten steht im Amberg-Papier der Au­
tonomen: " ... Konkret heißt das, politi­
sche Zusammenhänge und Hintergründe 
nicht nur verbal in Redebeiträgen darzu­
stellen, sondern die Repräsentanten und 
Macher direkt mit unserem Widerstand zu 
konfrontieren. Dies erscheint uns beson­
ders gut in Amberg möglich ... "Wie, bit­
teschön, sollen wir das verstehen? Zum 
dritten können wir uns nur wundern, daß 
plötzlich ausgerechnet Autonome so 
empfindlich auf die Unterstellung von Mi­
litanz reagieren. Das kann eigentlich nur 
auf interne Diskussionsprozesse zurück­
zuführen sein, an denen wir auch ein Inter­
esse hätten ... Also: Wieso "Alles Lüge"? 
- Direkt witzig ist die "Gegendarstellung" 
im nächsten Punkt: "Stimmt nicht! Wir ha­
ben niemanden niedergeschrien, son­
dern wurden niedergelabert". Das muß 
sich ja nicht gegenseitig ausschließen, 
oder? Ein wohl den Autonomen naheste­
hender Leser deratombeschrieb die glei­
che Situation so: " ..• da reagierten die 
Autonomen nur noch provozierend •.. " 
(atom, S. 31). Alles Lüge? 
-Die Frage, welche Teile und Strömungen 
des Widerstands welche politischen Vor­
schläge tragen oder ablehnen, ist doch 
nicht unerheblich, im Gegenteil, es ist un­
sere Aufgabe, exakt darüber zu berich­
ten. Für jeden politisch denkenden und 
handelnden WAA-Gegner sind diese De­
tails, die er nur aus der RADI AKTIV erfah­
ren kann (so er nicht selbst an den Termi­
nen teilnimmt) von großer Bedeutung. 
Soll diese Kritik nun bedeuten, daß wirzu­
viel berichtet haben? Und vor allem: Alles 
Lüge? 
- Beschluß oder nicht? Hier wird für uns 
besonders deutlich, daß krampfhaft ir­
gendwelche Punkte hervorgekramt wer­
den. Also, wir sehen das so: Wenn eine 
AG etwas verabschiedet, ist das selbst­
verständlich für die AG ein Beschluß für 
das Plenum ein Vorschlag. ln Sielefeld 
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hat aber das Plenum beschlossen, damit 
war es ein Beschluß der Atommüllkonfe­
renz. So einfach ist das. Was ist also 
falsch am Artikel? Alles Lüge? 
genden Papiere nicht abgedruckt. Dazu 
stellen wir fest: Diese Papiere lagen uns 
nicht vor. Sie waren wohl 4 Tage vor dem 
Layout der RADI AKTIV in Fronberg ver­
teilt, aber nicht an unsere Adresse ge­
schickt worden. Der Bericht aus Fronberg 
war nicht von einem Mitglied der RADI­
Redaktion, von uns war in Fronberg kei­
ner anwesend. Wir haben in der RADI AK­
TIV 13 alle Papiere abgedruckt, die uns 
zum Thema vorlagen. U.a. auch eins von 
Berliner Autonomen, die sich gegen eine 
Großdemo aussprechen, ein von der BI­
WAK, eins zur KWU-Kampagne, eins vom 
Infoladen Offenbach, um nur einige anzu­
führen. Hier wird deutlich, wie hergeholt 
die Attacken auf uns sind. Und vor allem: 
Alles Lüge? 
- Zu den Fragen der Interviews: Es liegt 
doch auf der Hand, daß uns die Meinung 
der Interviewpartner speziell zu den be­
schlossenen Herbstaktionen interes­
siert. Außerdem: Von ganzen 13 Seiten In­
terview sind nur wenige Zeilen dieser Fra­
ge gewidmet, sie handeln hauptsächlich 
von ganz anderen Dingen. Also wieder 
die Frage: Alles Lüge? 
Und nun zum letzten Satz dieses Ab­
schnitts: Wir haben nicht von Zensur ge­
redet bzgl. des Verkaufsboykotts, son­
dern bzgl. der Überlegung, Seiten aus der 
RADI AKTIV rauszureißen, sozusagen als 
autonome Variante staatsanwaltlicher Be­
tätigung. Selbstverständlich kann jede 
Gruppe beschließen, die RADI nicht mehr 
zu verkaufen, das hat mit Zensur nichts 
zu tun. Allerdings scheint es uns im kon­
kreten Fall eine eher hilflose und übertrie­
bene Maßnahme gegen die inhaltliche 
Kritik in einem Artikel der RADI AKTIV zu 
sein. 
Was bleibt nun wirklich übrig von der "Ge­
gendarstellung"? Rechtfertigt das die 
ganze Aufregung, Gerüchtemacherei und 
Hetze? Selbst wenn man davon ausgin­
ge, alle konkreten Kritikpunkte seien be­
rechtigt, blieb der angegriffene Artikel in 
seiner Substanz und besonders in seinen 
kritischen Elementen in der ganzen "Ge­
gendarstellung" unwidersprochen. Vor 
diesem Hintergrund ist doch die Über­
schrift ("Alles Lüge") nichts als vollmundi­
ge Angeberei. 
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Zur inhaltlichen Seite 
des Konfliktes, Teil 2 
Viel interessanter und für den Widerstand 
wichtiger finden wir die im zweiten Teil der 
"Gegendarstellung" angesprochenen 
Fragen. ln welchem Zustand befindet 
sich derWAA-Widerstand?Welche Fehler 
sind gemacht worden? Auf welche inhalt­
lichen Fragen muß der Schwerpunkt ge­
legt werden? 
Die Autoren der "Gegendarstellung" kriti­
sieren, die letzten Ausgaben der RADI AK­
TIV bestünden "hauptsächlich aus dem 
Gejammere über Bullenübergriffe, Haus­
durchsuchung und Klassenjustiz", ohne 
"eine politische Perspektive" zu bieten. 
Im Unterschied dazu sei es ihnen bei der 
Debatte um den Demo-Ort darum gegan­
gen, .. wie wir gemeinsam den Widerstand 
weiterbringen und offensive Perspektiven 
in der Oberpfalz entwickeln können". 
Das sind doch schlichte Sprechblasen. 
Ein Konzept wird nicht dadurch "offen­
siv", daß man es so nennt oder andern 
um die Ohren haut. Zu einer "Offensive" 
gehören sowohl objektive wie subjektive 
Voraussetzungen, die erst einmal darauf­
hin untersucht werden müsen. Da helfen 
markige Sprüche nicht weiter. Im Grunde 
müssen auch die Autoren der ,.Gegendar­
stellung" zugeben, daß derWiderstand in 
seiner tiefen Krise steckt - und das nicht 
erst seit heute. 
Wir stimmen der These zu, daß die Bewe­
gung seit Rodungsbeginn mit Radikalität 
und Militanz ihrer Aktionsformen ihrem, 
politischen Bewußtsein weit vorausgeeilt 
ist. Das ist aber ein typisches Merkmal 
spontaner Bewegungen. Das Sich-Mitrei­
ßen-Lassen von Stimmungen, das Über­
schätzen der eigenen Stärke und Ge­
schlossenheit, das Gefühl, es geht immer 
weiter voran: Diese Elmente bestimmten 
das Selbstbild des Widerstands bis Pfing­
sten '86. Was haben Staat und Kapital 
dieser Stimmung entgegengesetzt? Ne­
ben ihren ideologischen und propagandi­
stischen Mitteln immer wieder und haupt­
sächlich: Repression und Kriminalisie­
rung. Bullenknüppel, CS-Gas, Geldstra­
fen und Knast - das ist die schlichte "Ar­
gumentationskette" der Herrschenden. 
Das ist im Prinzip auch nichts besonde­
res, sondern begleitet letztlich jede op­
positionelle Bewegung. Das Problem ist 
nur: Die staatliche Reaktion war in ihrer 
ganzen Härte an der spontanen Radikali­
tät der Bewegung orientiert, nicht an ih­
rem politischen Bewußtsein. Anders aus­
gedrückt: Die Repression kam schärfer 
und überraschender, als Leute ohne 
Schwierigkeiten verkraften können, die 
zum ersten Mal solche Dinge miterleben. 
Ausmaß und Qualität der Polizeieinsätze, 
Anzahl der Gerichtsverfahren, die Versu­
che zur Zensur und Versammlungsverbo­
ten-alldas war und ist auch für in diesen 
Dingen nicht ganz unerfahrene Leute 
starker Tobak. 

Unserer Meinung nach steht und fällt 
die Qualität einer Bewegung mit ihrer 
Fähigkeit, auf staatliche Repression 
kollektiv und politisch zu reagieren. 
Nur eine Bewegung, die Gefahren und 
Bedrohung durch Kriminalisierung 
und staatliche Gewalf erkennt und in 
der Lage ist, damit genauso bewußt 
und überlegt umzugehen, wie sie ihre 
Aktionen plant und durchführt, wird die 
Kraft haben, auch in schwierigen Zei­
ten zu überleben. Nur eine Bewegung, 
die mit Kriminalisierung ernsthaft und 
geschlossen umgeht, hat die Gefähr­
lichkeit des Gegners erkannt und hat 
begriffen, zu was dieser Staat in der La­
ge ist. Und nur wenn sie das im Laufe 
ihrer Kämpfe-und die bestehen nicht 
nur aus Offensiven, sondern genauso 
aus "geschlossenen Rückzügen" und 
Verteidigung - begreift, wird sie den 
langen Atem haben, um aus so einer 
Auseinandersetzung nicht als resi­
gnierte, vereinzelte, verstreute Masse 
von Individuen hervorzugehen. Das 
Verhältnis einer politischen Bewegung 
zur staatlichen Gewalt ist der Grad­
messer ihrer politischen Reife. Des­
halb legen wir so einen Schwerpunkt 
auf die Darstellung der Kriminalisie­
rung. Deshalb führen wir die Prozesse 
gegen unsere Zeitung wie "Musterpro­
zesse" und stecken soviel Arbeit dar­
ein. Eine Bewegung trägt ein hohes 
Maß an Verantwortung für all diejeni­
gen, die im Verlauf der politischen 
Kämpfe Opfer der Repression werden. 
Der Aspekt "Kriminalisierung" hat des­
halb nicht nur eine politische sondern 
auch eine persönliche, moralische De­
mension. 

Wer also Interviews mit Betroffenen aus 
der Oberpfalz lächerlich macht ("Gejam­
mer"), legt damit ein Zeugnis seiner Vor­
stellung von "revolutionärer Moral" ab. 
Nur Hasadeure und Abenteurer können 
Berichte über Repression als ,.Gejam­
mer" bezeichnen. Nur Demagogen und 
Hetzer können uns unterstellen, wir woll­
ten "ein Weiterleben des Widerstands 
über Repression" erreichen: mal wieder 
blutige Köpfe am Bauzaun ... " Soetwas 
ist niedrigstes Stammtischniveau und 
wirft ein Schlaglicht auf die Ernsthaftig­
keit der "Gegendarstellung" und den Zu­
stand ihrer Verfasser. 
Die Redaktion der RADI AKTIV • 



Auf dieser Ebe~e nicht mit ... '' 
,, achen w•r 

m Stellungnahme des KB zu den unfreundli­
chen Attacken einiger Autonomer. 

Seit mehreren Monaten, genau gesagt 
seit der BuKo in Nürnberg am 16./17. Ja­
nuar, betreiben einige autonome Grup­
pen und Personen eine Stimmungskam­
pagne gegen den KB und seine Politik in 
der Anti-WAA-Bewegung. Dabei geraten 
nicht nur die Mitglieder unserer Organisa­
tion ins Kreuzfeuer, sondern gleicherma­
ßen alle, die sich nicht von uns distanzie­
ren wollen oder womöglich ähnliche Posi­
tionen vertreten wie wir. Ganze Bl's, die 
Zeitungen atom und RADI AKTIV, ja sogar 
die BuKo im Januar werden verdächtigt, 
vom KB gesteuert, mainipuliert, am Draht 
gezogen und hintergangen zu werden. 
Manch Autonomer sah sich schon unver­
hofft als KBier "enttarnt", wenn er bei ei-

1. 

nem Schwandorfer Treffen zufällig in der 
gleichen Ecke wie einige bekannte Mit­
glieder unserer Organisation saß. Muni­
tioniert wir die Kampagne nach wie vor 
mit Gerüchten und Lügen, die zwar auf 
verschiedenen Treffen und in diversen Ge­
sprächen und Papieren richtiggestellt 
bzw. widerlegt wurden, aber offenbar auf 
einem fruchtbaren Boden aus Unkennt­
nis und Akzeptanz immer wieder gedei­
hen. 
Da der aktuelle Ausgangspunkt der Stim­
mungsmache die BuKo in Nürnberg war, 
wollen wir zuerst unsere Einschätzung 
derselben vorstellen und anschließend 
auf einige Punkte der Diskussion einge­
hen. 

Nochmal zur Nürnberger BuKo 
Wir wollen daran erinnern: Nachdem im 
November '86 die BuKo in Regensburg 
verboten und verhindert worden war und 
im offeren Fiasko geendet hatte, wurden 
in der Anti-AKW-Bewegung Stimmen 
laut, nun könne in Bayern so etwas nicht 
mehr durchgeführt werden, ein weiterer 
Versuch sei unsinnig. Auf einem Treffen in 
Nürnberg setzte sich u.a. der KB massiv 
dafür ein, diese Niederlage nicht hinzu­
nehmen, sondern in einer politischen 
Kraftanstrengung zu versuchen, das ver­
lorene Terrain wiederzugewinnen. 
Schon auf diesem 1. Treffen Anfang De­
zember stellten wir unser Konzept vor: 
a) das Ziel: Durchführung der BuKo ohne 
jede inhaltliche Einschränkung und Zen­
sur 
b) derWeg dahin: Die Radikalität und Ent­
schlossenheit der Anti-AKW-Bewegung 
müsse mit einer breit angelegten demo­
kratischen Aufklärungsarbeit und Mobili­
sierung gekoppelt werden, um den not­
wendigen Druck gegenüber der zu allem 
entschlossenen bayerischen Staatsregie­
rung zu schaffen. Es war klar, daß es für 
die CSU eine nicht hinnahmbare Provoka­
tion bedeuten würde, wenn innerhalb von 
6 Wochen ein zweiterVersuch für eine Bu­
Ko unternommen werden würde. Eine 
ganz besondere und außergewöhnliche 
Anstrengung würde zu leisten sein. 

Dieses Konzept deckte sich mit den Vor­
stellungen einer großen Anzahl von Grup­
pen und Organisationen. Auf einem bun­
desweiten Treffen von Anti-AKW-Bis (mit 
Unterstützung vieler Autonomer) wurde 
dieses doppelgleisige Vorgehen aus­
drücklich beschlossen, uneinig blieb man 
sich nur in der Frage, wie bei einem Schei­
tern dieses Konzeptes vorgegangen wer­
den sollte. 

Es gab aber auch andere Positionen: 
- ein Teil der Autonomen schätzte es als 
völlig unmöglich ein, die BuKo legal 
durchführen zu können, orientierte des­
halb von Anfang an hauptsächlich auf 
"militärisch-technische" Konzepte und 
begriff daher die demokratische Mobili­
sierung eher als Hemmschuh, 
- eine eher "sozialdemokratische" Strö­
mung konnte sich den Erfolg ausschließ­
lich auf juristischer und appellativer Ebe­
ne vorstellen und begriff deshalb die Au­
tonomen als Hemmschuh, bzw. stand der 
Radikalität der BuKo-Teilnehmer insge­
SI;lmt mißtrauisch gegenüber, 
- die Strömung, die keinen der beiden 
Wege für aussichtsreich bzw. den Ver­
such sogar für gefährlich ("vor der Wahl 

ein Wahnsinn", Otto Schily) hielt und sich 
entsprechend am Rande bewegte (we­
sentlich die Nürnberger Grünen bzw. die 
Realo-Strömung bundesweit). 

Der Anteil der KB 

Konkret haben wir uns darauf konzen­
triert, die Veranstaltung am Freitag abend 
vor der BuKo zu organisieren. Dabei kam 
es uns besonders auf ein Podium an, das 
einerseits eine demokratische Öffnung in 
Kreise außerhalb der Anti-AKW-Bewe­
gung signalisierte, andererseits genug 
Entschlossenheit versprach, sich jeder 
Anpassung Wort und Inhalt an "bayeri­
schen Auflagen" zu versagen. Damit soll­
te erreicht werden, daß zum einen ein Ver­
bot erschwert wurde und damit eine Öff­
nung des KOMM garantiert war, zum an­
deren jedes inhaltliche Zugeständnis un­
terblieb. 
Wie sich herausgestellt hat, ist dieses 
Konzept 100%ig aufgegangen. Von daher 
ist es auch absurd zu behaupten, wir hät­
ten uns die BuKo erbetteln wollen. Wir 
waren uns darüber völlig im Klaren, daß 
ein Weg über Zugeständnisse niemals 
zum Erfolge geführt hätte. Wir wissen ge­
nug über die Geschichte der Sozialdemo­
kratie und des Opportunismus, um soet­
was gar nicht erst zu versuchen. 
Stattdessen haben wir uns vor und wäh­
rend der ganzen BuKo dafür eingesetzt, 
daß sich beide Seiten des Bündnisses 
optimal ergänzen und sich nicht gegen­
seitig blockieren. Dafüt mußten wir uns 
zeitweise von der einen Seite vorwerfen 
lassen, wir wollten "nur den Zoff mit der 
Polizei", und von der anderen den Ver­
dacht anhören, wir hätten "mit der Polizei 
verhandelt und Zugeständnisse" ge­
macht. Beides ist totaler Unsinn (siehe 
dazu das Papier der Veranstalter). 
Wir haben deshalb sowohl das juristisch 
wie politisch hervorragende Agieren der 
Rechtsanwältelinnen und der offiziellen 
BuKo-Veranstalter als auch die Resolu­
tion des BuKo-Pienums (Nicht-Einhal­
tung der Auflagen usw.) als Stärkung und 
sich gegenseitig ergänzend begriffen. 
Und auch heute, aus dem Abstand von 
mehreren Monaten, betrachten wir genau 
die Kombination dieser Elemente als 
das Erfolgsrezept 
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Der Streit um die "Erfolgsfrage" 
Nun bestreiten einige, die Durchsatzung 
der BuKo sei ein Erfolg gewesen (siehe 
z.B. Abdruck aus dem "Freiraum"). Das 
begründen sie damit, daß sich einige Grü­
ne und SPDierprofilieren konnten und be­
haupten darüber hinaus, die BuKo sei er­
bettelt und nicht erkämpft worden. 
Woran wird das festgemacht? Welche Zu­
geständnisse sind denn real gemacht 
worden? Es war doch konkret ein Aus­
druck der Stärke der BuKo-Teilnehmer, 
daß die Polizei im KOMM anrufen mußte, 
um sich zu orientieren. ln Regensburg hat 
sie keinen gefragt und nirgendwo angeru­
fen, sondern gejagt und reingeschlagen. 
Es war ein Ausdruck der Stärke, daß die 
BuKo öffentlich und offensiv die Einhal­
tung der gerichtlichen Auflagen verwei­
gerte und trotzdem nicht geräumt wur­
de. 
Angesichts der expliziten Entschlossen­
heit der CSU-Regierung, unter keinen 
Umständen eine BuKo in Bayern zu ak­
zeptiren, war das Durchführen derselben 
ohne jegliche Zugeständnisse ein politi­
scher Erfolg, wie er nur selten eingefah­
ren wird. Daß sich dabei die Kameras ein 
paarmal zuviel auf einige grüne Promi­
nente richteten, ist dabei leicht zu ver­
schmerzen. So etwas läßt sich im übrigen 
nur verhindern, wenn man auf Presse ins­
gesamt keinen Wert legt-das sollte dann 
aber auch so formuliert werden. Wir mei­
nen: Daß die gamten BRO-Medien sowie 
Presse aus Österreich, Schweiz und Dä­
nemark anwesend waren, ist doch Aus­
druck unserer Stärke gewesen und hat 
die Niederlage der CSU optimal verbrei­
tet. 
Was wäre denn heute, wenn diese BuKo 
nicht durchgeführt worden wäre? Die 
Meinung, gegen eine entschlossene CSU 
sei kein Erfolg durchzusetzen, wäre weit 
verbreitet. Die Aussicht, hier noch eine le­
gale Großaktion durchführen zu können, 
wäre nahe dem Nullpunkt: Jeder würde 
sofort auf das Regensburger Beispiel ver­
weisen. 
DerWAA-Widerstand sollte in die Knie ge­
zwungen werden- und genau das ist ver­
hindert worden. Wir glauben, daß bei­
spielsweise die Friedensbewegung eine 
solche Belastungsprobe nicht durchge­
standen hätte, weil ihr die radikale Kom­
ponente fehlt. Und das alles soll kein Er­
folg gewesen sein? 
Es ist klar, daß dieser Erfolg nicht erreicht 
worden wäre, wenn das oben beschrie­
bene Konezpt nicht von der überwiegen­
den Mehrheit der BuKo-Teilnehmer, der 
Veranstalter und der KOMM-Mitarbeiter 
getragen worden wäre. Wir haben sicher­
lich einen wichtigen Anteil bei Entwurf 
und Durchführung des BuKo-Modells ge­
habt, aber den KB als den großen Mani­
pulator hinzustellen, der einerseits die 
Polizei durch Zugeständnisse in Schach 
hält und andererseits 1000 BuKo-Teilneh­
mer damit hintergeht, ist lächerlich. Wir 
finden deshalb dieAngriffe seitens einiger 
Autonomer unehrlich und demagogisch. 
Mit ihrem Horrorgemälde vom "ZK", das 
überall an den Fäden zieht, appellieren sie 
an die niedrigsten politischen Instinkte 
und versuchen Stimmung zu machen, 
statt offen und inhaltlich ihre Kritik an der 
KB-Politik zu formulieren. 
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2. Zur aktuellen Situation 
Als ebenso schlechtes Beispiel politi­
scher Auseinandersetzung erschient uns 
auch die Art und Weise, wie in den Mona­
ten nach der BuKo über die Herbstaktio­
nen debattiert wurde. Statt über das Für 
und Wider dieser oder jener Aktionen zu 
diskutieren, steigert sich Gerüchtema­
cherei und Hetze gegen den KB um weite­
re Grade. "Genauso wie die BuKo" wolle 
der KB nun die AKW-Bewegung in punc­
to Herbstaktionen übers Ohr hauen. Da­
bei haben wir nichts anderes gemacht, 
als den Vorschlag einer Großdemo im 
Herbst auf den verschiedenen Treffen zu 
unterstützen. 
Als dieser Vorschlag dann sowohl in der 
Oberpfalz als auch bundesweit in der Fie­
dens- und Ökobewegung, auch bei den 
meisten Anti-AKW-Bis auf positive Reso­
nanz stieß, begannen einige, die wilde­
sten Geschichten zu verbreiten. "Es 
scheint, als habe die Gerüchteküche nur 
deshalb so stark zu brodeln angefangen, 
weil viele sich nicht damit abfinden konn­
ten, daß der Wackersdorf-Vorschlag in 
Sielefeld auf positive Resonanz stieß", 
schreibt dazu die Göttinger atom-Redak-

tion, die ja nun wirklich nicht in KB-ver­
dacht steht. 
ln Kassel führte die AG Herbstaktionen ei­
ne stundenlange Geisterdiskussion über 
die fürchterliche KB-Macht-Politik, die 
sich wohl dadurch bestätigte, daß auf der 
Atommüllkonferenz kein einziges Mit­
glied unserer Organisation anwesend 
war. Die Zeitungen RADI AKTIV und atom 
wurden gleich in einem Aufwasch mit 
dem Bannstrahl belegt, was bereits zur 
Folge hatte, daß sich die atom-Redaktion 
zu einer peinlichen "Mitarbeiterstatistik" 
bemüßigt fühlte. Offensichtlich ist sie der 
Meinung, ihrem Klientel eine solche Ver­
beugung schuldig zu sein. 
Wir sehen die Sache nun so: Die Idee ei­
ner bundesweiten Großdemo, so wie wir 
sie uns erhofft hatten, ist eindeutig ge­
scheitert. Aber es wäre zu oberflächlich 
betrachtet, daür allein Unsicherheit, Wi­
dersprüchlichkeit oder schlichte Sabota­
ge einiger autonomer Gruppen und Per­
sonen verantwortlich zu machen. Der 
tiefere Grund liegt eindeutig in der Ge­
samtsituation des WAA-Widerstandes 
begründet. 
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Die Widerstandsbewegung gegen die 
WAA hat sei über einem Jahr keine ge­
meinsame, erfolgreiche Aktion zustan­
degebracht. Besser läßt sich die derzeiti­
ge Lage gar nicht beschreiben. Pfingsten 
'86 wardas letzte "highlight", was Teilneh­
merzahl, Radikalität und Verbindung zwi­
schen örtlichem und auswärtigen Wider­
stand betrifft. Danach haben bereits die 
ersten großen Probleme begonnen. 
- Bei der einzigen größeren Aktion, der 
München-Demo am 4.10.86, hat es von 
Anfang an Auseinandersetzungen gege­
ben. Nach und nach sprangen die Ober­
pfälzer Bis ab, dann auch die rechten Teile 
und Organsiationen der Bewegung. Die 
Grünen konnten es sich leisten, auf ihrer 
Bundesversammlung der Demo die Un­
terstützung zu versagen. Ergebnis: mit 
10000 Leuten zwar ein Erfolg für eine rein 
linke Mobilisierung, im Vergleich mit der 
Demo ein Jahr zuvor aber ein schwerer 
Rückschlag. 
-Bis heute sind die arbeitenden Gruppen 
in der Region nicht in der Lage (oder nicht 
willensl, einen umfassenden und vollstän­
digen Oberblick über Repression und Kri­
minalisierung zu geben. Angesichts des 
Ausmaßes und der inzwischen erreichten 
"Qualität" dieses Komplexes und seiner 
Bedeutung für den ganzen Widerstand ist 
das ein Skandal. Ein Vergleich mit dem 
Wirbel um die Brokdorf- und Grohndepro­
zesse, die von ihrem Umfang nicht einmal 
Bruchteile dessen ausmachten, was in 
der Oberpfalz abgeht, macht deutlich, 
wie tief die Krise der Anti-WAA-Bewe­
gung geht und wie groß die politischen 
Defizite sind. 

Das PNblem mit den Offensiven 
Daß der WAA-Widerstand diese Phase 
der Resignation und des Rückzuges 
durchmachen muß, liegt in der Logik ei­
ner solche Bewegung und ihrer Bekämp­
fung durch den Staatsapparat. Daß aber 
von den bewußten und verantwortlichen 
Zentren dieser Bewegung so wenig unter­
nommen wird, um diese Phase einiger­
maßen zu überstehen und vielleicht sogar 
gestärkt aus ihr hervorzugehen: das kön­
nen wir nicht begreifen. Es scheint eini­
gen Autonomen wohl erst jetzt klar zu 
werden, daß die Radikalität und Euphorie 
der Bewegung zu Beginn des letzten Jah­
res nicht auf Dauer Bestand haben konn­
te. ("Die Entwicklung des Widerstands 
seit Rodungsbeginn im Taxsöldener Forst 
hat gezeigt, daß aktionsmäßige Radikali­
sierung erstmal gar nichts mit inhaltlicher 
Politisierung zu tun hat. Das wurde von 
vielen-auch von uns-viel zu lange über­
sehen", aus der Gegendarstellung gegen 
die RADI AKTIV). 

Uns erscheint diese Herangehensweise 
genauso schematisch und einseitig wie 

sche Bewußtsein vieler Oberpfälzer über­
schätzt, weil sie Sympathie und aktive 
Unterstützung für Militanz zeigten, wird 
es nun unterschätzt und ihnen über­
haupt keine Aktion mehr zugetraut. Inso­
fern ist die Ablehnung der Großdemo und 
das "Konzept lnfokarawane" deutlicher 
Ausdruck von Resignation in autonomen 
Kreisen. 
Sicherlich- darüber sind wir uns auch im 
Klaren - wäre eine Großdemo kein 
"Selbstgänger" gewesen, die auf einer 
Woge der spontanen Begeisterung hätte 
schwimmen können. Diese Zeiten sind 
aber sowieso unwiderruflich vorbei. Will 
man den Widerstand gegen die WAA 
nicht ganz aufgeben, wird man in Zukunft 
alle Aktivitäten sehr überlegt und taktisch 
durchdacht planen und durchführen müs­
sen. Nichts ist mehr wie am Anfang: 3000 
Leute haben Gerichtsverfahren am Hals, 
die bayerische Regierung hat sich poli­
tisch und militärisch auf den Widerstand 
einstellen können, der Bauplatz ist nicht 
mehr einnehmbar. Das alles sind Fakto-

ren, die bei zukünftigen Massenaktionen 
berücksichtigt werden müssen. Darin 
scheinen aber die Hauptprobleme man­
cher Autonomer zu liegen. 
ln ihren Lösungsversuchen neigen sie un­
serer Ansicht nach zu unrealistischen An­
sätzen. "Politisches Bewußtsein" müsse 
nun geschaffen werden, heißt die Parole. 
"Aus der Kenntnis der Zusammenhänge 
im Atomstaat als Teil des Patriarchats und 
Imperialismus und einer breiten Ausein­
andersetzung damit soll sich ein bewe­
gungsübergreifendes Bewußtsein jeder/s 
Einzelnen entwickeln und ins alltägliche 
Leben umgesetzt werden", so die Idee in 
der Gegendarstellung. Und weiter: "So 
würde die Basis für eine breite Bewegung 
geschaffen werden." 
So haut das nicht hin. Hier wird eine sche­
matische Trennung zwischen Demo, Ak­
tion, Militanz usw. als Anwendung politi­
schen Bewußtseins einerseits, und Theo­
rie, Veranstaltungen, Infokarawane als 
Aneignung politischen Bewußtsein an­
dererseits gezogen. ln Wirklichkeit findet 
beides in Beidem statt. Es besteht ein dia­
lektisches Verhältnis zwischen Praxis und 
Theorie. Sonst wäre es überhaupt nicht 
zu erklären, daß plötzlich politische Be­
wegungen in solchem Umfang und in die­
ser Radikalität entstehen, ohne daß die 
Leute vorher Ziele und Methoden des 
Atomstaats in Schulungen und Veranstal­
tungen kennengelernt haben. 
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Es ist doch vielmehr umgekehrt gewe­
sen: Die Oberpfälzer Bevölkerung ist zu­
erst gegen ein unliebsames Projekt auf 
die Straße gegangen, dann erst wurde sie 
mit Inhalten wie der militärischen Nut­
zung, Polizeistaat u.ä. konfrontiert. Aus 
der Kenntnis dieser Hintergründe kann 
dann durchaus der "längere Atem" ent­
stehen, der nötig ist, um auch resignative 
Phasen einer Bewegung durchzustehen. 
Die praktische Konfrontation mit Repres­
sion kann aber auch so hart und überra­
schend kommen, daß Rückzug und Nie­
dergang trotz bestehenden Hintergrund­
wissens vorherrschend wird. Es gibt zwar 
eine Dialektik, aber keine mit Erfolgsga­
rantie. 

Vor diesen Tatsachen verschließen viele 
Autonome die Augen. Wir haben den Ein­
druck, je schwieriger die Situation wird, 
desto "offensiver" werden ihre Konzepte. 
Die Autonomen wirken dann wie eine 
Truppe, die zwar für den Angriff hervorra­
gend geeignet, zum geordneten Rück­
zug, zum Organisieren von "Verteidi­
gungslinien" aber vollkommen unfähig 
ist. ln einer Situation, in der die Bewe­
gung aufpassen muß, daß sie nicht zer­
schlagen und zersplittert wird, ist es ein­
fach Scharlatanerie zu behaupten, man 
habe "Offensivkonzepte" anzubieten. 

Praktisch verhalten sich die Vertreter der 
"Offensivkonzepte" auch völlig anders. 
Es ist ja nicht gerade besonders offensiv, 
nun im Herbst übhaupt keine Aktionen 
mehr machen zu wollen, sondern sich 
ausschließlich auf die Propaganda ("Info­
karawane") zu beschränken. Aber auch 
diejenigen, die sich auf die Aktionstage 
konzentrieren wollen und die Großdemo 
mehr oder weniger als notwendiges Übel 
betrachten, treten damit einen nicht be­
gründeten und nicht erzwungenen Rück­
zug an. "Offensiv" ist in beiden Fällen nur 
ein Etikett, das sozusagen zum besseren 
Verkauf draufgeklebt wurde. 

Unabhängig davon, wie man es nun be­
zeichnet, halten wir dieses Vorgehen aber 
für falsch. Erstens meinen wir, daß es ein­
einhalb Jahre nach der letzten Großak­
tion unmöglich ein "Rückschritt" (wie von 
manchen behauptet) sein kann, wenn der 
WAA-Widerstand eine Demo im Herbst 
durchführen würde, insbesondere als es 
einiges aufzuarbeiten und einzufordern 
gibt. Die WAA-Bewegung muß ihre Hand­
lungsfähigkeit erst wieder zurückgewin­
nen, und da wäre eine machtvolle, ge­
schlossene Aktion genau der richtige 
Weg. 

Zweitens befürchten wir, daß in der mo­
mentanen Situation der Schwäche sich 
speziell die etwas zweifelhaften Gegner 
der WAA aus dem sozialdemokratischen, 
rechtsgrünen und rechten Öko-Lager be­
mühen werden, die Lage zu ihren Gun­
sten zu nutzen, um eine langfristige 
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Rechtsverschiebung des Widerstands zu 
erreichen. Das konkrete Auftreten der 
"Friedensbewegung" im Trägerkreis, 
auch das Auftauchen von Ernst Hopplit­
schek (aus den Grünen bekannt für seine 
Ausfälle gegen Linke, ökolibertärer, dann 
in die FDP eingetreten) für den BUND im 
Trägerkreis lassen nichts Gutes erwarten. 

Diesen Kräften das Feld zu überlassen, 
wäre verantwortungslos. Insofern bedeu­
tet ein Ausstieg von Teilen der Autonomen 
aus der Demovorbereitung praktisch eine 
Schwächung der linken Positionen. 

Wir haben in diesem Papier nur zu ganz 
wenigen , konkreten Punkten Stellung ge­
nommen. Uns hätte sehr viel mehr "auf 
den Nägeln gebrannt". Wir würden uns 
wünschen, daß über die angesprochenen 
und auch andere Fragen Diskussionen 
entstehen. Die verbissenen Pöbeleien, 
die wir uns in den letzten Monaten 
manchmal anhören mußten, stören uns 
zwar nicht besonders, zuträglich für die 
Klärung der uns allen wichtigen Fragen 
sind sie aber sicher nicht. Auf dieser Ebe­
ne machen wir jedenfalls nicht mit ••• 
Kommunistischer Bund (KB) 
Gruppe Nürnberg 
6. Juli 1987 



Entgegen allen Gerichten 
-worum ging's bei den 
sogenannten 
,,Verhandlungen'' mit der 
Polizei? 
Freitag, 16.1.: 
Die Polizei ruft im KOMM an und kündigt 
an, auf die Veranstaltung 2 Beamte schik­
ken zu wollen. Sie fragt, ob diese Beam­
ten in zivil oder uniformiert kommen sol­
len. Die Veranstalter erklären, daß sie gar 
nicht kommen sollen und daß dies eine 
Provokation sei. Die Veranstaltung habe 
bereits begonnen und die Polizei selber 
trage die Verantwortung für das, was 
dann passiere. Danach berät sich die Po­
lizei und teilt in einem erneuten Anruf mit, 
daß sie auf jeden Fall jemand schicken 
wollen, die Veranstalter erklären, daß die 
dann in Uniform erscheinen sollen. Er­
schienen sind sie dann trotzdem nicht, 
die Gründe sind den Veranstaltern nicht 
bekannt. 
Das Entsenden von Polizei auf Veranstal­
tungen ist- entgegen der Behauptung in 
der BuKo-Eröffnungsresolution - keine 
Auflage des Gerichts gewesen (ge­
schweige denn eine von den Veranstal­
tern akzepierte Auflage!), sondern nach 
dem Versammlungsgesetz möglich, hat 
also mit der Buko überha!Jpt nicht zu tun. 
Daß die Polizei in diesem Fall diese Mög­
lichkeiten voll ausschöpfen wollte, hatte 
natürlich politische Gründe, für die aber 
die Veranstalter nicht verantwortlich sind. 
Samstag, 17.1.: 
Die Gerichtsauflage lautete, daß bis 10 
Uhr die Namen der AG-Leiter beim Ord­
nungsamt abgegeben werden müssen. 
Einer der Veranstalter und ein Rechstan­
walt werfen um 10 Uhr in den Briefkasten 
des Ordnungsamtes einen Brief mit fol­
gendem Inhalt ein: Da das Plenum erst 
um 12 Uhr entscheide, ob überhaupt AGs 
tagen werden, könnten noch keine AG­
Leiter benannt werden. 
Der Vertreter des Ordnungsamtes ruft an, 
wo der Brief bleibe, er bekommt darauf­
hin den Inhalt mitgeteilt. Dabei wird be­
kannt, daß der Vertreter des Ordnungs­
amtes nicht alleine ist, sondern ein Kri­
senstab existiert, an dem auch der stell­
vertretende Polizeipräsident Ziegenaus 
u.a. teilnimmt. 
Der Stadt-Vertreter ruft mehrmals im 
KOMM an und will die Entscheidung des 
Plenums wissen. Um ca. 15 Uhr erklärt H. 
Kampmann für die Veranstalter, daß sich 
jetzt AGs gebildet haben, das Plenum 
aber abgelehnt hat, AG-Leiter zu bestim­
men, folglich gebe es keine AG-Leiter, 
folglich könnten auch keine Namen ge­
nannt werden. Im übrigen stehe in den 
Auflagen des Gerichts nichts darüber, 
daß AG-Leiter überhaupt existieren müß-

ten, sondern nur, daß, falls sie existieren, 
die bennant werden müßten. Der Polizei­
Vertreter meint, das sei eine sehr interes­
sante juristische Interpretation, über die 
sie erst beraten müßten. Bevor diese Be­
ratung abgeschlossen ist, sind die AGs 
längst aufgelöst ... 
Um 24 Uhr beantragt die Landesanwalt­
schaft beim Verwaltungsgericht Ansbach 
ein erneutes Verbot auf Grund der Nicht­
beachtung der Auflage, AG-Leiter zu be­
nennen. 
Sonntag, 18.1.: 
Um 3 Uhr fällt die Entscheidung, daß die 
Veranstaltung verboten ist. Von den 
Rechtsanwälten wird sofort Beschwerde 
bei VGH München eingelegt. Gleichzeitig 
erkundigen sich die Veranstalter bei der 
Polizei, ob eine Räumung bevorstehe. Die 
Polizei teilt mit, daß vor den frühen Mor­
genstunden keine Räumung anstehe, da 
sich die Beamten jetzt in ihren Nacht-Un­
terkünften befänden. Später wird erklärt, 
daß vor einer Entscheidung des VGH 
nicht geräumt werde. 
Um 9 Uhr tagt der VGH in München. Um 
11.45 fällt die Entscheidung: Die Be­
schwerden der Veranstalter werden zu­
rückgewiesen, das Verbot besteht weiter. 
Der Streitwert des Verfahrens wird auf 
15000 DM festgelegt. Begründung: Die 
Resolution des Eröffnungsplenums. 

Anschließend Telefongespräch mit dem 
Polizei-Einsatzleiter, Ihm wird von dem 
Veranstalter erklärt, daß derzeit ein Plen­
um (und keine AGs) stattfindet und daß 

die Konferenz um 14 Uhr beendet sein 
soll. Der Einsatzleiter fragt, ob der Bun­
deshauptausschuß der Grünen noch Ta­
ge und ob eine "personelle Verknüpfung" 
mit dem BuKo-Pienum vorhanden sei. 
Für ihn sei 14 Uhr für die Beendigung des 
Plenums zu spät. 
Die Veranstalter teilen dem Plenum die 
Entscheidung des Gerichts mit und tra­
gen die Überlegung vor, daß der BHA am 
Plenum teilnehmen könnte. Das Plenum 
lehnt dies ab und es beschließt, um 13.30 
die BuKo zu beenden und geschlossen 
das KOMM zu verlassen. 
Kurz nach 13 Uhr gehen Rechtsanwälte 
nach draußen. Um 13.20 ist das KOMM 
weiträumig von Polizei umstellt, eine Räu­
mung wird vorbereitet. SEK-Einheiten 
stehen mit Äxten vor den Türen des 
KOMM. Die Rechtsanwälte machen den 
Einsatzleiter vor laufenden Kameras 
deutlich darauf aufmerksam, daß um 
13.30 das Plenum zuende sein soll und er 
persönlich die alleinige Verantwortung für 
sämtliche Folgen zu tragen habe, wenn er 
jetzt -10 Minuten vor Schluß- noch räu­
men lasse. Der Einsatzleiter beordert die 
SEKler vorläufig zurück, um Punkt 13.30 
verlassen die Teilnehmer der BuKo das 
KOMM. 

Zusammenfassende 
Beurteilung: 
Während und nach der BuKo wurden Ge­
rüchte in dieWelt gesetzt, wonach die Ver­
anstalter eigenmächtig und gegen die Ab­
sichten des BuKo-Pienums mit der Poli­
zei "Verhandlungen" geführt hätten. Die­
se Gerüchte gipfelten in Behauptungen, 
"die Veranstalter hätten sämtliche Essen­
tials der Anti-AKW-Bewegung an die Poli­
zei verkauft". 
Der kurze Überblick über die gelaufenen 
Gespräche mit der Polizei zeigt, daß von 
"Verhandlungen" gar nicht gesprochen 
werden kann. Verhandlungen setzen im­
mer voraus, daß es etwas zu "handeln" 
gibt, also irgendetwas ausgetauscht 
wird. Zur keinem einzigen Zeitpunkt aber 
wurden auch nur die kleinsten Zuge­
ständnisse seitens der Veranstalter an die 
Polizei gemacht. Die Entscheidungen des 
Plenums wurden gegenüber der Polizei 
vertreten. Die Gespräche hatten für die 
Veranstalter zwei wichtige Funktionen: 
1. über die Planungen der Polizei infor­
miert zu werden 
2. Verzögerungen im Gesamtablauf des 
Behördenapparats zu erreichen. Beides 
ist optimal gelungen. 
Vergleicht man das Vorgehen der Nürn­
berge BuKo-Veranstalter mit dem Auftre­
ten der Regensburger Veranstalter (BI­
WAK, Jens Scheer), werden die oben ge­
nannten Vorwürfe vollends absurd. Es sei 
daran erinnert, daß die BIWAK-Vertreter 
und Jens Scheer vor Gericht zugesichert 
haben, die Mikrophone bei "strafbaren 
Äußerungen" abzuschalten, ja sogar ein 
Eingreifen der Polizei wollten sie tolerie­
ren. Wie alle wissen, haben diese zweifel­
haften Tricks gar nichts genützt. 
lngrid Marquart 
Hannes Kempmann 
Nürnberg, den 25.1.87 
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"Ermittlungen wegen Aufruf zu Strafta­
ten" -so lautete eine Oberschrift in der 
Osterausgabe der "Nürnberger Nach­
richten". Betroffen von diesen Ermitt­
lungen war diesmal der "fetzngaier". 
Auf Anordnung des Ermittlungsrich­
ters Ti'äg war die bereits über eine Wo­
che vorher gedruckte und verteilte 
Aprilausgabe beschlagnahmt worden. 
Bei zwei parallel verlaufenden Haus­
durchsuchungen am Donnerstegnach­
mittag-direktvorden Osterfeiertagen 
- stellte die Kriminalpolizei 40 Exem­
plare der Zeitung sicher. Einige Tage 
späterwurden auch noch der "Schüler­
laden" im KOMM und mehrere Knei­
pen auf die subversive Schrift unter­
sucht. Begründet wurde die Aktion da­
mit, der "fetzngaier" fordere zu Ord­
nungswidrigkeiten und Straftaten auf; 
außerdem sei er eine "pornographi­
sche Schrift". Auf deutsch: die April­
ausgabe enthielt einen Artikel zur 
Volkszählung, ein Interview mit vier Au­
tonomen und einem Comic des franzö­
sischen Karikaturisten Jean-Marc Rei­
ser. 

Vor dreieinhalb Jahren aus der Schülerbe­
wegung entstanden, ist es nicht das erste 
Mal, daß der "fetzngaier" mit Repressa­
lien zu kämpfen hat. Als jugendeigene 
Zeitung, die von Schülern gegründet wur­
de, um mal unzensiert die Meinung sagen 
zu können, war Ärger mit Schuldirektoren 
schon immer an der Tagesordnung. Auch 
in den Etagen weiter oben hatte man sich 
schnell unbeliebt gemacht. So arbeitet 
die Redaktion z.B. seit rund zwei Jahren 
im KOMM, nachdem das Caritas-Pirck­
heimer-Haus sich nach mehrmaliger Auf­
forderung durch das Kultusministerium 
von der Zeitung distanziert und ihr die 
Räume entzogen hatte. Neu für den 
"fetzngaier"-zu der neuerdings noch här­
teren Gangart der Staatsmacht jedoch 
durchaus passend- ist jedoch nun die of­
fene Konfrontation. 
So wurden gegen die 19-jährige presse­
rechtlich Verantwortliche und gegen die 
17 -jährige Autorin des Volkszählungsarti­
kels Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Vermutlich ist ein braver Familienpapi an 
allem Schuld. Die Angst um die reine See­
le seiner Schützlinge trieb ihn dazu, Straf­
anzeige wegen Darstellung perverser Se­
xualpraktiken zu stellen. ln dem bean­
standeten Comic wurde nämlich - laut 
ausführlicher Erläuterung der Staatsan­
waltschaft- eine Frau abgebildet, die mit 
entblößtem Unterleib und gespreizten 
Schenkeln auf einem Sofa läge. Ein vor 
der Frau kniender Mann führe deutlich 
sichtbar den Oralverkehr mit ihr aus. So 
degradiere der Comic Menschen in einer 
den Sexualtrieb aufstachelnden Weise 
zum bloßen Objekt geschlechtlicher Be­
gierde und verherrliche Perversitäten wie 
den Oralverkehr. Der Comic falle daher 
nicht mehr unter den Schutzbegriff "Kari­
katur" sondern sei eben- Pornographie. 
Neben der Tatsache, daß die Bewertung 
von Kunst seitens der Justiz noch immer 
in die Hose gegangen ist, ist anzumerken, 
daß der Comic bereits in der Dezember­
Nummer '84 des Satire-Magazins ,;fitan­
ic" unbeanstandet abgedruckt worden 
war. 
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Aufgeschreckt durch die Anzeige des Pa­
pis wurde die Staatsanwaltschaft nun zu 
einem aufmerksamen Leser des "fetzn­
gaier" - und wurde fündig. ln dem Artikel 
zur Volkszählung wurde der aktuelle 
Stand der Volkszählungsdiskussion dar­
gestellt; es kamen dabei sowohl Volks­
zähler als auch ein Rechtsanwalt und ver­
schiedene Kritiker des staatlichen Mam­
mutprojekts zu Wort. Die Justizbeamten 
interpretierten dies als einen Aufruf zum 
Volkszählungsboykott Die beanstande­
ten Passagen schildern Formen des Wi­
derstandes, die sowohl im Nachrichten­
magazin "Der Spiegel", als auch in Fach­
büchern mehrmals beschrieben worden 
sind. Der Artikel war vorher mit einem 
Rechtsanwalt abgesprochen worden. 
Als dem Staatsanwalt zuletzt noch ein an­
onym geführtes Interview mit vier Nürn­
berger Autonomen ins Blickfeld schoß, 
war das Maß endgültig voll. ln dem Ge­
spräch stellen die Autonomen ihr politi­
sches Programm vor und befürworten 
Gewalt als Mittel zur Durchsatzung ihrer 
Ziele. ln des Richters Augen sieht das 
dann folgendermaßen aus: 

§ 111 Öffentliche Aufforderung zu 
Straftaten 

§ 126 Störung des öffentlichen 
Friedens 

§ 242 Diebstahl 
§ 263 Betrug 
§ 265a Erschleichen von Leistungen 
§ 303ft Sachbeschädigung 
§ 316b Störung öffentlicher Betriebe 
§ 140 Billigung und Belohnung. 

von Straftaten 

Inzwischen sind bei den beiden Redak­
teurinnen nach einer Vorladung vom 
Staatsschutz auch die Anklagen eingetru­
delt. Deren Argumentation ist nahezu 
identisch mit der Beschlagnahmebegrün­
dung. Neu ist nur, daß nun unterstellt 
wird, das Autonomen-Interview sei fiktiv 
und habe garnicht stattgefunden. 
Ziel der Kriminalisierung des "fetznga­
iers" ist wohl- wie schon so oft- eine un­
bequeme Zeitung mundtot zu machen. 
Dabei hat man es mit kleineren, finanziell 
schwächeren Zeitungen leichter, als mit 
Magazinen wie .Jitanic" oaer "Der Spie­
gel". Im juristischen Hick-Hack geht klei­
neren Blättern oft schon wegen Geld­
mangels die Puste aus. Der "fetzngaier" 
will sich allerdings so schnell nicht unter­
kriegen lassen. Durch Pressemitteilun­
gen und eine Flugblattaktion an den 
Nürnberger Schulen schaffte man zu­
nächst Öffentlichkeit für den Zensurfall 
und die nächste Ausgabe kommt be­
stimmt im Juli - nicht weniger kritisch als 
vorher, ohne Schere im Kopf. Vielleicht 
nehmen sich die Herren bei der Staatsan­
waltschaft schon 'mal ein paar Stunden 
Zeit. .. 

ll'otzdem, Kohle für Anwalts- und Ge­
richtskosten kann der "fetzngaier" 
z.Zt. natürlich gut gebrauchen. 
Spendenkonto: 
Stadtsparkasse Nürnberg 
BLZ 760 501 01 
Konto-Nr. 2 184 711 
lngrid Artus 
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Jüngstes Urteil: Sieben Monate auf Be­
währungwegen Werbung für eine terro· 
ristische Vereinigung. 

Dies war der Auftakt zu einer Reihe 
von Prozessen gegen Vertreiber/innen 
der Radikal132. 

Die Radikal wurde 1976 zur Auseinan· 
dersetzung über linke Theorie und Pra· 
xis gegründet. 

Bereits 1984 war die Radikal Gegen· 
stand massiver Angriffe auf die sog. 
Pressefreiheit. Die damaligen presse· 
rechtlich Verantwortlichen Benny Här· 
lin und Michael Klöckner wurden zu je 
zweieinhalb Jahren Knast verurteilt -
wegen Werbung für eine terroristische 
Vereinigung, öffentlicher Aufforderung 
zu und Billigung von Straftaten. Im Ver· 
lauf einer öffentlichen Solidarisierungs­
welle wurden sie daraufhin von den Grü­
nen auf die vorderen Listenplätze für die 
Europaparlamentswahlen gewählt. 

Aus diesen Zensururteilen zogen die 
Herausgeber der Radikal jedoch ihre ei· 
genen Konsequenzen. Um dem staatli· 
chen Zugriff auf Personen und Zeitung 
soweit wie möglich zu erschweren, wur· 
de die Konzeption verändert: Kontakt· 
adressen wurden ins Ausland verlagert, 
keine öffentlichen Redaktionssitzungen 
mehr, verdeckter Vertrieb. Entspre· 
chend dieser Entwicklung hat sich aller· 
dings das politische Spektrum der Radi· 
kal zunehmend auf antiimperialistische 
und autonome Kreise verengt. 

Dies dürfte u.a. ein Faktor dafür sein, 
daß die gegenwärtigen Angriffe auf die 
Pressefreiheit durch flächendeckende 
Beschlagnamungsaktionen für breitere 
Teile der Öffentlichkeit kein Thema 
mehr sind. 

Flächendeckende 
Beschlagnahmungen 

Während 1984 die Herausgeber der Ra· 
dikal der Kriminalisierung zum Opfer 
fielen, so betreffen die derzeitigen 
Staatshüteraktionen die Vertreiber/in· 
nen. 

Seit Juli letzten Jahres sind nach bishe­
rigem Informationsstand 76 Ermitt· 
lungsverfahren gegen mehr als 150 Leu­
te aus über 30 Städten eingeleitet wor· 
den. 

Betroffen sind insbesondere Mitarbei­
ter/innen aus Buchläden, Kneipen, Le· 
bensmittelgeschäften der Links-Alterna­
tiven Szene. Ausgangspunkt dafür waren 
mehr als 80 Paketkarten, die durch 
einen Fehler im Versand vom Bundes­
kriminalamt im Paketamt Sielefeld be· 

schlagnahmt werden konnten. Dies dürf­
te darauf hinweisen, daß die Post die 
Läden seit langem überwacht hatte. La­
den- bzw. Hausdurchsuchungen bei den 
Adressaten der Radikalsendungen waren 
die Folge. Ermittelt wurde u.a. wegen: 

§129a: 
Werbung und Unterstützung einer terro­
ristischen Vereinigung. Die Radikal ent­
hielte Beiträge, die Gewalt bis hin zu 
terroristischen Anschlägen das Wort re· 
deten: "Ein Gruß an die Genossen/in­
nen aus der Stadtguerilla, die Siemens· 
Vorstandsmitglied Beckurts liquidiert 
haben", werbe für die terroristische Ver· 
einigung RAF. 

§ 111: 
öffentliche Aufforderung zu Straftaten. 

Die Radikal enthielte eine Anleitung 
zum Bau eihes elektrischen Zeitzünders. 

Der militante Widerstand gegen die 
WAA in Wackersdorf werde dokumen· 
tiert. Es werde zu ähnlichen Aktionen 
aufgerufen. 

§90: 
Verunglimpfung des Staates (und seiner 
Symbole). "Uirike Meinhof sei von 
Schergen des BAD-Staates ermordet 
worden", sei eine Behauptung, die den 
Staat verunglimpfe. Da gegen die Her­
ausgeber der Radikal wegen Werbung für 
eine terroristische Vereinigung ermittelt 
wurde, schaltete sich die Bundesanwalt­
schaft auch in die Ermittlungen gegen 
die Buchläden ein: Wegen Werbung für 
die Werber. 

Während die Polizei im Verlauf der er­
sten Durchsuchungswelle insbesondere 
nach der Radikal 132 fahndete - ggf. 
beschlagnahmte · benutzten Beamte des 
BKA die zweiten Besuche, um sich der 
Vervollständigung ihrer Datenbestände 
über die linke Infrastruktur zu widmen. 
Rechnungsordner vergangener Jahre, 
Liefer- und Adressenlisten, sowie Brief· 
wechsel und Kundenkarteien der einzel­
nen Läden waren die bevorzugten Ob· 
jekte ihres Interesses. Diesen Ladenüber· 
fälle schlossen sich Hausdurchsuchungen 
bei den Geschäftsführern/innen der Lä· 
den an. 

Trotz dieser mehrmaligen Durchsu· 
chungen wurden kaum Exemplare der 
Radikal gefunden. Daraus schließt die 
Staatsschützerlogik, die nicht auffind· 
baren Radikal-Exemplare seien vertrie· 
ben worden. Etwaige Beweislücken wur­
den dementsprechend mit Hilfe der Ge· 
sinnung der Angeklagten geschlossen. 

Zu diesem Zweck wurden Nachfor· 
schungen über die Beschuldigten ange· 
stellt: Ob sie schon frühere Nummern 
der Radikal verkauft hätten, auf wel· 
chen Demos sie aufgetaucht wären, wel· 
ehe Flugblätter von ihren Projekten mit· 
unterschrieben worden seien ... 

Nach Beendigung der präventiven 
Sammlerleidenschaft der Bundesanwalt· 
schaft wurden die Verfahren an die zu· 
ständigen Generalstaatsanwaltschaften 
an den Oberlandesgerichten abgegeben 
- "Wegen der minderen Bedeutung der 
Verfahren". 

Ein Teil der Verfahren wurde inzwi· 
sehen eingestellt. Entweder ohne er· 
kennbaren Grund oder nach öffentlicher 
Distanzierung der Betroffenen. 

So wurde ein Buchladen aus Kassel 
durch Verfahrenseinstellung belohnt, 
nachdem sich dieser von dem Vorwurf 
distanzierte, die Radikal kalkuliere be· 
wußt die strafrechtliche Verfolgung der 
Buchhändler und Leser ein, "weil es sich 
in den durch das Strafrecht angegrauten 
Zonen unserer Gesellschaft besser für 
eine mörderische Politik rekrutieren las· 
se". Die Spaltung ist also schon gelun· 
gen. Die Zensur der Buchläden nimmt 
dem Staatsschutz die Arbeit ab. 

Damit erweist sich der § 129a wieder 
einmal als gelungenes Instrument zur 
Erfassung, Einschüchterung und Spal· 
tung linker Zusammenhänge: Einer 
breitangelegten Durchsuchungsaktion 
stehen exemplarische Anklagen gegen 
einzelne Personen und Projekte gegen­
über. 

* 
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Der Prozeß 
Der erste Prozeß im Rahmen eines flä­

chendeckenden Anschlags auf die erwie­
senermaßen nicht so freie Pressefreiheit 1 

fand am 13. und 15. Mai vor dem 4. Se­
nat des Frankfurter Oberlandesgerichtes · ' 
gegen einen Hanauer Handverkäufer der 
Radikal statt. 

Der Hauptvorwurf: Werbung für eine 
terroristische Vereinigung. Insbesondere 
"der Gruß an die Genossen, die Stadt­
guerilla, die das Siemens-Vorstandsmit­
glied Beckurts liquidiert haben", wurde 
als "Aufforderung zum und Verherrli­
chung von Mord" bzw. "lob und Zu­
stimmung für die RAF" gewertet. 

Die Anklage stützte sich in erster Linie 
darauf, daß der Angeklagte nach einer 
der schon erwähnten Paketkarten 25 
Exemplare der Radikal erhalten haben 
müßte, jedoch bei einer Hausdurchsu­
chung am B.B.1986 nur ein Exemplar 
gefunden worden sei. 

Da es bei dem Tatbestand des Werbens -::..··"ii. 
für eine terroristische Vereinigung zwar 
auf keinen "nachweisbaren Erfolg" an­
kommt, die schwammige Konstruktion 
einer "offenen oder verdeckten Propa­
gandatätigkeit" jedoch nach derzeitiger 
Rechtsprechung noch auf Dritte gerich­
tet sein muß, wird zumindest der Ver­
trieb bzw. die Verteilung einer Schrift 
vorausgesetzt. Propaganda mit sich 
selbst dürfte also gerade noch erlaubt 
sein. 

Dementsprechend wurden die Beweis­
lücken wieder einmal mit Hilfe der Ge­
sinnung des Angeklagten geschlossen. 

Vergleichbar mit der Kriminalisierung 
der RADI-AKTIV, bei der das staatsan­
waltschaftliehe Verknüpfungsdenken be­
kanntlich aus dem, was nicht in der Zei­
tung stand, per inquisitorischem Gesin­
nungsbeschluß die Anklagepunkte kon­
struierte, wurde auch der Vertrieb der 
Radikal ausschließlich aus dem geistigen 
Zusammenhang heraus begründet -
nämlich der Zugehörigkeit des Ange­
klagten zur Hanauer Autonomenszene 
und der ,,damit verbundenen grundsätz­
lich staatsfeindlichen Gesinnung". 

So wurde die Erklärung des Angeklag­
ten, er habe die 24 Exemplare der Radi· 
kal 132 a~:~s Angst vor strafrechtlicher 
Verfolgung verbrannt, verworfen, um 
statt dessen die Nichtexistenz der Zei­
tungen mit Hilfe der Paketkarte und 
kleiner Wunder zu erklären; nach dem 
Motto: Zeitungen wie die Radikal ha· 
ben kraft der Einbildungsstärke staatli­
cher Organe einzig und allein durch die 
Gesinnung des Angeklagten die naturge­
setzliche Eigenschaft, sich sozusagen 
zwanghaft an potentielle Käufer anzu­
nähern, um sich in deren Händen zu ma­
terialisieren. 

Andere Möglichkeiten sind nicht zuge­
lassen. 

Verurteilt wurde also nicht aufgrund 
realer, nachweisbarer Handlungen, son­
dern durch die handlungsersetzende 
Staatsschutzphantasie von Staatsanwalt­
schaft und Gericht. 

Das Urteil: Sieben Monate auf Bewäh· 
rung wegen Werbung für eine terroristi· 
sehe Vereinigung durch Verteilung der 
Radikal 132. 

tc.l. t.~.s~ o/.t. -le:/" ... 3,.. ..ec.S,~~ .. ~ 
ANttl." /IIA-.,. /e4 «'cn-. ... ~s.t 14ft: 
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Kommentar: 
Eine Zensur fände nicht statt? - So 

zu fragen würde ich mir nicht erlauben 
dürfen. 

Aber zensarisch beiseite. Eine Zensur 
findet statt! Seit 1.1.1987 können der­
artige Durchsuchungswellen und Verur­
teilungen, wie sie gegen die Radikal ins 
Feld geführt wurden, bei weitaus gering­
fügigeren Vorwürfen durchgeführt wer· 
den. 

Die sog. "Anti-Terror"-Terrorgesetze 
mit ihrer Neu-Definition des Terroris­
musbegriffs bzw. die Wiedereinführung 
des §130a im Zusammenhang mit dem 
Widerstand gegen die WAA liefern dafür 
die Grundlagen. 

Dies mag zwar den außerparlamentari­
schen Widerstand aufwerten- und klärt 
wieder einmal die Fronten. 

Nichtsdestotrotz muß in diesem Zu­
sammenhang darauf hingewiesen wer­
den, daß dieses Gesetzesinstrumenta· 
rium nahezu alle Widerstandsformen er­
fassen kann - und auch soll -die sich 
nicht auf friedfertig appellierendes Läu­
fertom und parlamentarische Hoff­
nungstrugschlösse im Rahmen erlaubter 
Ohnmacht verlassen. 

Allein die Auseinandersetzungen mit 
Widerstandsformen der Anti-AKW-Be­
wegung, das bloße Erwähnen der RAF, 
RZ ... , ohne gleichzeitige Distanzierung 
fällt unter den politischen Zensurham­
mer. 

Die BUKO war bekanntlich ein Vor­
spiel dieser Entwicklung. Die Sonderbe­
handlungen, die das politische Straf­
recht im Gefolge des § 129a nach sich 
zieht, dürfen hier nicht vergessen wert 
den. 

Doch dies ist alles nichts Neues. 
Trotzdem- und deshalb: 
Angesichts der Tatsache, daß Medien 

der Gegenöffentlichkeit bei nahezu je­
der Berichterstattung, Dokumentation 
oder Diskussion außerparlamentarischer 
Widerstandsformen die Ehre des § 129a 
zuteil werden kann, angesichts der Wie­
dereinführung des Zensurparagraphen 
130a (Anleitung zu Straftaten), der eine 
Kriminalisierung schon dann erlaubt, 
wenn eine Schrift den Ermittlungsbe­
hörden als geeignet erscheint, einen ver­
ständigen Leser zu Straftaten anzulei­
ten, angesichts all dessen dürften sich 
diese neuerlichen inquisitorischen An­
schläge auf die beschränkte Presse- und 
Informationsfreiheit zumindest als wei· 
tere deutliche Anhaltspunkte für die de­
mokratische Gesinnung ihrer Urheber 
erweisen. 

Denn auch wenn sich das Strafrecht in 
die Formen des Widerstandes einmischt, 
- oder gerade deshalb ... - Der ver­
ständige Leser muß diese Frage selbst 
entscheiden können! 

Doch welche Inhalte das Mündel 
Staatsbürger untertänigst zu hören, zu 
lesen, zu denken oder gar zu diskutieren 
bedarf - von praktizieren ganz zu 
schweigen - welche politische Meinung 
oder Handlung sich im sog. "freien de· 
mokratischen Austausch" der ideellen 



Demokratie papierener Philosophener­
zeugnisse entfalten dii"fe, dies entschei· 
de nicht selbstbestimmt der einzelne 
oder organisierte politisch denkende 
und handelnde Mensch, sondern seine 
Hoheit, das Gewaltmonopol dieses Staa­
tes und seiner Vertreter. Der mündige 
Seppel lese also nur das, was ihm die zu­
vorkommende freiwillige Gleichschal­
tung der Presse zu denken übrig lasse. 
Informationen und Diskussionen seien 
nur durch den Zensur vorgekaut verdau· 
bar. 

Fast könnte mensch schon vom Brech· 
reiz .•. Aber lassen wir das. Den kennen 
wir schon. 

CS-Gas? Auch. Oie Gewalt der Herr­
schenden zur Durchsatzung ihrer Kata­
strophen· und Risikopolitik. Ebenl 

Damit beweist diese Grundordnung 
nur einmal mehr, daß die Schwierigkei­
ten, die sie damit hat, demokratische 
Freiheiten zu praktizieren, mit jenem 
Abklatsch zusammenhängen, den die 
Namensgeber u.a. in der Wortwahl 
durch die Endsilbe -lieh zelebrierten: 

Nicht frei, sondern freiheitlich wie die 
freie Marktwirtschaft ... - freilich. 

ln einer Zeit, in der die Beschlagnah­
mung kritischer Zeitungen wie RADI­
AKTIV, Fetzengaier, Freiraum, Radi­
kal und, und, und zur regelmäßigen Ta­
gesordnung übergeht, in der sowohl die 
Herausgeber als auch jene, die fii" sie 
verkaufen, der Kriminalisierung zum 
Opfer fallen - doch nicht nur in einer 
solchen Zeit - wären die Verfahren 
gegen die Vertreiber/innen der Radikal 
durchaus ein Anstoß für jede demokra­
tische Öffentlichkeit, nicht nur aufzu­
horchen, sondern ... - nun, was 
kommt? Ein Aufschrei der Empörung? 
Eine Verteidigung der Pressefreiheit? 
Nein, nichts dergleichen. 
Jene Schläfer der demokratischen, 

bürgerlichen, bürgerlich-links-liberalen 
und grünen Öffentlichkeit, die vor ei­
nigen Jahren durch die Urteile (zwei­
einhalb Jahre Knast) gegen die dama­
ligen presserechtlich Verantwortlichen 
der Radikal - Benny Härlin und Mi· 
c::hael Klöckner - aufgeschreckt wur­
den, sind offensichtlich noch nicht von 
Alpträumen geschüttelt aus den Betten 
gefallen. 

Bisher hat es weder ein gemeinsames 
offensives Vorgehen aller betroffenen 
linken Buchläden, Kneipen etc. gegeben, 
noch haben jene Teile des wandelnden 
kritischen Bewußtseins, die von sich be­
haupten, sie träten für die Freiheit der 
Presse, also die Freiheit des geschriebe­
nen Wortes ein, die Möglichkeit einer 
Solidarisierung mit den Angeklagten 
entdeckt. 

Ein gemeinsames Flugblatt eines Teils 
der betroffenen Buchläden bzw. ein von 
Berliner Projekten und Läden herausge­
gebenes Plakat "Gegen Repression und 
Staatsgewalt - Für eine vielfältige Wi· 
derstandspresse" können nur als Anfang 
gewertet werden, um diesen weiteren 
Einschränkungen der Presse- und Infor­
mationsfreiheit entgegenzutreten. 

Foto: R. Recke 
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Kleine juristische Erfolge für RADI AKTIV, 
doch Staatsanwalt läßt nicht locker: 
Neue Verfahren -jetzt gegen Robert Jungk 
als presserechtlich Verantwortlichen und 
gegen Radi Nr. 10/87 
Der erste Prozeß gegen unsere presse­
rechtlich Verantwortlichen des RADI 
endete in erster Instanz bekanntlich ja 
mit einem Teilerfolg für uns: der zentra­
le Punkt der Staatsanwaltschaft, näm­
lich der konstruierte Vorwurf ,,Auffor­
derung zu Brandstiftung und Sachbe­
schädigung" wurde vom Gericht ver­
worfen. Dies aber mit einer unseres 
Erachtens sehr heiklen Begründung. 
Die inzwischen vorliegende schriftli­
che Urteilsbegründung macht dies 
auch deutlich. 
Mit weiteren systematischen Verfol­
gungsaktivitäten, die die Staatsanwalt­
schaft seither an den Tag legt, bekräf­
tigt sie ihr politisches Ziel, uns so weit­
gehend zu kriminalisieren, daß wir so­
zusagen "unser Handwerk" aufgeben. 
Ein Register staatlicher Verfolgungsfi-

Die schriftliche Urteilsbe· 
gründungzum Mirz Urteil 
Bereits im vergangeneo RADI hatten wir 
ja berichtet, daß der STA im ersten Anlauf 
mit seinem Vorwurf der "Aufforderung zu 
Brandstiftung und Sachbeschädigung" 
baden ging. Festgemacht war diese An­
klage an dem durchaus beliebigem .. zu­
sammenziehen" unterschiedlicher Arti­
kel: der berühmt-berüchtigten "Schwar­
zen Liste", einem Bekennerschreiben 
und dem nachgedruckten TAZ-Interview 
von Anita. Auch nach Erhalt der schriftli­
chen Urteilsbegründung sind wir der Mei­
nung, dieser Freispruch ist zwar einer -
nur taugt er nicht viel. Warum? Der STA 
hat in seiner Anklage- ganz Winkeladvo­
kat - vorgemacht, wie er das mißliche 
Strafbarkeilsloch durch das Fehlen der 
früheren Straftatbestände der "verfas­
sungsfeindlichen Befürwortung von Ge­
walt" und der "Anleitung zu Gewalt" bei 
politischem Bedarfe zu stopfen gedenkt. 
Dieser politisch opportunen, aber nun 
doch rechtswidrigen Praxis konnte sich 
auch Amtsrichter Voll - trotz Freispruchs 
nicht ganz entziehen. 
Auch er wägt seitenlang- ganz fachmän­
nisch versteht sich - die gesinnungsjusti­
ziellen Vorwurfskonstruktionen ab, ob­
wohl er selbst bereits festgestellt hatte, 
eine strafbare Aufforderung im Sinne des 
§ 111 StGB liege nicht vor. Wie bekannt, 
sprach nach des Richters Auffassung ge­
gen eine strafbare Aufforderung zu Sach­
beschädigung und Brandstiftung, daß 
die 3 staatsanwaltlieh zusammengestell­
ten und gedeuteten Artikel zum Teil9 Sei­
ten auseinanderlagen und eben nicht nuJ: 
8 oder 7 Seiten etc. Nicht verwehrt hat 
sich der Richter gegen die wüste Deu­
tung des Staatsanwalts als solche. Auf 
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nesse nach dem anderen wird gezo­
gen: 
Gegen einen presserechtlich Verant­
wortlichen des Prozeß-RADI Robert 
Jungk läuft ein Ermittlungsverfahren. 
Der Ablehnungsbeschluß der zuständi­
gen Richterin, das Hauptverfahren we­
gen RADI Nr. 10/87 zu eröffnen, erntet 
die. Mißbilligung der Staatsanwalt­
schaft. 
Ob allerdings mit diesen juristischen 
Machenschaften und dem staatlichen 
Verfolgungsapparat dem RADI AKTIV 
letztlich die Luft abgedreht werden 
kann, bleibt vorerstWunschdanken de­
rer, die dafür bezahlt werden, den poli­
tischen Willen der bayerischen Staats­
regierung in Sachen Wackersdorf zu 
vollstrecken. 

solch' ein Einlenken warten die Herren 
der Anklage, versteht sich, um in der 
zweiten Runde nun doch den Sack zuzu­
ziehen. 
ln der Berufungsschrift heißt es nun, daß 
es kein Zufall sei, wenn einmal dasTAZ­
Interview Anitas neben der "Schwarzen 
Liste" abgedruckt sei. Ähnliches sei 
schon in Nr. 5 des RADI passiert. 
Nun, wir werden sehen, ob sich das Beru­
fungsgericht diesen "Argumenten" ver­
schließt. 
Zur Verurteilung wegen Aufrufs zum Ver­
rat von Dienstgeheimnissen haben wir 
das Wesentliche bereits im Vorheft ge­
schrieben. Bliebe noch der Umstand hin­
zuzufügen, daß AmtsrichterVoll auch hier 
sich interpretationsfähig zeigt, wenn's 
darum geht, die RADI-Redakteure in die 
Pfanne zu hauen. Gedankenarm gibt er 
sich dagegen, soweit es um die notwen­
dige demokratische Kontrolle der Presse 
über den gewaltigen staatlichen Macht­
apparat geht. Im Brustton der Überzeu­
gung weiß er zu schreiben, es gäbe ohne­
hin nur rechtmäßige polizeiliche Einsatz­
pläne. Und: der inkriminierte Aufruf im 
RADI will letztlich durch Aufruf zum Ge­
heimnisverrat jedweden polizeilichen Ein­
satzplan gegen sämtliche Aktionen der 
Anti-WM-Bewegung ins Leere laufen 
lassen. Zu diesem unlöblichen Zwecke 
erfindet Herr Voll kurzerhand einige radi­
kale Gedankensplitter, die so in den Köp­
fen der RADI-Redakteure herumtoben. 
Das mag ja ganz einfallsreich sein. Bloß: 
hierzu stand nun überhaupt nichts in 
dem besagten Artikel, Herr Voll! 
Der kriminelle Einsatz von CS-Gas oder 
das Treiben staatlicher Provokateure sind 
bei RichterVoll eben nicht Bestandteil po­
lizeilicher Einsatzpläne. 
Auch nicht glaubhaft für den Richter war 
der Anspruch des RADI, sich es als Zei-

tung(!!!) zum Ziel zu setzen, auch mittels 
diskreter Informationen über Undernokra­
tische und unrechtmäßige Polizeiaktio­
nen- wie sie nun nicht gerade selten sind 
-zu berichten. Ein Recht, das ansonsten 
der Presse schwerlich abzusprechen ist. 
Hier ist aber Richter Voll soweit gegan­
gen, das RADI als Zeitung eigentlich 
nicht anzuerkennen. 
Was aber um alles in der Welt sind wir 
dann? Nach Richter Volls Ausführungen 
darf mensch annehmen, lediglich die ver­
öffentlichte Gebrauchsanleitung für die il­
legalen Aktionen des Straßenmobs. Also 
nix mit Pressefreiheit! 
Zur Verurteilung wegen Verunglimpfung 
des Landes Bayern und dessen Wappen 
durch den RADI-Titel der Nr. 6/86 haben 
wir in der Vornummer auch schon die Es­
senz geschrieben. Einige zusätzliche An­
merkungen seien trotzdem erlaubt. Die 
im Urteil vorgeführte richterliche ln­
schutznahme einer in Wackersdorf um 
sich prügelnden, CS-Gas versprühenden 
Polizei demonstriert nun ganz ein Den­
ken, das in folgendem Leitsatz zusam­
mengefasst werden könnte: "die Exekuti­
ve wird kontrolliert durch die Exekutive­
wenn überhaupt". Um was geht's? 
Richter Voll meint "soweit das Titelblatt 
des RADI AKTIV, Ausgabe 6 Kritik an den 
konkreten polizeilichen Vorgehen in Wak­
kersdorf enthält, haben sich die Ange­
klagten nach §90aAbs. 1 Nr. 1,.2 StGB (al­
so Verunglimpfung ... ) strafbar ge­
macht." 
Aber!!! 
"Zu bedenken ist, daß schlagstockeinset­
zende, mit Schußwaffen vorgehende und 
hundehetzende Polizei durch das Bild in 
Zusammenhang mit dem großen bayeri­
schen Staatswappen gebracht werden, 
also einem den Staat als ganzen reprä­
sentierenden Symbol: Es ist der bayeri­
sche Löwe, der den Polizeihalm trägt, 
den Schlagstock schwingt, die Schuss­
waffe und bissige Hunde einsetzt. Damit 
geht die in dem Titelblatt enthaltene Dar­
stellung über eine Kritik an Maßnahmen 
der polizei, einem Repräsentanten des 
Staates, hinaus: Nicht nur polizeiliches 
Handeln soll angeprangert werden, der 
Freistaat Bayern selbst soll mittels seines 
veränderten Wappens als eine Institution 
beschrieben werden, die hoheitlichen 
Willen - hier: den Bau der WM in Wak­
kersdorf - allein auf der Grundlage poli­
zeilicher Machtmittel durchsetzte, mithin 
ohne Bindung an das Gesetz und ohne 
Rücksicht auf die Rechte anderer, mit der 
Folge also, daß sich der Aufruf: "Frei statt 
Bayern" rechtfertige. 
Wir merken uns also: entgegen der Baye­
rischen Verfassung von 1946 (übrigens 
mit antifaschistischer Präambel) reprä­
sentieren Polizei, Innenministerium oder 



die Staatsregierung nur einen unbedeu­
tenden Teil des Freistaates Bayern. Bei 
auch noch so berechtigter Kritik an bruta­
len Polizeieinsätzen darf also ein Zusam­
menhang mit dem Staat als Ganzen nicht 
hergestellt werden. Dieser Sichtweise 
könnten wir uns vielleicht dann leicht er­
wärmen, hätte nur ein Organ des Bayeri­
schen Staates beispielsweise den CS­
Gas Einsatz mißbilligt. Aber weit gefehlt! 
Und überhaupt meint Richter Voll: "Wenn 
die Exekutive das rechtmäßig zustande­
gekommene Vorhaben ~AA. die Red.) 
durchsetzen will, ist das ihre Befugnis 
und Aufgabe. Kommt es dabei zu strafba­
ren Handlungen, etwa durch Polizeibe­
amte, ist es gesetzlicher Auftrag der Straf­
verfolgungsbehörden und der Strafge­
richte, dies zu untersuchen und zu ahn­
den." 
Na denn: Gott mit dir, du Land der Bayern! 

Der RADI AKTIV Proze8nummer soll es an 
den Kragen- aber wie? 
Ermittlungsverfahren gegen Robert Jungk 

ln der im Januar diesen Jahres erschiene­
nen RADI-AKTIV-Prozeßnummer haben, 
wie sich die meisten vielleicht noch erin­
nern, eine Reihe prominenter Persönlich­
keiten u.a. presserechtlich verantwortlich 
gezeichnet. Nachdem die Staatsanwalt­
schaft jede noch erreichbare Ausgabe 
des RADI AKTIV mit einem Ermittlungs­
verfahren überzog, sah sich die Redak­
tion des RADI AKTIV damals zu diesem 
Schritt gezwungen: Sie suchte die Zu­
sammenarbeit mit einer Reihe prominen­
ter Persönlichkeiten, die sich dann auch 
zur Zusammenarbeit bereit erklärten und 
darüberhinaus presserechtlich verantw­
ortlich zeichnen wollten. 

Daß dies der richtige Schritt war und es 
der Staatsanwaltschaft nicht gerade er­
leichtert zuzuschlagen, hat sich jetzt 
schon gezeigt: Anita A., eine der Ange­
klagten aus dem RADI-Prozeß, erhieltEn­
de April eine Zeugenladung von der 
Staatsanwaltschaft, um im Rahmen eines 
"Ermittlungsverfahrens gegen Prof. Dr. 
Robert Jungk wegen Verstoß gegen das 
Pressegesetz" auszusagen. 
Um was es eigentlich ging, wurde jedoch 
erst deutlicher aus dem Anschreiben der 
Staatsanwaltschaft an alle anderen pres­
serechtlich Verantwortlichen, die zum 
gleichen Zeitpunkt zu einer schriftlichen 
Zeugenaussage aufgefordert wurden. 
Darin hieß es: ;,Nach §5 BayPrG dürfen 
als verantwortlicher Redakteur nicht tätig 
sein, wer seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
nicht im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland hat oder wer nur mit beson­
derer Zustimmung oder Genehmigung 
strafrechtlich verfolgt werden kann." 
D.h. Robert Jungk darf als Ausländer 
nicht presserechtlich verantwortlich 
zeichnen. 
Doch daß dies nicht der zentrale Punkt 
ist, sondern daß es eigentlich um etwas 
ganz anderes geht, macht ein anderer Ab­
satz deutlich. Da heißt es nämlich: "Im 
Rahmen des Ermittlungsverfahrens ist 
die Frage zu klären, ob der Beschuldigte 
die Stellung eines verantwortlichen Re­
dakteur tatsächlich bekleidete ... insbe­
sondere ob er eine Stellung inne hatte, 
Kraft derer er darüber verfügen konnte, 
ob ein Beitrag abgedruckt wird oder 
nicht." 
Im Klartext heißt das, daß sich die Staats­
anwaltschaft nicht an den Prominenten 
vergreifen will, sondern daß sie bemüht 
ist, jemand anders aus der "wahren Re­
daktion" dingfest zu machen. Dies wird 
durch den Verlauf der staatsanwaltschaft­
liehen Vernehmung der "Zeugin Anita A." 
noch deutlicher: 
Sie wurde z.B. nicht gefragt, ob sie wis­
se, ob Robert Jungk sich "gewöhnlich in 
der BRD aufhält" - obwohl das die einzi­
ge Fragestellung ist, die im Rahmen die­
ses Ermittlungsverfahrens einen Sinn 
macht - vorausgesetzt, das Ermittlungs­
verfahren soll überhaupt diesen Zweck 
verfolgen - was wir leider anzweifeln 
müssen. Stattdessen lauteten die Fragen 
u.a.: Waren Sie (die geladene Zeugin Ani­
taA.) auf irgendeine Weise am Erscheinen 
der RADI AKTIV Nr. 12 beteiligt? Kennen 
Sie einen der presserechtlich Verantwort­
lichen Personen persönlich? Wissen Sie, 
ob einer der im Impressum aufgeführten 
Personen tatsächlich die Stellung als ver­
antwortlicher Redakteur inne hatte? 
All diese Fragen rnachen deutlich, daß es 
dabei nicht wirklich um ein Ermittlungs­
verfahren gegen Robert Jungk geht - er 
hat auch bis zum heutigen Tag (Mitte Juni) 
noch keine Nachricht offiziell von der 
Staatsanwaltschaft erhalten, daß gegen 
ihn ein Ermittluingsverfahren läuft. Statt­
dessen macht wohl ein Freud'scher Ver­
sprecher des Staatsanwalts ziemlich 
deutlich, um was es eigentlich geht: Er 
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sprach bei der Zeugenvernehmung "aus 
Versehen" von der "Angeklagten Anita 
Aschenbrenner". 
Übrigens hat Anita, die mit ihrem Anwalt 
beim Staatsanwalt erschienen war, jegli­
che Aussage verweigert. Der Staatsan­
walt drohte zunächst mit seinem Mittel 
Beugehaft, doch mußte ihm der Rechts­
anwalt deutlich machen, daß Anita als 
ehemalige Verlegerio ein umfassendes 
Aussageverweigerungsrecht hat. Ganz 
offensichtlich kannte er diesen Gesetzes­
abschnitt nicht, denn er polemisierte, daß 
der Rechtsanwalt dies wohl im Gesetz­
buch von Nordrheinwestfalen gelesen ha­
be. Allerdings wurde er dann etwas klein­
lauter, als ihm im bayerischen Gesetz­
buch dieser Passus gezeigt wurde und 
gab zum Schluß unumwunden zu, daß er 
sich von dieser Vernehmung mehr erwar­
tet hatte, als was jetzt für ihn rausgekom­
men ist: nämlich nichts. 
Was jetzt weiter läuft, müssen wir abwar­
ten. 
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Das Verfahren gegen RADI AKTIV Nr. 10/86 
oderwie wir zum willfährigen Werkzeug der 
Bessunger Knabenschule wurden. 

"Die bloße Aufzählung von Firmenna­
men kann von den Lesern der Zeit­
schrift, auch wenn sie sich vornehm­
lich aus Kernkraftgegnern zusammen­
setzen, objektiv nicht als Aufforderung 
zu Straftaten verstanden werden." 

So einen Kommentar zur berühmten 
"Gelben Seite" im RADI Nr. 10 hatten wir 
wahrlich nicht aus dem Munde der 3. Ge­
walt erwartet. Aber die Richterin Frau 
Knoche vom Amtsgericht Nürnberg hat 
mit dieser-wie wir meinen -doch treffen­
den Ansicht die Anklage der Staatsan­
waltschaft zurückgewiesen. 
Auch war sie der Meinung, der Vorschlag 
der Knabenschule aus Bessungen, den 
Umspannwerken durch kollektives Be­
und Entlasten des Stromnetzes Schaden 
zuzufügen wäre keine strafbare Aufforde­
rung zur Sachbeschädigung. Warum? 
Weil nach eigenen Nachforschungen der 
StA bei den Nürnberger Stadtwerken .,al­
lenfalls dann Probleme entstehen, wenn 
eine Vielzahl von Verbrauchern die Siche­
rungen genau im gleichen Sekunden­
bruchteil(!!!) wieder einschalten. Für die­
sen Fall sind allerdings in den Umspann­
werken Notabschaltungen durch Fre­
quenzrelais vorgesehen. Nur wenn ein 
Relais infolge Verschleisses versagt, sei 
es denkbar, daß Schäden entstehen. Da 
es absolut unmöglich ist, daß eine unbe­
stimmte Vielzahl von Personen im gesam­
ten Bundesgebiet im gleichen Bruchteil 
einer Sekunde die Hauptsicherungen ein­
schaltet, kann die im Leserbrief propa­
gierte Aktion aus tatsächlichen Gründen 
nicht strafbar sein. Es handelt sich nur um 
einen-straflosen-Versuch der Aufforde­
rung zu Straftaten." 
Soweit also nicht nur eine Schlappe für 
die Staatsanwaltschaft, sondern auch 
das Scherbengericht über die Bessunger 
Knabenschule. 
Die Staatsanwaltschaft, aus gleichem 
Grunde bereits im anderen Verfahren in 
der Berufung, mochte sich mit diesem 
Rüffel gegen die Bessunger Knaben 
schon gar nicht mit Verfahrenseinstellung 
zufrieden geben und protestierte beim 
Landgericht dagegen. 
Mit Beschluß vom 12.6.1987 entschieden 
dort 3 Herren, daß das Verfahren gegen 
RADI AKTIV wegen der "Gelben Seiten" 
zu Recht nicht eröffnet worden ist. 
Eine Entscheidung, die Staatsanwalt 
Breitinger in der Berufungsverhandlung 
gegen das Urteil im vorangegangenen 
Verfahren nicht erquicken dürfte. Dieser 
sieht nämlich bereits in der Veröffentli­
chung der "Gelben Seite" allein eine straf­
bare Handlung. 
Nach uns bekannten Streifzügen durch 
das Gestrüpp der Gesinnungsjustiz 
kommt das LG doch noch zu dem Schluß: 
"Nach Streichung des §88a StGB ist die 
Befürwortung von Straftaten vielmehrnur 
noch dann mit Strafe bedroht, wenn in ihr 
zugleich die Kundgebung liegt, einen an­
deren zu einem bestimmten Tun oder Un­
terlassen bringen zu wollen. Daran fehlt 
es hier ... " 

Anders entschied das Landgericht we­
gendes Abschalt-Aufrufes der Bessun­
ger Knabenschule. 
Ungeachtet der Feststellung des Amtsge­
richts, daß der Vorschlag technisch gar 
nicht realisierbar ist, eine Sachbeschädi­
gung also gar nicht entstehen kann, wird 
das Amtsgericht jetzt gezwungen we­
gen öffentlichen Aufrufes zu einer 
Nichtsachbeschädigung ein Strafver­
fahren zu eröffnen. 
Wenn das die Bessunger Knaben wüß­
ten. Aber die sind wohl derweil in den 
Sommerferien- zum Abschalten. 

StaatsanwaR will in der 
RADI-Berufungs­
verhandlung eine 
martialische Strafe 
Die schriftliche Begründung für die Beru­
fung des Staatsanwaltes ist jetzt im Juni 
endlich eingetroffen: Er setzt auf eine 
auch vom Strafmaß her exemplarische 
Verurteilung. 
Er fechtet natürlich 1. den Freispruch im 
Punkt "Aufforderung zu Brandstiftung 
und Sachbeschädigung" an und 2. die 
Höhe des Strafmaßes beim Vorwurf ,':Jer­
unglimpfung des Staates und seiner 
Symbole". 
Er begründet 1. damit, daß das Gericht 
den die Angeklagten belastenden Um­
ständen zu wenig Gewicht beigemessen 
habe und führt dann die alten, selbst das 
Gericht letztendlich nicht überzeugenden 
Begründungen auf: Zu "Verschiedensten 
Mitteln", die die Angeklagte Aschenbren­
ner in einem TAl-Artikel genannt hat, ge­
hören auch strafbare Handlungen. Dies 
ergäbe sich auch aus dem Inhaltder Zeit­
schrift allgemein und auch aus dem Ver­
halten der Angeklagten im Prozeß. Und 
die "Schwarze Liste" sei nicht nur eine 
Boykottliste, was sich in aller Deutlichkeit 
an der daneben abgedruckten "Doku­
mentation" (eines Bekennerschreibens) 
zeigt. letztlich sei der Veröffentlichung 
der "Schwarzen Liste" mit dem daneben­
stehenden Text allein schon Aufforde­
rungscharakter beizumessen, wobei die 
Aufforderung nicht plump und direkt, son­
dern in etwas verschleierter Form erfolge. 
Zur Frage der Verurteilung am Punkte der 
Verunglimpfung des Staates und seiner 
Symbole erschienen ihm 30 Tagessätze 
als zu niedrig bei dem Gewicht der Tat, 
das durchaus dadurch gekennzeichnet 
sei, daß es sich um die Darstellung auf 
dem Titelblatt einer in größerer Auflage er­
schienenen Zeitschrift handelt. 



OFFENER BRIEF 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Kett, 

Ihr Schreiben vom 6.4.87 haben wir er· 
halten und zur Kenntnis genommen. 
Wir dürfen Ihnen alldedings versichern, 
daß wir eine gänzlich andere Auffassung 
hinsichtlich der aus dem Urteil gegen die 
presserechtlich Verantwortlichen der 
RADI-AKTIV zu ziehenden Konsequen­
zen vertreten. 

ln der Tat hat das Amtsgericht Nürn· 
berg nach einer skandalösen Verhand· 
lung, die geprägt war von martialischen 
Sicherheitsvorkerhungen und Vertei· 
digerbehinderungen, ein Urteil zu "un· 
seren Ungunsten" gesprochen. Aller­
dings dies auch nur zum Teil, was Sie 
jedoch großzügig unter den Tisch fal · 
len ließen. Denn in dem politisch bri­
santesten Punkt erging Freispruch. Mit 
dem Anklagevorwurf der Aufforderung 
zur Brandstiftung und Sachbeschädi· 
gung hatte die Staatsanwaltschaft in 
Methodik und Gesinnungsschnüffelei 
den neuen Zensur-§ 130a StGB vorweg­
zunehmen versucht. Auch wenn die Be· 
gründung des Freispruchs in keiner 
Welse unsefer Auffassung entspricht, 
stellt dieser Freispruch doch einen ge­
wissen Erfolg gegen Gauweilersehe und 
iilerhaupt bayerlsche Repressions· und 
Zensurmaßnahmen dar. Nähere lnfor· 
matlonen über den Prozeßverlauf kön· 
nen sich sich z.B. bel der Landtagsab· 

geordneten Gerda-Maria Haas oder dem 
Nürnberger Stadtrat Wolfgang Hauck 
einholen, die den gesamten Prozeß ver­
folgt haben. 

Aber auch was die anderen Anklage· 
punkte anbelagt, .so vertreten wir nach 
wie vor die Auffassung, daß hier nur ein 
Freispruch ergehen kam! Aus diesem 
Grunde wurde von uns - übrigens 
auch von der Staatsanwaltschaft - Be­
rufung gegen das Urteil angelegt. Dies 
konnten Sie der Presse entnehmen. Es 
gibt also bis jetzt kein rechtskräftiges 
Urteil, aus dem wir auch nur annähernd 
irgendwelche inhaltlichen Konsequen· 
zen für unsere redaktionelle Tätigkeit 
zu ziehen hätten. 

Und so können wir wohl von der 
Stadt erwarten, daß wenigstens die 
Rechtskraft eines Urteils abgewartet 
wird, bevor wir zu Zensurmaßnahmen 
aufgefordert und mit Raumverbot be­
droht werden. Unter diesem Gesichts­
punkt stellt sich Ihr Appell an unser 
"bestes Wissen und Gewissen", irgend­
welche Straftaten zu unterlassen, als 
ein Belspiel sog. vorauseilenden Gehor· 
sams dar, als klare Fortsetzung der 
,,bayerischen Linie" gegen die Anti· 
WAA.Sewegung auf konvnunaler 
Ebene. 

Aber selbst wenn das Urteil rechtskräf· 
tig wäre, so änderte dies nichts an der 
Tatsache, daß es sich bei dem gesamten 
Prozeß um Zensur- und "Gesinnungsjus· 

tiz reinsten wa..n• (Rechtsanwalt 
Maeffert) handelte, der es kimpferilch 
zu begegnen gitt. 

Sie schreiben von "gewonnener Ein­
sicht in die Rechtslage". Wir können 
hingegen nur feststellen, daß sich die 
Rechtslage ununterbrochen im Sinne 
der blyerischen Staatsregierung verän­
dert, daß Demonstration•, Venamrn­
lunp und Pressefreiheit inzwischen für 
all die nicht mehr gelten soll, die z.B. 
gegen diese menschenverachtende 
Atompolitik Widentand leisten. 

Oie Stadt Nürnberg m.::ht sich zum 
Vollstrecker dieser Politik, wenn Ihr 
nichts besseres einfällt, als der Redak· 
tion einer Anti-WAA-Zeitung 1 Jahr 
nach Tschernobyl die Kündigung der 
Räume anzudrohen. Stillschweigen und 
selbstauferlegte Maulkörbe würden diese 
Entwicklung zum Atomstaat nur unter· 
stützen. Das Urteil gegen die Radi-Aktiv 
hat uns daher geradezu aufgefordert, 
weiterhin über die Politik der Bay• 
rischen Staatsregierung und die ct. 
Atomlobby zu informieren und dagegen 
anzukämpfen. Und mit dieser Meinung 
stehen wir nicht allein. Das beweisen die 
Hunderte solidarischen Reaktionen auf 
den Prozeß und die rapide gestiegene 
Abonnentenzahl 

Von Einsicht in Ihrem Sinne kann da­
her keine Rede sein. 

Insofern dürfen wir Ihre Wünsche für 
eine glücklichere Hand bei unserer Ar· 
beit als Ausdruck Ihrer Mangelnden Ein· 
sicht in die Realität dieses Landes deu· 
ten. Was verstehen Sie unter einer glück· 
Iichen Hand? Ist es das Zurückweichen 
vor zunehmender Repression, ist es die 
Schere in Kopf und Feder? 

Wir haben da allerdings einen anderen 
Glücksbegriff. Er hat viel mit aufrech­
tem Gang bei dem Widerstand gegen 
diese Entwicklung zu tun. Wir wünschen 
uns daher die Beibehaltung unserer bis­
herigen glücklichen Hände. 

Auch wir hoffen, daß das angedrohte 
Raumverbot nicht erfolgen wird und 
wünschen der Stadt Nürnberg daher et· 
was mehr Rückgrat in Sachen Demokra­
tie und Pressefreiheit. 

P.S. Ferner bitten wir Sie uns über den 
derzeitigen Diskussionsstand bei der 
Stadt Nürnberg hinsichtlich des ange­
drohten Raumverbots zu informieren. 
Soweit wir wissen, wurde am 16.2.87 im 
Kulturausschuß beschlossen, daß auch 
die Radi-Aktiv im Kulturladen Süd die 
Räume nutzen kann. Sollte sich an die­
ser Beschlußlage etwas geändert haben? 
Wie verträgt sich weiterhin Ihr Brief mit 
der so gerne gepriesenen liberalen Kul­
turpolitik in Nürnberg? Sollen die offe­
nen Konzepte der Kulturläden nur so 
lange gelten, bis der bayerlsche Löwe in 
München zu brüllen beginnt? 

Oie Red.tion der Radi-Aktiv 
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Standorte 
--------------------------~~ 
Der UAA-Widerstand 
ist nicht zu stoppen 

Erfolgreiche Gronau-Oemo 
am 13. 6. gegen die 
Urananreicheru ngsanlage, 
Uranabbau und 
atomaren Größenwahnsinn 

Die bisher größte Demonstration gegen 
die Urananreicherungsanlage (UAA) 
fand arn 13. Juni in Gronau statt: 400 
Atomkraftgegner/lnnen, darunter auch 
einige aus den Niederlanden, beteiligten 
sich daran. 

UAA-Hintergrundinformationen: 

Die UAA wurde im Sommer 1985 in 
Betrieb genommen. Genehmigt ist bis· 
her eine Kapazität von 400 t Urantrenn­
arbeit pro Jahr (UTA/a). Das Gebäude 
für diese Kapazität ist fertiggestellt; die 
eigentliche Kapazität beträgt bisher et­
wa 250 t UT A/a - sie wird schrittweise 
auf 400 t erhöht. Die Batreiberfirma 
Uranit, zu deren Mutterfirmen auch die 
Nukem aus Hanau gehört, hatte Ende 
1985 bei der SPO-regierten Landesre­
gierung in N RW einen Ausbauantrag auf 
1000 t UT A/a gestellt. Mit einer Kapa· 
zität von 1000 t UT A/a können pro 
Jahr 7 • 8 AKWs von je ca. 1200 MW 
mit angereichertem Uran versorgt wer­
den. Es muß damit gerechnet werden, 
daß die Ausbaugenehmigung täglich er­
teilt werden kann. Wenn dieser Bericht 
veröffentlicht wird, ist die Genehmi­
gung vielleicht schon erteilt. Erkundigt 
Euch! 

UAA-Widerstandskonzept: 

Um den Widerstand gegen die UAA, 
die eine internationale Bedeutung für 
die Atomindustrie hat, voran zu brin­
gen, haben wir im Herbst 1986 ver­
stärkt damit begonnen, ein Widerstands­
konzept zu erarbeiten. Dabei war uns 
klar, daß wir uns nicht auf eine be­
stimmte Aktionsform festlegen wollen. 
Seit dem Herbst 1986 finden an jedem 
ersten Sonntag im Monat an der UAA 
Sonntagsspaziergänge statt (14 Uhr) , an 
denen sich in der Regel 30 · 50 Leute 
beteiligen. Am 5. Juli ist der 10. Gro­
nauer Sonntagsspaziergangl Diese Sonn­
tagsspaziergänge bringen eine Regelmä­
ßigkeit in die Widerstandsarbeit, Infor­
mationen der Teilnehmer/innen können 
ausgetauscht werden, und man lernt sich 
beim Laufen persönlich besser kennen 
als zum Beispiel bei Konferenzen. 

Im März 1987 fand in Gronau ein ln­
formationskongreß über die UAA statt. 
Expertinnen und Experten aus verschie­
denen Bereichen referierten über die Ge­
fahren der UAA, aber auch über ihre po­
litischen, wirtschaftlichen und militäri­
schen Hintergründe. Am Tschernobyl­
Jahrestag fanden dann - ebenso wie in 
ganz Europa - auch in Gronau Aktio· 
nen statt: Infostände, Mahnwache, 
Kreuzaufstellung. 

UAA-Demo: 

Am 13. Juni war es dann soweit: Die 
seit langem geplante und angekündigte 
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Gronau-Demo gegen die UAA fand 
gleichzeitig mit der relativ kurzfristig 
angesetzten Banner Friedensdemo 
statt. Obwohl viele Leute, sogar aus 
Gronau, zur Friedensdemo gefahren 
sind, kamen in Gronau 400 Leute zu­
sammen. Zum Vergleich: Gegen die offi­
zielle UAA-Einweihung vor einem Jahr 
demonstrierten etwa 300 Leute an der 
UAA. Damit konnte gezeigt werden, 
daß das Widerstandspotential gegen die 
UAA gewachsen ist. Im widerstands· 
schwachen Gronau ist das Ansteigen der 
Teilnehmer/ innen als Erfolg zu werten, 
obwohl eigentlich mehr Leute hätten 
kommen müssen, und es auch keine 
Weitergehenderen Aktionen gab. 

Bei der Auftaktkundgebung auf dem 
Gronauer Marktplatz sprach zuerst ein 
Mitglied der Gewerkschaft ÖTV, Bezirk 
Coesfeld (hierzu gehört auch Gronau) . 
Er warnte vor den Gefahren, denen die 
Atomarbeiter ausgesetzt sind, und be­
tonte, daß es ein sicheres Leben und 
Arbeit für alle nur ohne Atomenergie 
geben kann. Außerdem forderte er u.a. 
das Verbot aller Atomtransporte, und 
forderte alle Gewerkschafterlinnen zum 
verstärkten Widerstand gegen Atomener· 
gie auf. Diese Rede fand große Beach­
tung durch die Anwohner/innen und die 
Besucher/ innen des Wochenmarktes. Sie 
konnten sich in dem Gewerkschafter of­
fenbar gut identifizieren, und waren da· 
her bereit, diese Rede anzuhören. 
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Nach dem ÖTV·Mitglied sprachen Ver· 
treter des Arbeitskreises Afrika (Mün­
ster) und der SWAPO über die Situation 
in Namibia und über den dortigen Uran­
abbau. Der SWAPO-Vertreter sagte, daß 
illegal abgebautes Uran aus Namibia in 
der BRD verarbeitet wird, und vermut· 
lieh in der Gronauer UAA angereichert 
wird. Den Abschluß der Auftaktkundge­
bung bildete ein Grußwort vom WAA· 
Widerstand, in dem ein Regensburger 
dem Gronauer Widerstand weiteren Er· 
folg wünschte. 

Nach der Auftaktkundgebung gab es 
eine kurze Zwischenkundgebung am 
Gronauer VEW-Umspannwerk (VEW -
Vereinigte Elektrizitätswerke Westfa· 
len). Eine Vertreterio der BI gegen das 
AKW lingen II berichtete über die Ma· 
ehenschatten der VEW in Llngen, die 
dort das zweite AKW bauer läßt. Außer· 
dem berichtete sie über die Ausbaupläne 
der Kraftwerks Union (KWU) - Brenn­
elementefabrik in Lingen. Bevor an­
schließend das UAA·Gelände erreicht 
wurde, kam der Demo-Zug noch am Ar· 
chitekten-Büro Reichart vorbei; Rei· 
chert war maßgeblich am Bau der UAA 
beteiligt, und wirkt auch an den Aus· 
bauplänen mit. 

Die Abschlußkundgebung an der UAA 
begann mit der Rede einer Vertreterio 
des Arbeitskreises Umwelt Gronau. Sie 
schilderte die Gefahren der UAA und 
den bisherigen Widerstand. Außerdem 
betonte sie, daß die UAA ggf. zum Bau 
von Atomwaffen genutzt werden kann. 
Anschließend bekräftigte sie die Haupt· 
forderungen des Demonstrationsaufru­
fes: 
· Kein weiterer Ausbau der UAA Gro­

naul Sofortige Stillegung der Anlage! 
· Wq mit den Atomprogrammen in der 

Euregio und anderswo - sofortl Es 
gibt keine Tren·nung zwischen der mili­
tärischen und der sog. zivilen Nutzung 
der Atomenergie! 

• Kein weiterer Uranabbaut 
· Verbot aller Atomtransportel 
• Keine Spaltungs- und Kriminalisie­

rungsvenuche durch den Atomstaat 
und seine .,sfiihrenden Organe! 

· Preste· und Versammlungsfreiheit für 
die Anti-Atom-, Friedens- 3.-Welt·Be­
wegungl 

Als letzte Rednerin sprach eine Vertre­
terio der deutsch-niederländischen 
"Konferenz gegen Atomanlagen in der 
Eureglon und im Münsterland". Sie ging 
darauf ein, daß im ,,Atemzentrum Eure· 
gio" ein fast vollständiger sog. atomarer 
Brennstoffkreislauf vorhanden ist: 
UAA's in Lingen (eine Ruine, ein fast 
fertiges), ein drittes Llngener AKW ist 
in Planung, Brennelemente·"Zwischen"· 
Iager in Ahaus (z. Zt. ist der Weiterbau 
juristisch gestoppt). Zum Schluß rief sie 
zum verstärkten internationalen Wider· 
stand gegen die Atomindustrie auf. 

Bei der Demo waren auch zwei Hun­
dertschaften des Bundesgrenzschutz so· 
wie ca. 50 Schutzpolizisten. Es kam je­
doch zu keinen nennenswerten Konflik· 
ten. Es waren auffällig viele Zivil-Polizi­
sten anwesend, die frech gefilmt und fo· 
tografiert hatten. 

UAA-Widerstandsperspektiven: 

Nach dieser erfolgreichen Demonstra· 
tion wird der Widerstand gegen die UAA 
auf jeden Fall weitergehen. Ein Schwer­
punkt werden dabei die Sonntagsspa­
ziergänge sein, die zukürlftig jedoch bes­
ser inhaltlich vorbereitet werden sollten, 
um mehr Teilnehmer/innen zu errei­
chen. Des weiteren müssen ebenso wie 
bei der Demo, auswärtige Unterstützer/­
innen willkommen sein. Zukünftige 
Schwerpunkte könnten sein: Urantrans­
porte, Klage gegen die laufende Be­
triebsgenehmigung, Klage gegen die Aus­
baugenehmigung (nach deren Erteilung), 
Behinderungsaktionen gegen den Aus­
bau, verstärkte lnfoarbeit, Thematisie­
rung des Namibia-Urans und der denk­
baren militärischen Nutzbarkeit der 
UAA ... usw. Es gibt genug zu tun -
packen wir's an. 

Wichtig für die zukünftige Arbeit ist 
die verstärkte Zusammenarbeit mit an­
deren sozialen Bewegungen. ln Hinsicht 
auf die 3.-Welt-Bewegung ist uns dies 
wenigstens ansatzweise gelungen. Bei 
der Friedensbewegung sieht es da schon 
schlechter aus (siehe Terminüberschnei­
dung 13.6. Bonn/Gronau). Dies muß ge­
ändert werden. 

Zum Schluß möchten wir uns an die­
ser Stelle bei allen bedanken, die uns bei 

der Demo unterstützt haben. Unser be­
sonderer Dank gilt allen Geld·Spender/­
innen. 

Wer sich weiterhin mit der UAA, dem 
Gronau-Widerstand und mit der Euregio 
befassen will, sollte das EuregiG-Info be­
stellen. Es erscheint alle vier bis sechs 
Wochen, und kostet ca. 2,- DM. Außer­
dem sollten alle Leute und Gruppen in 
unserer Region, die gegen Atomenergie 
arbeiten, aktiv in der deutsch-niederlän­
dischen "Konferenz gegen Atomanlagen 
in der Euregio und im Münsterland" 
mitarbeiten, um den Widerstand gemein­
sam vorwärts zu treiben. 

Kon1akt AKU Groneu, Siedl.weg 7, 
4432 Gronau. Spendenkonto: Poltgiro­
amt Dortmund, BLZ 440 100 46, Kto.­
Nr. 31612-469, 11- Wetker, ~rkon­
to Arbeibkreis. 

Endlager Gorleben 
am Ende? 

Am 12. Mai dieses Jahres wurden kriti· 
sehe Gutachten über die geologische Eig­
nung des Saltzstocks in Gorleben als 
atomares Endlager auf makabere Weise 
bestätigt.. Ein Arbeiter im Schacht I 
wurde durch einen herabstürzenden 
Stahlring getötet, fünf weitere Arbeiter 
wurden dabei verletzt. 

Anfang April wurde bereits festge­
stellt, daß der Schacht I in 230 Meter 
Tiefe durch unerwartet hohen Druck 
des Gebirges zusammengedrückt wurde. 
Trotz eines ca. 60 cm dicken Seton­
steinausbaus und dem Tiefgefrieren 
einer Säule von 30 Meter Durchmesser 
bis in das Salz hinein auf minus 26 Grad 
C (durch diese Gefriermethode sollte 
das Endlager standfest gemacht wer· 
den), bestand die große Gefahr, daß 
entweder der ganze Schacht einstürzt 
(eine tödliche Gefahr für die Arbeiter) 
oder die Rohre abreisen, durch die die 
Gefrierflüssigkeit gepumpt wird (das 
Ende des Schachts, da sich dieser dann 
bis zum Rand mit Wasser füllen würde). 
Beides versuchte man mit dem Einbau 
von 34 U.Profii·Stahlringen zu verhin-
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dern. Aber der Gebirgsdruck wurde un­
terschätzt, und einer der 1,5 Tonnen 
schweren Ringe platzte kaum vier Wo­
chen später aus der Wand des Schachts 
und begrub sechs Arbeiter unter sich. 

Der Geologe Prof. Ouphorn wies schon 
1982 in einem Gutachten auf ,.schwer 
beherrschbare, plötzlich auftretende Ge­
birgsdrücke" hin,· die am 12. Mai 
schließlich zu dem tödlichen Unfall 
führten. Bereits am 20. und 31. März 
hatte sich dieser angekündigt, als sich 
Gesteinsbrocken aus einer Tiefe von ca. 
228 Meter lösten und insgesamt drei 
Bergmänner verletzten. 

Die BI Lüchow-Oannenberg wirft den 
Schachtbetreibern vor, schon lange vor­
liegende wissenschaftliche ErgebniSse, 
die die Untauglichkeit des Gortebener 
Salzstocks als atomaresEndlager be­
scheinigten, "bewußt ignoriert oder wo­
möglich sogar unterschlagen" zu haben. 
Oie BI hat daher Strafanzeige beim 
Landgericht Lüneburg gegen die ihrer 
Meinung nach Verantwortlichen für das 
Schachtunglück gestellt, wegen fahrläs­
siger Körperverletzung, Körperverlet­
zung mit Todesfolge und Totschlag 
durch Unterlassen. Die Anzeige richtet 
sich gegen die Verantwortlichen und 
Mitarbeiter des Bergamtes Celle, der Phy­
sikalisch Technischen Bundesanstalt 
(PTB), der Deutschen Gesellschaft zum 
Bau und Betrieb von Endlagern (DBE) 
und gegen die Arbeitsgemeinschaft 
Schacht Gorleben. 

Der Schacht ähnelt mittlerweile einer 
eingedellten Kartoffel, und drei weitere 
Stahlringe weisen große Dellen auf. Erst 
neuer Schub aus dem Gebirge, der die 
Kühlrohre zu zerreißen drohte, veranlaß­
tedie Betreiber, den Schacht mit einem 
15 Meter hohen Betonpfropfen zu ver­
sehen. Nach offizieller Version wollen 
sie eine Denkpause einlegen und neue 
Messungen vornehmen. Oie Arbeiten am 
Schacht werden sich "einige Monate 
verzögern". 

Die Bundesregierung will natürlich 
trotz allem an dem Endlagerkonzept 
Gorleben festhalten. Schließlich sind 
nach einem Bund-Länder-Beschluß von 
1979 " Fortschritte bei der Erkundung 
eines Endlagers" u.a die Voraussetzun­
gen für Betriebsgenehmigungen bundes­
deutscher AKWs. Daß der Tod eines Ar­
beiters im Schacht kein Hindernis fii" 
die Atomlobby bedeutet, dürfte uns 
allen wohl klar sein. Wichtig ist daher, in 
der Region um Gorleben, die außerpar­
lamentarische Mobilisierung voranzu­
treiben und den Widerstand gegen das 
geplante Atomklo dort zu verstärken. 

Am 6. Juni gab es in diesem Zusam­
menhang eine schlecht besuchte Demo. 
Nur etwa 300 Leute trieb der Unfall an 
diesem Tag auf die Straße. Vor Ort in 
der Region Lüchow-Dannenberg ist 
mensch nun erst mal dabei, sich selbst 
zu strukturieren, um dann mit neuer 
Tatkraft und Ideen den Kampf gegen 
das Atomprogramm fortzuführen. Ein 
auch von Auswärtigen besuchtes Camp 
an Pfingsten in Lüchow mit Perspekti­
vendiskussion war schon mal ein erster 
Schritt dazu. 
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Presseerklärung des landshuter Bürgerforuts gegen Atotkraftwerke vot 7.7.87: 

KKN: Wildwest gegen 6erichte 
landshuter Bürgerforut gegen Atotkraftwerke: 

Nachgeschobener Sofortvollzug für Reaktorabriß verant11ortutgslos und unhaltbar 

Das landshuter Bürgerforut gegen Atot­
kraftwerte hält die vot Bayerischen Ut­
welttinisteriut nachgeschobene Er laub­
nis, das stillgelegte Atotkraftwerk 

Vollziehbarkeit einschlo8, hatttn das 
Bürgerforuas-"itglied Franz Kohout .aus 
Niederaichbach so•it die 6eteindt Nie­
deraichbach und die Stadt Landnut Kla-
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Nieder;ichb;ch bei Lindshut nun sofort 
ibzurei8en, obwohl iber die laufenden 
Kl;gen gegen d;s Abrißprojekt noch 
nicht entschieden ist, für eine unge­
heuerliche "i81chtung von betroffenen 
Birgern, 6eaeinden und unibhängigen Ge­
richten. 

6egen die vor über einet Jahr erteilte 
Abrißgenehaigung, die keine sofortige 

gen eingereicht. Entgegen den Erwar­
tungen der Bayerischen UtNeltbürokr;tie 
und dtr Atoabetrtibtr erklärt• sich An­
fang Dezeaber 1'186 das Regensburger 
Verwaltungsgericht für zuständig zur 
Entscheidung aber die Kl1ge des lieder­
iichbicher 6eaeindebürgers, wodurch ein 
langjähriger gerichtlicher Zuständig­
keitsstreit und ein Klageerfolg wahr­
scheinlich wurden. 

Dies ist der Hintergrund für die aben­
teuerliche Mildwestaktion der Bayer­
ischen Staatsregierung und ihres ober­
sten Uaweltschützers Dick, durch die 
diese wieder einaal vollendete Tatsach­
en schaffen sowie Bürgerklagen und die 
Entscheidung unibhängiger Gerichte un­
terlaufen wollen. 

Denn in der Begründung zur nachge­
schobenen Anordnung der sofortigen 
Vollziehbarkeil für das unsinnige, ge­
fährliche und teuere Abrißvorhaben fin­
den sich keinerlei neue oder überzeu­
gende Gründe - höchstenfalls entlarven­
de: Obwohl für den gesetzlichen Ausnah­
tefall des Sofortvollzugs derartiger 
Behördengenehaigungen ausschließlich 
überwiegende öffentliche Interessen 
herangezogen werden dürfen, geniert 
sich das Uaweltainisteriut nicht, die 
"privaten Interessen" der Setreiber und 
Abrißfiraen anzuführen und höher einzu­
stufen als das Interesse der Kläger und 
der Bevölkerung an einer gerichtlichen 
Überprüfung und aöglicherweise Verhin­
derung des Abrißprojekts. 

Außerdei wir~ entgegen den Einwendungen 
Tausender von Bürgern und entgegen den 
Ergebnissen eines Gutachtens des Öko­
Instituts Freiburg-Darastadt dreist be­
hauptet, daß keinerlei "signifikante• 
zusätzliche r adi oakti ve Belastung der 
Bevölkerung durch den sofortigen Reak­
torabriß töglich sei. 
Diese Begründung ist utso fadenscheini­
ger als sie nicht berei ts vor einea 
Jahr zusataen ait der Abrißgenehaigung 
sondern erst nach det für Dick und 
seine Atoafreunde ungünstigen 
Prozeßverlauf beaüht wurde. Es hätte 
gerade dea Uaweltainisteriua gut ange­
standen, den Ausgang der gerichtlichen 
6enehaigungsüberprüfung abzuwarten, zu­
aal die Radioaktivität des Abrißreak­
tors und datit das gesundheitliche Ri­
siko der Bevölkerung von Jahr zu Jahr 
zurückgeht. 

Gegen den unveranhortlichen NachschuB 
aus dea Vollstreckungsainisteriua der 
Atolbetreiber wird selbstverständlich 
unser Kläger Franz Kohout tit unserer 
vollen Unterstützung und allen recht­
lichen Kitteln vprgehen. Mir sind davon 
überzeugt, daß die zuständigen Gerichte 
sich von der durchsichtigen Kraft­
protzerei aus Kdnchen nicht beeindruk­
ken lassen. 
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AKW Mülheim-Kärlich 0 Gelächter & Gelichter 
0 

0 
PRESSEMITTEILUNG zur landes­
weiten Demonstration gegen das 
AKW Mülheim-Kärlich 
am Sonntag, dem 10.05.87 

O Eröffnung einer 
0 DWK-Ausstellung 

in Regensburg 
0 

Trotz schlechten Wetters folgen dem o 
Aufruf der rheinland-pfälzischen Bürger­
initiativen zur Demonstration gegen das o 
Atomkraftwerk Mülheim·Kärlich 3 000 
Bürgerinnen und Bürger. Der Demons- o 
trationszug von Neuwied nach Mülheim­
Kärlich sowie die Kundgebungen ver· o 
liefen ohne Zwischenfälle. Während der 
Kundgebung sprach der Koblenzer In- o 
ternist Dr. Stück über die verheerenden 
gesundheitlichen Folgen der lnbetrieb- o 
nahme des Atomkraftwerks, sowie über 
die demokratiefeindlichen Auswirkun- o 
gen des Atomstaats. 

Dr. Lothar Hahn vom Ökoinstitut o 
Darmstadt verwies auf das erhöhte 
GAU-Risiko infolge der Baugleichheit o 
wichtiger Komponenten des Reaktors 
Mülheim-Kärlich mit Harrisburg. 0 

Erna Wellnhofer von der Bürgerinitia­
tive gegen die Wiederaufbereitunsanlage 0 
Wackersdorf beschrieb eindringlich ihre 
Erfahrungen mit der Verfolgung und 
Diffamierung der Atomkraftgegner 
durch Staatsorgane. 

0 

0 

0 

Zuerst die Vorgeschichte: Die Regens­
burger Volkshochschule (VHS) will ih· 
rem ,.Auftrag zur Bildung" seit Sep· 
tember letzten Jahres auch in Form ei· 
nes "Politischen Forums" für alle ,.ge· 
seilschaftliehen Gruppen, die sich im 
weitesten Sinne als demokratisch ver· 
stehen". gerecht werden. Unter anderem 
kursiert die tolle Idee, daß Bund Natur· 
schutz und DWK gemeinsam eine Aus· 
stellung zur W AA gestalten sollten. 

Dieses Konzept war aber offensichtlich 
sogar dem BN zu ,.demokratisch" und 
so kam es, daß der BN zuerst alleine 
durfte ( 16. März bis 11. April: "WAA 
Weckersdorf - vom Wackerland in die 
Atompfalz"). Ab 5. Mai hieß es dann in 
den Räumen der Regensburger Stadtbü­
cherei am Haidplatz: "Von der Braun­
kohle zur Kerntechnik". 

Gert Wölfel (Vorstandsmitglied DWW/ 
Kaufm. Leiter DWK) deutete dieses 
Motto während der Ausstellungseröff· 
nung am Abend des 5. Mai - es gab Iei· 
der keinen Sekt - dergestalt, daß es Ziel 
der DWK wäre, "daß die Wiederaufar· 
beitungsanlage das Vertrauen gewinnen 
soll, das die Braunwohle in dieser Re· 
gion hatte und hat." Vertrauensvoll 
applaudierte die Zuhörerschaft, die teils 

Als Sprecherio der Landeskonferenz 
prangerte Gisela Müller das unverant­
wortliche Verhalten der regierenden Po­
litiker an, die trotz der spätestens seit 
Tschernobyl bekannten ungeheuren Ge­
fahren an der Atompolitik festhalten 
und forderte die Bevölkerung auf, sich 
der Anti-AKW·Bewegung anzuschließen. 

0 dynamisch gestylt. teils vergammelt er· 
schienen war, und hörte vor Begeiste· 

Die Veranstalter beurteilen die De­
monstration als Bestätigung ihrer Arbeit 
für eine lebenswerte Zukunft. 

Mit dieser Aktion setzten sie ein Zei· 
chen im Hinblick auf die Landtagswahl 
und riefen dazu auf, keine Atompoliti· 
ker zu wählen. 

gez. JensW. Janson 

o rung nicht mehr auf zu klatschen. Fast 
jeder Satz von Wölfel wurde mit Begei· 

0 sterungsovationen empfangen, der 
Lärmpegel schwoll bedrohlich an. Jubel I 

0 Bereits die Eingangsworte von Rainer 
Walerius (VHS-Leiter) ließ die überrnäßi· 

o ge Begeisterung des Publikums ange­
sichts moderner Thesen zur industrie· 

o gemäßen Umstrukturierung einer Re· 
gion akustisch verblassen. 

0 

0 

0 

0 

für die Landeskonferenz der Bürger­
initiativen Rheinland·Pfalz, c/o Willi 
Marme, Friedrichstraße 9, 5450 Neu· 0 

wied 1, Tel. 0 26 31/3 14 69 

0 

0 

Neuwied, 10.05.87 
0 
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Pech von Walerius, daß das "Politische 
Forum" ausschließlich von Polizisten in 
Uniform, Polizisten ohne Uniform (z.T. 
ignorant bücherlesend), der ortsansässi· 
gen Journaille sowie der DWK/DWW· 
Riege wahrgenommen wurde. Der 
,. Rest" bestand ausschließlich aus WAA· 
Gegnern und dieser Rest aus dem Dunst· 
kreis der BIWAK hatte augenscheinlich 
keine Lust, mit dem Gegner politischen 
Konsens einzuüben (demokratisch, ver· 
steht sich I). 

Kein einziges Exemplar der Kategorie 
"Normalbürger, aufgeschlossen, wissens· 
begierig war anwesend (man möge mich 
korrigieren!). Eine emz1ge riesige 
Schaumschlägerveranstaltung? Gel ich· 
ter unter sich?!? Das wäre denen aber 
auch völlig egal gewesen: Garantierter 
Ausstellungsbesuch (Büchereiräume!), 
die Journaille schreibt schon was. die 
grünen Jungs geben den nötigen Rah· 
men ... Immerhin: Sogar der MZ· 
Schreiberling hat spitz gekriegt, daß 
"neben den teilweise mit Anzug und 
Schlips erschienen AKW·Gegnern ... 
besonders das starke Polizeiaufgebot" 
auffiel, "das etwaige Zwischenfälle ver· 
hindern sollte" (sogar vor dem Klo im 
dritten Stock!). 

Weiter im Text: Nach den Referaten 
wurde zur Begehung der Ausstellung 
aufgefordert. Es ging auch einer mit: ein 
Journalist! Na gut, ich gebe zu. es wur· 
de auch mit dem Gegner diskutiert ... 
Die Herren von der VHS hatten wohl 
den Eindruck, die mittlerweile zeitungs· 
lesenden und vor den Ausstellungstafeln 
vor sich hin kichernden Leutchen wür· 
den das wollen. Jemand interessierte 
sich auch gleich brennend für das 
Schicksal der vom WAA-Gelände umge· 
siedelten Waldameisen. Und warum es 
im DWK·Vorstand keine Frauen gäbe. 

Ein anderer fragte, ob denn nach dem 
Bau der WAA mehr Strom aus der 
Steckdose kommen würde, etwa 250 
Volt. Darauf gleich der nächste, was 
denn eigentlich "Volt" bedeutet. Die 
Frage, wer denn die durch die bösen 
Chaoten angerichteten Zaunschäden be­
zahlt, wurde nicht mehr beantwortet. 
Tja, da kann man nur resümieren: "Eine 
Chance zum Gespräch nur wenig ge­
nutzt!" 

fAlle Zitate aus: Mittelbayerische Zei· 
tung (MZ), Regensburg) 
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"Aufgrund des Gesamtergebnisses und 

der durchgeführten Korrelationen läßt 
sich folgern, daß der Effekt einer WAA 
auf den Fremdenverkehr mit an Sicher­
heit grenzender Wahrscheinlichkeit 
nicht positiv sein wird ... 

Mit großer Wahrscheinlichkeit wird 
dieser Prozeß mit wirtschaftlichen Ein­
bußenverbunden sein." (BI Cham) 

Eine genaue Auswertung liegt der 
Radi-Aktiv vor. 

Wer Polizisten anzeigt, 
macht sich bald strafbar! 

Geht es nach dem Willen der baye­
rischen Staatsregierung, so machen sich 
bald alle Bürger/innen strafbar, die eine 
Anzeige gegen einen Polizisten erstatten. 

Der § 164 StGB (falsche Verdächti· 
gung) soll um die "leichtfertige" und die 
"bedingt vorsätzliche Anzeigenerstat· 
tung" erweitert bzw. verschärft werden. 
So daß ein Einschreiten gegen Personen 
möglich wird "die aus persönlichen Mo­
tiven oder anderen Gründen unter Miß· 
brauch des Rechtspflegegedankens Poli­
zeibeamte oder Bürger falsch anschul· 
digen.'' (Papier aus der Ministerrats­
sitzungvom 7. Apri11987) 

Bayerns Scharfmacher und Innen· 
Staatssekretär Gau{l)weiler formuliert 
sehr deutlich um was es ihm bei dieser 
Änderung des Strafgesetzbuches geht. 
Er führt aus, daß "Strafanzeigen gegen 
Polizisten mittlerweile zu einer beliebig 
verfügbaren und weitgehend risikolosen 
Waffe für alle möglichen Ordnungsstö­
rer" (taz 21.5.87) geworden sind. 

Die Möglichkeiten sich auf gericht· 
licher Ebene gegen Polizeiübergriffe zu 
wehren, soll ausgesäumt werden. 

Wird mensch beispielsweise auf einer 
Demo oder ähnlichem von Polizisten 
traktiert, angepöbelt, beleidigt oder 
verletzt und will sich dies nicht ein· 
fach bieten lassen, sondern erstattet An· 
zeige z.B. wegen Körperverletzung; so 
muß dieser Mensch im Falle einer Än· 
derung des § 164 damit rechnen am 
Ende selber auf der Anklagebank zu 
sitzen. Wegen leichtfertiger oder be­
dingt vorsätzlicher Anzeigenerstattung, 
da erfahrungsgemäß Straftaten, die von 
Polizisten begangen wurden schwieriger 
(?) nachzuweisen sind. 

. . . und noch eine Meldung 

Seit Beginn der Rodungsarbeiten am 
11.12.85 bis einschließlich 10.12.86 
sind für den Einsatz von Polizeikräften 
zum "Schutz" der WAA MEHRKOS· 
TEN in Höhe von 31 170 925 DM ent· 
standen. 

Darüber hinaus wurden zur allgemei· 
nen "Verbesserung der Ausrüstung" 
(sprich Aufrüstung) der bayerischen 
Polizei Haushaltsmittel in Höhe von 
15 337 900 DM zur Verfügung ge­
stellt. 

Die für die WAA örtlich zuständige 
Polizeidirektion bekam 91 zusätzliche 
Planstellen zugewiesen. 

SPD einig mit CSU 

Bayerische Polizeibeamte müssen auch 
künftig keine Namensschilder oder 
Kennziffern bei ihren Einsätzen tragen. 
Ein dementsprechender Antrag der Grii· 
nen im Sicherheitsausschuß des Land· 
tags wurde von SPD und CSU gemein­
sam abgelehnt. 

Auch ansonsten scheint sich die SPD 
in der CSU-Politik bezüglich innerer 
Sicherheit (Polizei, Aufrüstung etc.) 
wiederzuerkennen, so daß der stellver­
tretende Ausschußvorsitzende Peter· 
Paul Gantzer (SPD) konstatierte "Gau· 
weiler habe seit seinem Amtsantritt 
bereits im Polizeibereich einiges ge­
tan, von der Polizeivermehrung bis 
zur Bürgernähe, als ob er von der SPD 
als zweiter Staatssekretär ins Innen· 
ministerium geschickt worden wäre." 

(NN 9./10.5.87) 

Neue Broschüre: 

FORTSCHRITT A LA SIEMENS 
MUSS AUF WIDERSTAND 
STOSSEN" 
(Hrsg.: Arbeitsgemeinschaft Stahl· 
und Metallindustrie in Bayern) 

WAA·Gegner und Gegnerinnen ist die 
Siemens AG vor allem als Mutterkon· 
zern der KWU (Kraftwerk-Union) be· 
kannt. 

Menschen, die sich eingehender mit 
der "Politik" des "Hauses Siemens" be­
schäftigen möchten, sei diese aktuelle 
Broschüre (Erscheinungsdatum: 1.5.87) 
als Einstieg empfohlen. 

Einige Stichworte aus dem Inhalt: 
* Im Konflikt mit der Arbeiterbewe­
gung setzt Siemens Maßstäbe ("Fiexibi· 
lisierung" der Arbeitszeit u.a.) 
* ln der ganzen Welt "unbehindert und 
unbehinderbar"? - Rechnung ohne die 
internationale Arbeiterbewegung! (Sie­
mens in der Republik Südafrika u.a.) 
* Siemens läßt denken - Stiftungstätig· 
keit des Konzerns 

Zu beziehen über: GNN, Postfach 110 
724, 8900 Augsburg 11 

Buchtips 

Becquerel-Geschichten 
Zwischen Whyhl und Tschernobyl 

Hrsg. Wolfgang Ehmke 
112 Seiten, DM 14,80 

Bürger gegen Atomkraftwerke, das ist 
schon ein Kapitel Zeitgeschichte. Am 
26~ April 1987 ist der Jahrestag der Er~ 
eignisse in Tschernobyl. Ober zehn Jah· 
re Aufklärung auf der einen Seite - die 
Katastrophe von Tschernobyl auf der 
anderen Seite. 

"Eigentlich schade, daß die Menschen 
nur aus Katastrophen lernen" 

so leitet der Herausgeber Wolfgang 
Ehmke die Becquerel-Geschichten 
zwischen Wyhl und Tschernobyl ein. 

"Jahrelang" so schreibt er, "bin ich 
auf dem Weg zur Arbeit an dem Häuser· 
block vorbeigefahren, an dessen Wand 
dieses Graffiti prangte. Nun haben wir 
die Katastrophe, fragt sich nur, ob wir 
aus ihr zu lernen imstande sind". 

Dabei bietet es sich geradezu an, aus 
der Fülle der Widerstandsgeschichten zu 
lernen: die Anti·Akw-Bewegung hat in 
den letzten 1 0 Jahren bis 15 Jahren in 
Liedern, Straßentheater und Literatur 
ihren Niederschlag gefunden. 

Unter ihnen Fritz Teufel, der Alt· 
Kommunarde, Nina Gladitz, die Filme­
macherin, Mathias Horx, Journalist und 
Schriftsteller, Jutta Heinrich, Schrift· 
stellerin, Walter Mossmann, der Lieder­
macher, Hans Scheibner, der Satiriker, 
Nicolaus Born und Hans Ch. Buch, die 
Schriftsteller. Da liegt es nahe, Zeitge­
schichten zu lesen, um Antworten zu 
finden, meist vorläufige. 

Da liegt es nahe, daß angesichts der 
Tatsache, daß die Atomanlagen noch 
Hunderte von Generationen beschäfti· 
gen werden, den Nachfolgenden zu­
nächst einen Oberblick über die Ge­
schichten der letzten 15 Jahre zu ver· 
mitteln und denen, die dabei waren, die 
Erinnerung wieder aufzufrischen. 

Der Herausgeber Wolfgang Ehmke, 
geb. 1947 in Lüchow-Dannenberg ist 
heute Lehrer in Hamburg. Außerdem ist 
er aktiv in der Anti-Akw-Bewegung. Mit­
arbeit bei der Zeitschrift Atom. Zahl· 
reiche Veröffentlichungen zum Thema 
Atomenergie. 
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Presseerklärung: 

HOHER STRONTIUM 90 
ANTEIL IM KÄSE 

Das Umweltinstitut München e. V. hat 
durch Messungen festgestellt, daß der 
Anteil von Strontium 90 im Käse weit 
höher liegt, als dies der Öffentlichkeit 
bekannt ist. 

Strontium 90 ist ein radioaktiver 
Stoff, der sehr schwer nachweisbar ist, 
weil er nur Beta-Teilchen aussendet. Da 
er fast vollständig im Knochen abgela· 
gert wird, belastet er dieses Organ be­
sonders hoch. Seine strahlenbiologische 
Wirksamkeit ist dort mehr als 100mal 
größeralsdie des Cäsium 137. ( ••• ) 

Selbst auf den restlichen Körper wirkt 
es noch 14mal stärker als Cs 137. Be­
sonders empfindlich reagieren Kinder. 
Hier ist die Wirksamkeit auf den übrigen 
Körper 90mal höher als bei Cs 137 
(nach den amtlichen Berechnungsgrund· 
lagen). 

Die biologische Halbwertzeit von 
Strontium 90 im Körper beträgt über 2 
Jahre. 

ln vier Käseproben wurden folgende 
Werte gemessen: 

1 Probe 
2 Probe 
3 Probe 
4 Probe 

Cs 136 
Bq/kg 

11,7 
19 
21 
7,9 

Sr 90 
Bq/kg 

1,5 
2,6 
0,5 
1,8 

Verhältnis 
von Sr 90 
zu Cs 137 
in% 

13% 
14% 
2,4% 
23% 

Der Spitzenwert bedeutet, daß beim 
Verzehr eines solchen Käses zusätzlich 
zu der Strahlenbelastung durch das Cs 
137 eine 3mal so hohe Strahlenbelas­
tung des Körpers durch das Strontium 
90 entsteht. 

Bisher vorliegende Meßwerte für 
Strontium 90 aus Harnburg und Berlin 
(für andere Nahrungsmittel) zeigten 
Werte für das Verhältnis Cs 137 und 
Strontium 90 - zwischen 1,5 und 20 
%. Wenn sich nun Werte von ca. 7 % für 
das Verhältnis von Sr 90 zu Cs 137 in 
den Nahrungsmitteln einstellen, dann 
müssen alle Abschätzungen der Folgen 
von Tschernobyl revidiert werden. Die 
Strahlenbelastung durch die Nahrungs­
aufnahme ist dann doppelt so hoch wie 
bisher angenommen. Der Grund: bisher 
wurde nur Cs 137 berücksichtigt. 

Die Auswirkungen bei Kindern liegen 
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noch entsprechend höher (ca. das 
5fache). 

Weitere hohe Werte in den Nahrungs­
mitteln sind zu erwarten, da Strontium 
8mal besser durch die Pflanzen aufge· 
nommen wird als Cäsium (Transfer 
Boden - Pflanze). Strontium 90 hat 
ähnlich wie Cs 137 eine sehr lange Halb· 
wertszeit (28,5 Jahre). 

Alles zusammen wird dazu führen, daß 
zusätzlich erhebliche langzeitfolgen zu 
erwarten sind. 

Um Maßnahmen einzuleiten, ist es 
erstens notwendig, daß sämtliche amt· 

Iichen Meßwerte veröffentlicht werden, 

zweitens weitere Messungen über 
Strontium 90 in Nahrungsmitteln durch· 
geführt werden und 

drittens das Verhalten von Strontium 
90 in der Umwelt untersucht wird. 

Dies ist besonders dringend, weil mög­
licherweise durch Klärschlamm und Gül­
ledüngung die Strontium 90.Belastung 
unnötig erhöht wird. 

Umweltinstitut München e. V. 
Elsässerstr. 80 
8000 München 80 München, 5.5.87 

Kurzmeldung 
Betr.: "Liebesgrüße aus Österreich 

serviert Österreichische 
Leckerbissen 

Utl.: Benefiz-Doppel LP zugunsten 
der "Aktion 1 vor 12" 

Die Österreichischen Künstlerlinnen ha­
ben uns ihre selbstausgesuchten, ganz 
persönlichen "Leckerbissen" zur Verfü­
gung gestellt, die wir Ihnen hiermit "ser­
vieren". Dem Genuß dieser Leckerbissen 
steht nun nichts mehr im Weg. Der Rein­
erlös dient der weiteren Informations­
und Aktionsarbeit gegen die beiden in 
Bau befindlichen atomaren Wahnsinns­
projekte in Temelin und Wackersdorf. 
Über eine Stunde lassen sich Leckerbis­
sen von Ambros, Heller, Falco, Danzer, 
STS, Cornelius, Bill, Schmetterlinge, 
Opus, Hirsch, Liederlich Spielleut, Cid­
re, Erste Allgemeine Verunsicherung 
und Hansi Lang genießen. Als Gast ist 
der Deutsche Wolf Maahn mit seinem Hit 
,;rschernobyl" zu hören. Die Künstler/in­
nen haben sich ihre Beiträge selbst aus­
gesucht, es handelt sich um alte, unveröf­
fentlichte und neue Nummern. 
Beigelegt ist der Doppei-LP (gespielt auf 
45) ein 4-farbiges Poster auf Kunst­
druckpapier mit den liedertexten auf der 
Rückseite. 
Preis: 179,-, zu beziehen über den Han­
del oder direkt bei der: 
Aktion "1 vor 12" c/o 
Osterreichische Hochschülerschaft, 
Liechtensteinstr. 13, 1009 Wien 

"Zeugen"- Vorladungen 
in Karlsruhe 

Im Januar 1987, alsdie BUKOder An· 
ti·AKW/WAA·Bewegung in Nürnberg 
tagte, wurden drei BUKü-Besucher von 
zivilen Polizeibeamten an ihrem Auto 
kontrolliert. Aus dem Wagen heraus 
wurde ein Papier im Zusammenhang mit 
der antikapitalistischen Woche (fand die 
letzte Aprilwoche '87 statt), sowie ein 
Flugblatt zum militanten Widerstand in 
der Oberpfalz beschlagnahmt; gefunden 
wurde auch die Radi-Aktiv Nr. 12 und 
der BUKO-Reader. Im März 1987 er­
hielten diese drei BUKO·Besucher dann 
2x Vorladungen auf das Polizeipräsi­
dium Karlsruhe und zwar als Zeugen, 
ermittelt wurde auf das Ersuchen der 
Staatsanwaltschaft Nürnberg/Fürth ge· 
gen Unbekannt wegen "öffentlicher 
Aufforderung zu Straftaten." 

Da einer polizeilichen Vorladung nicht 
Folge geleistet werden muß und die drei 
nicht hingingen, flatterte ihnen für den 
15. Mai eine Ladung vor das Amtsge­
richt ins Haus. 

Die Vorgeladenen entschlossen sich ge­
meinsam dazu vor Gericht die Aussage 
zu verweigern: "Uns war erst mal klar. 
Keine Information an Justiz und Staats­
apparat/ ( . .• J Aber vor allem wollten 
wir uns nicht herauswinden. Wir wollten 
diesem (juristischen} Angriff nicht aus­
weichen, sondern offensiv damit umge­
hen. (. .. ) deshalb setzen wir ihrer Stra­
tegie der Vereinzelung unser gemein­
sames Verhalten und unsere Solidarität 
mit denen, die kriminalisiert werden sol­
len, und eine öffentliche Mobilisierung 
entgegen, in der die Funktion der Zeu­
genvorladungen aufgedeckt wird (. •• ) 
Deshalb lehnen wir ihr Angebot ("sagst 
du aus, passiert dir nix") ab. ( . •. J Des­
halb werden wir die Aussage verwei· 
gern." (zitiert aus ihrem Flugblatt) 

Bei dem Vorladungstermin versuchte 
dann der Staatsanwalt zu ergründen 
"ob festgestellt werden kann, wer der 
Fahrer des Wagens war und ob dieser 
oder der Halter als V.i.S.d.P. für die im 
Fahrzeug gefundenen Papiere infrage 
kommt" (Flugblatt) 

Aufgrund ihrer Aussageverweigerung 
wurden die drei zu einer Ordnungsstrafe 
von je 600 DM oder wahlweise 40 Tage 
Ordnungshaft verurteilt. Ob sie noch· 
mals vorgeladen werden, ist noch un· 
klar. 

SPENDEN: Rechtsanwalt W. Schmat· 
loch, Anderkonto Bunte Hilfe 182 826, 
Volksbank Karlsruhe 
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PROJEKTBESCHREIBUNG 

SOZIALWISSENSCHAFTLICHES 
FORSCHUNGSPROJEKT OBER 
DIE ATOMARE WIEDERAUF­
ARBEITUNGSANLAGE IN 
WACKERSDORF 

- AM SENATSINSTITUT FOR POLI­
TIKWISSENSCHAFT DER UNIVERSI­
TÄT SALZBURG 

- PROJEKTLEITUNG 0. UNI V. 
PROF. DR. VOLKMAR LAUSER 

Die bisherige Forschungstätigkeit am 
Senatsinstitut für Politikwissenschaft 
gliedert sich thematisch in folgende 
Schwerpunkte: 

(1) AUFBAU EINES DOMUNENTA· 
TIONSARCHIVES 

(2) ERFORSCHUNG DER KONTRO· 
VERSEN UM DIE WAA 

(3) ATOMSTAAT, DEMOKRATIE· 
VERSTÄNDNIS UND REPRESSIONS. 
FORSCHUNG 

(1) AUFBAU EINES DOKUMENTA· 
TIONSARCHIVES 

Dokumentiert und aufgezeichnet wer· 
den alle politischen Entscheidungen und 
alle Fakten, Studien und sonstigen Er· 
eignisse, die direkt oder indirekt mit der 
Planung, dem Bau und dem Widerstand 
rund um die WAA zu tun haben. Da· 
rüberhinaus werden Studien, Ergebnisse 
und Forschungsbefunde - natur· als 
auch sozialwissenschaftlicher Art-, die 
mit bisherigen Reaktorunfällen/-störfäl· 
len weltweit zu tun haben, sowie mit 
deren ökologischen, ökonomischen, so­
zialen und politischen Folgen beschafft, 
systematisiert und ausgewertet. ( •.• ) 

(2) ERFORSCHUNG DER KONTRO· 
VERSEN UM DIE WAA 

Die WAA steht im Zentrum sicher· 
heitstechnischer, radiologisch-ökologi­
scher, energiepolitischer, entsorgungspo· 
litischer, militärtechnologischer und 
sicherheitspolitischer Kontroversen. 

Ein wichtiges Anliegen dieses 
ergibt sich in diesem Zusammenhang 
durch eine Untersuchung der Ursachen 
und Motive der deutschen Atomenergie· 
politik im allgemeinen, im besonderen 
durch eine Analyse des politischen Wil· 
lens, der hinter dem Bau der WAA steht. 
Wir haben im Laufe dieses Forschungs­
projekts die Geschichte der deutschen 
Atomenergiepolitik in Blickrichtung auf 
die WAA untersucht und dabei feststel· 

len müssen, daß der Bau dieser Anlage in 
keiner Weise durch ökonomische und 
energiepolitische Argumente gerechtfer· 
tigt werden kann. ( ... ) 

Die Forschungsprojekte liegen, ausge­
hend von den bis jetzt bekanr1ten Ge­
fahren der Wiederaufarbeitung, vor al­
lem bei einer Analyse der sicherheits­
technischen, ökonomischen, ökolo­
gischen und energiepolitischen lrratio­
nalitäten des Baus einer derartigen An· 
Iage. ( ..• ) 

(3) ATOMSTAAT, DEMOKRATIE· 
VERSTÄNDNIS UND REPRES· 
SIONSFORSCHUNG 

Unsere bisherigen Feldforschungen bei 
den Bürgerinitiativen in der Oberpfalz 
und bei anderen WAA·Gegnern machen 
deutlich, daß den politischen Betreibern 
der WAA eine breite Palette von Repres­
sionsmethoden zur Verfügung stehen, 
angefangen von einer bestimmten Art 
von Medienpropaganda, der Entfernung 
von kritischen Fernsehjournalisten, Pres­
sejustiz, Einschüchterung und Kriminali· 
sierung des Widerstandes bis hin zur 
Verwendung geheimdienstlicher Metho· 
den.( ... ) 

Insbesondere haben wir Präventivmaß­
nahmen des Polizei- und Justizapparates 
dokumentiert, die entgegen allen oberst· 
gerichtlichen Entscheidungen in der 
BRD mit einer teilweisen Außerkraft­
setzung von demokratischen Grundrech­
ten der Versammlung-, Meinungs-, Pres­
se- und Redefreiheit gleichgesetzt wer­
den müssen. ( ... ) 

SCHWERPUNKTE DER REPRES· 
SIONSFORSCHUNG 

( ... ) Insofern laufen auch die Schwer­
punkte unserer Repressionsforschung 
auf eine Analyse jener Strategien, Me­
thoden und Taktiken hinaus, mit denen 
die verschiedenen Behörden, sowie die 
bayrische und die Bonner Regierung ver­
suchen, den Widerstand der deutschen 
Anti·AKW-Bewegung, insb. den Wider· 
stand der Oberpfälzer Bürgerinitiativen 
zu behindern. Unseres Erachtens wird 
hier auf verschiedenen "Ebenen" agiert, 
um die Anti-AKW-Bewegung "unter 
Kontrolle zu bekommen", sie zu neutra· 
Iisieren und unwirksam zu machen. ·( ..• ) 

Die Ergebnisse unserer bisherigen 
Feldforschungen in der Oberpfalz bei 
den dortigen Bürgerinitiativen sowie bei 
der "Initiative der bayrischen Strafver­
teidiger" legen nahe, daß der Staatsap· 
parat systematische vorgeht, um diesen 
Widerstand zu brechen. Insbesondere 
fallen darunter: 

- Faktische Außerkraftsatzung von 
Versammlungs-, Presse-, Meinungs- und 
Demonstrationsfreiheiten. 
- Die Einführung eines neuen Gesetzes­
paketes zu "inneren Sicherheit" (§ 129a 
StGB. "Bildung einer terroristischen 
Vereinigung", § 130a StGB. "Aufruf zu 
strafbaren Handlungen" - beide in 
Kraft getreten am 1.1.1987), mit dem 
der Widerstand gegen Atomenergiepoli­
tik noch stärker als bisher behindert 
werden soll. 
- Polizeimaßnahmen und Polizeistrate­
gien. die von der Aufrüstung der Exeku· 
tive bis zur Kriminalisierung des "le­
galen Widerstandes" und zur massiven 
Einschüchterung der Oberpfälzer Bürger· 
initiativen reichen. 
- Disziplinarische Maßnahmen gegen 
Beamte, z.B. gegen Lehrer oder Richter 
seitens ihrer vorgesetzten Dienststelle, 
Einschüchterungsversuche gegenüber 
Geistlichen aus dem christlichen Wider­
stand. 

Insgesamt stellt sich das Forschungs­
projekt die Aufgabe, die Lern- und 
Reaktionsfähigkeit der Gesellschaft 
- Öffentlichkeit. Medien und Politik -
zu fördern und den politischen Wider­
stand gegen die WAA wissenschaftlich 
zu fundieren. Dabei wird von der 
Grundannahme ausgegangen, daß die 
Forschung nicht Selbstzweck sein darf, 
sondern gesamtgesellschaftliche Aufga· 
benerfüllen soll. 

Fremdenverkehr erleidet Ein­
bußen 

Wie schon 1985 führte die Bürgerini· 
tiative Cham gegen die WAA auch 1986 
während der Urlaubssaison eine Unter­
suchung hinsichtlich der Entwicklung 
des Fremdenverkehrs im Zusammen· 
hang mit der Wiederaufbereitunsanlage 
in Wackersdorf durch. Ausgewertet 
wurden ca. 300 Fragebögen. Hier nun 
einige Ergebnisse: 

76,4 % der befragten Feriengäste be­
fürchteten eine Minderung der Urlaubs­
qualitätdurch die WAA, wobei die Auf· 
schlüsselung der Befragten nach ihren 
Herkunftsländern ergab: 
"Es bestehen hier zwischen Bayern 

und Nicht-Bayern keine Unterschiede 
in der Beantwortung dieser Frage. Of· 
fansichtlich besteht ein Bewußtsein um 
die Problematik einer WAA bereits bun~ 
desweit." (BI Cham) 

Demzufolge werden dann auch 60 % 
der Befragten bei Inbetriebnahme der 
WAA ihren Urlaub wahrscheinlich nicht 
mehr in der Oberpfalz bzw. im baye­
rischen Wald verbringen. 
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- leserbriefe 
Liebe Genossinnen 
und Genossen 
des RADI-AKTIV 
Ob wir uns über den Ausgang Eures 

Prozesses freuen sollen oder nicht, wis­
sen wir nicht so genau. Den Hauptankla­
gepunkt der Staatsanwaltschaft konntet 
Ihr und die Verteidigung zwar ab bügeln, 
dennoch ist und bleibt das Urteil ein po­
litisches - ganz im Sinne des neuen 
§ 130a. 

Um Euch irgendwie unsere Solidarität 
zu vennitteln, veranstalteten wir in 
Mannheim am 13. 3. ein Benefiz-Kon­
zert für die RADI-AKTIV. 

Neben den Musikgruppen DIOXINS 
aus Ludwigshafen und EUUIANASIE 
aus Freiburg, die beide praktisch nur für 
die Unkosten spielten, zeigten wir noch 
Dias und Videos über die WAA und den 
Widerstand dagegen. In dem am Anfang 
gehaltenen Referat berichteten wir über 
Eure Situation und damit verbunden 
über die politischen und militärischen 
Zusammenhänge der WAA und schließ· 
lieh noch kurz über die BUKO in Nüm­
berg, über die .,neuen" Paragraphen 
J29a,l30a. 

Zum Schluß blieben 1 400 DM übrig, 
die Ihr hoffentlich schon bekommen 
habt. Wir wünschen Euch weiterhin viel 
Erfolg bei Eurer politischen Arbeit und 
ein hartes Fell, wenn es in die Berufung 
geht. Mlcht Eure ~eitung weiter wie bis­
her! 

Viele revolutionäre Grüße von einigen 
Mannheimern und Mannheimerinnen! 

Liebe Leutel 

Nach wie vor findet jeden ersten und 
dritten Sonntag im Monat ein Sonntags­
spaziergang in Kaikar statt. Nachdem es 
jetzt des öftererfzu Zerstörungen an der 
Sicherheitsanlage gekommen ist, werden 
die Spaziergänge gut bewacht von Kle­
ver und Duisburger Pullizei, die um das 
Gelände geleitet wird, was uns aber 
nicht daran hindem wird, die Spazier­
gänge powervoll fortzusetzen. Denn 
nach wie vor gilt: Radioaktivität läßt 
sich zwar durch geänderte Essensge­
wohnheiten senken, aber den Kampf ge­
gen die Verwertung der Atomenergie 
muß man anders führen. 

Für die Stillegung der Remehenden 
Klasse! Kalirar darf nicht ans Netz I 

Widerstands GMBH 
, ,Linker Niede"hein" 

Jugoslavia,JSkopje, 27. 4. 1987 

I wish to subscripe to ,,RADI-AK­
TIV'~ As this magozin isn't known to 
me, I please you, to send me one num­
ber, the last number of it, and price. 
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Waiting for your answer, 
KapsarovK. 
9100Skopje 

Jugoslavia 

RESTRISIKO MENSCH 
Volkserfassung · Staatsterrorgesetze. 
Widerstandsbekämpfung. 
Hrsg. Rolf Gössner/"Bürger kontrol· 
lieren die Polizei". 
160 lesbare Seiten mit Hinter· und Ab· 
gründen, Zusammenhängen und Sze· 
narien. Dokumenten und Beiträgen 
u.a. von: Ulrich Briefs, Rolf Gössner, 
Hermann L. Gremliza, Joachim Kern· 
pas. Ulrich K. Preuß, Michael Schu· 
bert. Wilhelm Sleinmüller. Edda Weß· 
lau. 

Aus dem Editorial: 

Restrisiko Mensch« - ein griffiger, zynis~:hcr mlll 
zugleich erklärungsbedürfliger Tit<l. l>its 

) ) »Restrisiko« haben wir Jen Salnns für IIegriffs­
kosmetik der Atumenergie-l.ubby entlehnt, die damit seit über 
einent Jahrzehnt eine unverantwortliche Vcrharmlosungspuli~ 
tik betreibt und die selbstnach der Katastrophe von 1S.:herno· 
byl uneinsichtig und hartnäckig daran festhält. 
Wir haben <Iiesen Begriff bewußt mit •Mensch• kombiniert, 
was prompt die Frage aufwirft: O.:r Mensch als Restrisiko für 
wen ndcr was'? Spätestens auf den zweiten Blick soll diese Titel· 
Kombination das Prinzip llorfnung durchschimmern lassen: 
Angesichts von Volkserfassung ( verharmh.~~•d » Volkszäh­
lung• g'.mannt), Staatss.:hutz und St.aat.)lcrrorgcsct:tcn (sinn· 
verkehrend als •Sicherheits-• und •Anti·Terror·Gesctzgc· 
bung• bczch.:hnct) und angcsichts stoailllichcr Slrah.:gicn gegen 
Widerstandsbewegungen, die sich dem Kampf gegen Rüstungs· 
wahnsinn, Atomenergie und lhnwchzcrstürung verschrieben 
haben- angcsichts dieser Fülle von staatlichen Maßnahmen soll 
der gewählte Titel hintergründig anklingen lnssen, daß der 
Mensch für die Belreiber menschenfeindlicher Politik immer 
zumindest ein Restrisiko verkörpern wird, und kollektiv ein 
Widerstandspotential, das sich unter entsprechc11den llmstän· 
den ('.tsch konkretisicn:n und aktualisieren kano- miigen staat­
licht: »Gcfahrcnvorsorgeu. Repression und Krin1inalisicrungs· 
bestrcl>ungen, mögen die Strategien und Taktiken der Wider· 
Standsbekämpfung und llerrschaftssidterung noch so ausge· 
klügelt, ßexibel und ßikhendcckend sein. 
lJm diese verhängnisvolle Entwicklung i11nerer Sicherheitspoli· 
tiL geht es in der vorliegenden Puhlikatiun und zwar in cincnt 
relativ umfassenden Sinn: Es gehl um die Oefiihrlichkeit einer 
(•Rest-«)Risiko-Politik, die gesundbeits- und lebensbedro· 
hendc, letztlich unbeherrschbare Projekte mit (Staats-)Gewalt 
durch.~tzt und nich~ etwa diese Projekte. sondern die hiervon· 
betroffenen Menschen als potentielle oder konkrete Sicher· 
hc:itsrisik..:n einstuft, die den technologiseben "1-""ortschriU• 
blockieren -sprich: die Profitgrundlagen und letztlich die llerr· 
schaflsverhältnissc gefährden ki;nnten. ()iesc herrschende 
Politik bedingt zwang.'iläufig und in zunchnu:ndcm Maße eine 
gefährliche, frcihcilsbcdruhcmJc Aufrül'llnng und lJmstruk~ 
turicrung de!!o gcsanllc:n Staatssichcrhcitssystcnu in der Bundes~ 
rcpublik, Verhunden mit einer längst in Gang gesetzten, rast 
uferlosen Ausweitung staatlieber Eingrilfsbefugnisse, die die 
individuellen und kt,llcktivcn Grundredale in ihrer Substanz 
angreifen. (..) 

Wir sehen uns aus diversen Gründen vcranlaßt, gerade zum jct· 
zigen Zeitpunkt die 11euere staatliche Entwicklung kritiSch auf­
zuarbeiten und die Öffentlichkdt mit Jen ( streckenweiSen not· 
gedrungen vorläufigen) Ergebnissen zu konfrontieren. Nicht 
zuletzt die Kontroversen um die »Volkszählung«, die »Skhcr­
heilsgesctze• und die Tatsache, daß der innere Sicherbeilsbe­
reich im Verlaure nur eines Jahres als Resultat reaktionärer 
Wendepolitik wieder kräftig zugelegt hat, sind Nutwendigkeit 
genug, die gcnannhm sowie weitergehenden Mallnahmen auf­
zuzeigen und in llczichung zueinander zu setzen, um die 
l>imcnsion des dahinter sreckcnckn Sicherheitskonzeptes 
wenigstens in Ansätzen begreiß>ar zu machen. Allein die knap­
pen Stit:hwortc tu dieser neucstcn Entwicklung und ihren Wir· 
kungen lassen dies, trotzstaatlieber Allzahl,lcdiglich erahnen: 

Jic Einführung des mascbincnlesharcn Personalausweises als 
»erstes IC4.:hni~hcs Ma~nkontrollmittel der Neuzeit« 
(Stcinmüller), 

- die l.egalisierung der »S<hlcppnctzfahndung« (bcides seit 
April 191!7), 

- die l.egalisieru11g des l>irektzugriffs der Polizei auf die 23 
Millionen [);UcnsU.IlC des »Zentralen VcJkcbrsiidomtitlions· 
sy•tems• (ZEVIS), 

- c.lie ncucn, pcrfckti,micrtcn Polizcistrah:gicn (u. a. Einkcs....c~ 
Iungen) al• neuartige Milld und Methoden der rationalisier­
ten Mas..-acnkontrollc:: mit Ucr Müglichkcit zur autumatisicncn 
Erstellung von Persönliehkcits1>mfilen und (Gru1>pcn·) 
Dcwcgungshildcrn, 

- die l.egali~icrung einer verfassungswidrigen Gcheim-Puli 
zei~ 

- die Verschärfung und Ausweitung der sogenannten Anti­
Terror-Gesetze auf Wit.lerstandsbcwcgung•:n. 

- die Einführung des Zensurparagraphen 130a Strafgesetz­
buch (•Anleitung zu Straftaten•), 

- die Zcntrali•ierung <!er Ermittlung.kompctenzen auf Mch· 
ster Ebene sowie 

- die Ausweitung der Sondcrgcrichtsharkcit, 
mit der Kon~tet~uenz ciucr gesteigerten !lotaatlichcn Machlkon· 
zentration. ( ... ) I/ 

Aus dem Inhaltsyerzejchnjs: 
• Im Schleppnetz des Sicherheitsstaates 

Die Rationalisierung der Ma.<senkontrolle 

• Vom •Sesam·öffne-Dich• zum 
•Sesam·speich're·mich• 
~ein Aprilsc~erz: Seit dem I. April1987 
grbt es maschtnenlesbare Personalausweise! 

•ZEVIS- Das Adreßbuch des Großen Druden 
• Rasterfahndung ist wieder im Kommen 

• Im Computer der Sicherheitsbehörden 
Auskunftsansprüche gegenüber Polizei 
und • Verfassungschutz• 

• Verfassungsbruch als Gesetz 
Die Legalisierung der Geheim-Polizei 

• Die Verrechtlichung der Dritten Dimension 
Zur Novellierung der Polizeigesetze in Hamburg 
und Hessen und zum IMK-Musterentwurf 

• Die Spitzen des Datengebirges 
Elektronische Kontrolle in Betrieb und Staat 

• •Anti-Terror-Gesetze vom Deutschen Bundestag 
verabschiedet• (BMI) 

• • Terrorismus als Kampfbegriff der Hernchenden• 
Nürnberger •BuKo•-Rede von Rolf Gössner 

• • Terrorgesetze• gegen Widentandsbewegungen 
Der neue Paragraph 129 a Strafgesetzbuch 

• Widentandsbekämpfung 
Zur Fur1)uionalisierung des • Terrorismus• -
§ 129 a als Au.forschungsnonn und Kristallisations· 
kem eines politischen Sonderrechtssystems 
Rolf Gössner 

• § UO a - Gesinnungsstrafrecht im Vonnanch I 
K.arl· Heinz Rogoll 

• Die polizeiliche Einkreisung der Demonstrations­
freiheit oder: Die polizeistrategische • Lösung• 

politisch-sozialer Konflikte 

• ••• in der Tiefe des Raumes 
• Verschlußsache - nur für den Dienstgebrauch• 

t Herrschaftssicherung •im Vorfeld des Krieges• 
Zur neuen Dimension der Polizei•-trategie gegen 
politische Bewegungeil sowie zum Funktinnswandol 
der Politischen Justiz 
Michael Schoben 

Bestelladresse: 
160 S. A4 für DM 8;50 (zzgl. Porto) mit 
aktuellem Sonderteil zum Volkszäh· 
lungsboykott. Bezug: "Bürger kontrol· 
lieren die Polizei'' Charlottenstr. 3. 
2800 Bremen 1 
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- HELFEN SIE UNS 

für die Bewegung gegert Atomanlagen 
und Umweltzerstörun 
"Sehr geehrter ATOM-Stromkunde .•• " 
Wissen als Alternative (WAA} 

Ein hundesdeutscher Lehrfilm 

schwarz 

rot 

gold 
In Wackem::lod wird an der Wieft~raufarbeitungsanlage gebaut. Fast tiglich berichten die Me· 
dien (Pntsse. Radio. Femsehen}dllrüber ~ und wie I Von wenigen nihmlichen Ausnahmen abgese· 
hen. die ihre ursprUngriebe Aufgaoe anscheinend noch kennen und ernst nehmen (z B. :Monitor}, 
nimlich KontroUorgan im Sinne d"c Bürger gegeniiber Staat und,. Ordnungskräften .. zu sein, sr· 
beiten die meisten %usehends auf .len frelwUIIgen Banirroff dieser Ziele und einer lort~rhrPiten­
den Demoluatisierong hin. 
In Ionnation ist für sie anscheinem:: Ausverkaufsware: Politiker steHen Behauptungen auf. die sie 
nur selten belegen; Moderatoren mit ihren Wachsgesichtern lassen sich mit Wortgeklingel ab· 
speisen. von Hinterfragen lreintJ S,:rur; und was die Polizei meldet, das Ist von Haus 1111s .. richtig ... 
Was du schwarz auf weiß besittt {oder farbig siehst} kannst du getrost ... in den MüH werten. 
ln diesem Video von TllF. GOOD Li FE wt!rden anhnnd von Zeitungsmeldungen, Radiosendungen 
unr( Femsehberichttm prototyph:r h am Beispiel WAA die {Ves·J Informationsstrukturen dt. Me· 
dien aufgezeigt. Am Zusammensehnirr sokher M~ldungen und(, ..... noch nötig} ihrer pol'ntiertc.>n 
Kommentierung müßte selbst eint!m lahmen, gehörlosen Blinden klttr wnden, was die ,großen' 
Medien von uns weitgehend hake•l • niimlich NIX. Die Produktion erhebt keinen wissensc:lutftJi ... 
chen Anspruch (wozu auch?), versteht sich bewußt als .mediales Pamphlet', nur in umgekcl1rter 
Richtung: Gegen den Zynismus der Medienmacher. die von unsecP.n Gf'!b,Jhr~n 1"!1 mn und das 
nicht schlechtl Und es ist eine Auf·ordemng an alle Betrachter, in ihnlieber Weise, mit ähnlichen 
MiUPJn auch die Medien vor Ort uater die LupP. zu nPI!mP.n, zu lfnnlysieum, hP.rauszufiltern, wel­
chen Interessen sie dienen. ln.fole•-n i~t diesP.s Video ein ,Lt!l~rlilm' auch und gcmd~ filr ane gi1nz 
,norm~tlen' Menschen und Mitbürger~ damit ihnen ein Licht nufgehtl (auch ohne Atomstrom). 

._sel•r geehrtP.r ATOM·Stromlrunde ..• ... das Videop.1m1 •IJiet gP.gen die omziellen Medien und ge­
gendieWAA. 

Eine Produktion von TI!E GOOD LlFE. 5ß Hinuten, VIIS-Video 

Lelhprels: 35.· DM pro 1/Focbe(Sonderpreisl incl. Versandragen. (Bei Anforderung muß 
eine Kaution von 95.~ DM hintf"ri~Jpt werden, nach .gesunder Wiedcrlcchr' kommen 60.~ DM zu· 
tückJ. 

Kaufpreis: 95.- DM (Sonderpreis] UJ,11!f.M@Ii#ljij•l•l•I!ID 

Presse Info 
Nernstweg 32 
2ooo Harnburg 5o 

KAFFEE 
AUS NICARAGUA 

OHNE 
ZWISCHENHANDELSPROFITE 

INCL. 10 Ofo SPENDE 
ZUM SELBSTKOSTENPREIS 
100 OM FÜR 10 x 1 PFUND 

Vorfinanziert durch 
ABO statt Banken~,~,:~ 

Die neue Cassette 
W MITIHRER SPENDE 

- die Weff:Öifuntlichkeit: 
aafmerksam zt.1 medlen 
aUfdiese Met!Sdlen-
Ycxhtsve,rlefzungen 

gegen 

Wackersdorf: - gegen diese Verlieibun­L- qenzu~tieren 

r- GESEllSCHAFT FÜR 
l1ttlf' BEDROHTE VÖlKER 
... GemeinntJtziger Verein 

W Fbstfuch 2024 
3400e6tt' 
1el. 05!51 )~22. 3 

> Spenc!enkontv: 
RJ5"1Y.iw Hamtwr:l 
935-200 BIZ20010020 

PROJEKTGR!JPPE 
"RUSTUNGSEXPORT" 

.. ~o Taftl" (80a110ca) 
••rllill •it lrlgersystla 
\.t11lgnlilr: 
1 • Vocllt : Z50.00 DM 
jau wtltlrt Voch 125.00 DM 
(ntttlliU th frustaortiutu) 

.. 4tO hhll (r.o.sou> 
"' LtUittDUr: 

jt Vocu: &0.00 OM 
(rulttl1U dh Trusportkutu) 

.. utUl t dh hftla Ur htstfl .. 
ltug 111d dh wlcttlqstta hftla 
ur .t.wutlllut •vaffu tar tUt 
Wtl t• 

.. Ehulorels : 5.00 OM 
U 10 StUck ~ lt.OO OM 

•• ,oo Stau : l.SO '" 
hthilttr wld Wled.,urkhhr 
uhlt .. dh httlott auf 
h••iuu• fQr \.0~ OM (WlUitt• 
Yeriuts,rett 5.06 DM) 

• i.O llu vact luuttt 
Ltta.oetau : 
jt WtciU : 10.00 t• 
(nllttltc:ll ,.,h) 

Wackers<totf. etnemhalb Jahfe nach ROdungsbegtM. Setl det" Standortentscheidung rm Febf'uar 
198S ubefscNagen SICh d1e EretgfliS$4. 
E•n~qe Staflonen· 
?~lb'itemtfiUSre<:ht-.Lex Schwen!·'~ Monehendemo rmr 200 Festnahmen erste TedemchtungsQe· 
::enmtqunq. Rooungsbeqtnn. Holtendorf er. Erste Raumung - .WackersdOffer Kessel" mll 869 F~st. 
"'~hmen. t8 Tage _Repubhk Ffetes Wac:ke,land~ mtl 156 Hulten. Vl!fanstaltungen und Ztglausend 
9~suc!"lern 
Zaun- •JOd GrabenbAu. SonntagsspazuHgange. CS· und CN·G.n·Einsatze. und dann an Pltngsten · 
l}rasorl)natP.n .0flilongs1agdg,anate~ und .tanzende, Oerwtseh" aul lausende von Menschen. 
~r~abe von Gummiqescttossen 
rote 1m Kampf •Jm dte WAA· Erna S•t•a.61 J .. et"lag ernem HP.fZtnfiJfkt:AI~s Sonnlettner. 41 J .. starb 
;n P•rwrn Ao;tnmaantall. Johann H•rscntnQCI', 29 J .. saß •n dem Hubsctuauber. der '" Aamoomanter 
r!•n<:n A•ltr,nomen J::tQI~ unr:t !lbsturzte: ern 31·tahnger Pol•z•st DeQtng '" Passau Sl!tbstmord .. 
C.lockact~l:tQD •<n L-'!nrlk•~·s SchwandOII. VerbOl der Sundeskonferenz '" AeqensburCJ. wetUHe 
r;'!~P.Il~samJerun~n· ~ 129a. § 130a Hauser wetaen durcnsucnt. AU akhv•V4!ftofgt und z~­
<;J .. •t. i'•no~• o~ll~n .1ul OP.mt)S .als oass...e SchutzDewalfnun<f 21300 Ermtlllunasvertahren . 
.; i 4 Str::tlbel~le unrt Anltl:tqoen. Verortetlungen biS zu 1 7 Monate Ohne 8P.Wan,ung. 13 neue Sletlen 
tv• SIMtsanwattP.. 8 fm R•cnt'!r !JnO ern Amtsgenchtsanbau . 
:.Jnrl ~,u("hf zu v<:!rQess~n- D•e tntale P.,hzt!'uberwachung. 
i),~'> Ool<UrnentJ!IIon "on <>•netnr·~lb .,~;thr~n Wtdel'stana Tone. Memunoen. Mustk vom Bauotntz 
\!<:!lt1uno'!n ()fpfiunonannu:m 1ur \"/oeoe•aularbellunqsaruaot!' W;tc .. t>r~dOtl 
• ~u'>•K. ;J<?scf'ltl\maat. Btem,osl Blasn. Gernard Polt. Ano~rn. Rpgen~tnnoer Boouno1u~•k un<1 
Uu:.;•KPf <J•JS d~n Hullenomtern 
,,.,~- AtJft~:tnmPn, Kr.nz-ol M1schung. Rt>g•e· lngo KubJer 

E•o'! V!')rtukllon V')n H~E GOOO UFE 1987 

Exclusiv bei: 
"THE GOOD LIFE" 

MEDIEN Produktion,. Verlag und Service 
D-8383 Exing 32, Tel. 09956 I 1228 od. 753 

Kostenlosen Prospekt anfordern! 



AUtNSBtRG 

"LTDORf 
11 Altdarr 

e / oBrlgtt.t.• Ha..,~ungor 
MO~torerat.r.15 
8'tC!3 Aben.s~rg 

)(arnstub• Al tdot'f 
ROder•t.t' . 1 
8503 Altdort 

MCthiiVt W~oll'lottht 
Langa.nger-o ~Z 
8"t50 AMbttf'O 
~6C'll61 27!1 

A$CMArr!N8URG GAL .. Grui'\D.s 81Jra-
Anti .. VM-Inlt. uM Duc:easu•. !I 
lnt.oeoet~ At011anlago 8?SO AKMt'r•nl:lurg 

AOOSBUR<l 
llkUa:n 
U.....Jtacl\uta •·"· 

r:lo Jorg ~-.:t11rhotr 
Burotrledenat.r . 10 
8300 Aug.s.burg 
08i"l/51 60 0'1: 

AUGSBU.RO 010 C:arl v. Andrian 
Weltbunct 2UM Schuu.e Heaa•ltdnger:str. Ii" 
dft.s Le.bens (WSJ..),LU 8900 Augaburo 

08C'll6 59 61 

AUGSUURO e/a nar1on Rittll 
81 oe.oon AtONt~Jagen Ke.pt.tmnrst.r. ~l 

8901 Königsbrunn 
oe~ll-?Jse 

A.fGSBURG Robert Preat•te 
JnltiOUVII (, atral\- K1t'ChQaStl8 0 
lon!"rele f!'Mirglover.s 8900 Auga.buro 

oezt ... 38 e 3"J 

AIAiSBURO elo Hot..zwe.rk 
81 Q"OQOI"' dl• IMA unG Holhg-Grab-O.!UUI "t 
ancsoro Atoaanhoon 8900 AugatNra 

OBZ1115 38 6C' 

AIJGSBURO 
A'nt t.-AXW-Plen... 
Augst)urg . ..,"..., 
8 J G A 

BAnBERG 
8 I Q A 

8An8ERG 
Gvnd Nat\.lrschl,.,u 
8a•borg 

nartin Kopp 
Qwtal!!ttr . 18 c 
esoo Au;a.buro 

Chrt:st1an nom~ 
Po•t.•lo:n:.a.et.raße 5 
0600 811.aborg 
~51/-.7 IR 

Hubo"t't Seetts 
Ot'UI"'huf\Cls.brunno.n 3 
0600 U.•bero 

Or .L\oldwtg Treot!llenn-Popp 
Obere Sandat.r. 1 
8600 Ba•berg 
09S1153'i"l-'i 

Nth Grube 
SChh:,saelb•rverat.r. S 
8600 Be•barg 
O!lSII':.S 07~ 

B~YRWTH Joetten Sehr 
Robln a.lood a.wr~th Qrl.-,ndeweg 31 

esec S.wrouth 
OSZ1t"'S26l: 

BAVR(UTH 
BUND NqTURSCKUT% Lud•1Q11t.r'e5e 3Z 
t::ro.a.aoes.char't.sst.elle 8580 S.urevth 

OAVRE.VTH 
IR I ED!N9:LAD[N 

CI<An 
ßl tN• 
g~tgon ehe WIA 

OOBUR<l 
Dle Grvne-n 

DILLINGEN 
Büroodr~to 

DONRU:Itlto 
SchvtZQeiii.DOMYr lOd 
Stdort. ,rarronl'loton 

ECXfHIAL 
010 Gr"""•" 

09i!'l153 95l' 

Joan•Pavl-Str, 8 
8580 hwreuth 
09~1156 5"t0 

ililleJC V.lB 
Ktltur~orr 15 
0"191 thabllc.h 
~"11181 27 

V•rner Mlch•l 
Nlcolavs Zac:J'I Str .66 
lltilO C:oburg 
09561-3679"t 

l'lohr•natr. 3 
8630 C:oburg 

KO.n t gatr. -.e 
8800 Ot l1H!QIIn/Oonau 
09071/"'l -317 

Or. Jochion "-ven 
ß)l'kanweg 2" 
e8Sl Bvtt.enwioaon 
06l7't/Ji?J 

nanf'rll'd Bec:h!ol.~o~or 
K•Uerstr.l5 
8501 bchenev 
091l'S I SJ 69 

t:Rt.ANGEH St.oren Pehd• 
Gruppe gegen Ato..n- OsJoeret:r. i'?S 
lagen eseo Erlengon 

091311 9S 03 75 

ERLANGEN 
lund NlttVf"Khut7 
l(rel!IQt'UJ)pe trJ, 

FORCHHI:I" 
Grun .. Alt:orn.otlYO 
Ltate forchl'let• 

f'HE I LASS I HG 
0111 tk'" ... non 
KY f'retlllsslno 

SN ErtanQen 
HehtM.r.1 
eseo Erlengon 

c/o Pet.er n:rez 
Schtoßphtz. e 
8551 Vot lorab•ch 

Bre•le\.Mtr-at.r, 13 
BC:I?B rret lesst"g 

fREI 51MJ .Halo• VQlt 
~nt l -\:IAA-Grvppo a.tf'let'el-v, -Nege.l•St.r • tote 

8050 rrett~tno 
08t61 I C'9 7S 

fuJtl"H Rec",cllnggrvppo 'th (n)R 
Kornsc;hu.hprONnade 1!"1 
RStO rvrth 
0911/708600 

OINNI' 
Dle Gr-unen Hl.k"1"1berg Kar l-Br-Oger-St;r. :2 

OSOO Nurnberg 'tO 
OS111'tS 5$ &t 

Anti- W AA- Adressen 

GROOt 
AK Energle 
Clor GrUnen 

DRuN! 
AK Ene.t'gHII 
<lor OrOn.n 

ORuNt 
XA-AusschuD 
oor Grvnon 

INGOLSlAOT 
Orunes Bura 
l ngol•t-edt 

Dat'Othoe IIIIIICZOrek 
o .... u.u·. 't 
0000 n.Jnc:hon 
0891i!7 11 Sl't 

nlfrod KorbleJ n 
Eng•lMrd:str. "' 
0000 Mut'lc.Mn 70 

Ba\JIIII•traß.e 't 
0000 floN:hon 5 
089/et)l ..... 90 

HOf'"St. felQMt' 
Tt'•nktoratr .e 11. 
oo?o Jngol•udt 
O&t1-33 703 

lCarl H•-.r 
GalQer'lberg 5 
8'111 kell-.ln;,: 
09"1/3110 Sl 

JtRUt\BACH CIO .10 l:daC' 
ntttalsc:h..ab1scha Schloßberg 7 
l nltletlve g . d. lolAA 0908 kr~bach-HOI'Ief'lranev 

oeae<e-seJe 

K1Jln8ACH RegtOTIAlbf.lro Obarfr•Rkftr'l 
Dto Orune-r'l Jbtglone1- Obere Stadt. 21 
bvro oborf'rankon DGSO l(vl•bllch 

~~1-l;tl$81 

LANDSHUT lha•as von lecruffenbeeh 
!uC'gorrorut~ Land•hut D•IMI•t.r. 13 
clo 8300 Land•hut 

LANDSHUT Gernot HaublOlf'l 
&Jrgorfo.-...- t.and•hut Du'laerd•tr. <e 

8311 Alt.frounnofon 
06705110 eJ 

LANDSHUT Sepp f1 ec\cc 
BurgorforUIII LanCI•hvt All! Pr•rr•no•r 6 

niTTtRTtlCM 
01 nitterteu:h 

~OIEN 
L•l"'dos.vorMncl der 

l1i.INC:HEN 
Bund t-olat:urschut:~ 
U..varn o.v. 

rvcHEN 
Xocn-d,nat.aonsbUra 
T•dMtrnobyl 

noNCHtN 
Jugendargantution 
Bund Nat:uf'"SC}\ut:z. 

11uNCJ<[H 
Ant L nt.oa thko 
nllnc:hen 

NAlLA/8AD STEBEN 
rr 1 edensgruppe 
N•i I•IBad Stoben 

Hfi.I'1AR'KT 
81 Nou.!erkt/ 
Die GrOnen 

NfUStADliAlSCH 
&orooruutJ.etive 
gogen At.CMUl'll•gen 

HORNBUO 
Redt-A)It:iv 
El~o~ro 

Nü.RNOERG 
Hvrnberger 81 gogen 
die VAA 

NuRNßelt(l 
Bvttd Net.urschut:r 
Nordbavarn 

8)00 Hohenagg lkoron 
08?!/SC' 551 

tr•garct kilt•n 
)(•rlstr . 0 
esoo l'\llrkt:rodwl t:t 
09231161165 

katholtschon LandJugend 
KriMIIdoMtt' . 1~ 
8000 A.inc:t\41n 19 
08!1•1 72560 

)(, Stotrungo.r 
Sc:haf'lroldl!lrwt:r. 0 
0000 ttvnch41n ~~ 
009/C!O "13 71 

Xlatlerst.r . 1 
9000 nunc:hen 90 
Utf::lll'b~t t:':) eJ 

LandosJuaendleltung 
Thora,ien:st.r, 2111 I I 
0000 nünchen 2 
oe~u rre ooo e3 

ElrelMChiJratr. l~ 
8000 nunchon 80 
069/'t'iU !16 lB 

e/o fllloltgang t1uller 
8odangruner W.O 6 
OB?S !ad Staben 

KGII\lt Hetz. 
Spanoer Jerstr. 11 
esoo HUrnborg 
o!lutes oe o-. 

clo Buc"S.den Kabbil 
VUrt:buro•r Str.C!l 
0530 Hcust•dt/At:sch 
09161157!10 

clo KultYrledon 50d 
Hot.l'lof\bvrgar Str. 106 
8SOO Hürnberg 
0911/2'0 09 'i6 

CIO Moi'Hk• 8eclt 
)(rollncrat.r. <tS 
S$00 No.lrnbarg 10 
0911135 63 't6 

S.vttrnf•lnd,t.r .23 
OSOO Nurnberg 50 
0911-66 00 11 

NüRNBERB C/o C:hrt~Uf'IO fuc:.hs 
Gow•lttroSe Akt.t~W~s- )(o~rntkU11p1au 17 
grvppe "Sandkörner'" 8500 Nurnbarg lfO 

08!RUI ECHTACH 
ur OborvJ.ec:tttach 

,.APPt.NKttn 
UMWGltgruppe 
Pa pp1:1.nha i"' 

PASSI>U 
Dta Ort,)nen 
KU P•~sau ... Stadt 

PEONITZORUND 
BI Pog11ttzorund 

REBEHSMIRG 
8 I W A I( 

RfGtHSIIURG 
O•tbOI,II"ISChO f'res~e 
Agentur 

REGENSBURG 
Student111Cher 
A.k~lonuu•sct..tß 

0!111/'tS 31 6"1. 

rrt t:~ 81 J 'tef'rot:h 
lklt'kharchJbera 1 
9"178 Tam:r 
096?tl1r ss 

Volk~tr Sct-td 
Or.Dr .Berthe~l( lpfMil hrt'l 
683'<1 Peppanheia 
091"13-6105 

lnnstr. 0. 
8390 J'a:s.seu 
OOStiJ't 't"l 'tl 

wo1 roeno nr'oner 

OS61 Esc:too.lft~Ch 71 
0!115"1 .. 85 6"1 

BhMX .. Buro 
Engnlburgoroo~:se ll 
8"100 Regon&J:~Vra 

09"t11SS 5SS 

Goldorte B•roflstr .7 
9"100 Regnn•bura 
09'111SeJ83 

gognn dte WM 
Unletr. 31 
9"100 ltogonsbvro 
~119"1 3Z 2'13 

ROSDfHEI" 
Ant:I-WWII·,.lenut~~ 

SCHWAHDOJI'f' 
Ot't.&Qruppe weckoo­
dorr 

Star111n KoBier 
ICioeekehltr. J 
8200 ~O&er'lhe1M 

e/a Hebut: V.thr•YCl'l 
011sor•tr. 7 
O't6"1 W•c:keradoc( 

SCHUANDORP (rna .r.tlnhOter 
81 gegen dHt WM \taldgo:sse 9 
Sc"*"ndorr 1 Uoret:ono 8"160 Schwandarr 

~CKWlNDDRr 
Ortsgruppe 
Sc~ndorr 

SCKVANDDRr 
Ortegruppe HLttltnau 

SCHUIANDOJtF' 
Ort.sgryppe 
SU1dt~roaoc:.k 

SCHWANDORF 
fh'tsgruppo 
Sct~w•r~enreld 

St:HWAHDORr 
Df"tsgruppe Nabburg 

SCH~i~N400R, 
OC't!ICJruppe Nebburo 

SCHWA.NDDRf 
o.-t•aru-ppo rrrol•d 

$CHIMH00Rr 
Ort.sgrupJH! 
Neunburg V ,111, 

5CHYANODJtf 
An\. l-VAA-e...,ro 

09"131/Zl 656 

Xerlhatn~ XetOOt' .. eter 
lh:lsllln.str.J.9 
8~60 5ehwandor-r~rrof\borg 

OS't)l/eG ~35 

OJ.or..er IhrpaS 
Sandwog z 
e-.ts Ntt:tPnau 
~'tJ6/'t 53 

8arbara SC:tuu t:~ 
Rdt:lstatnMtr. I! 
8't10 leubll tt 
O$'i)lt$775e 

MlChollft\ Mohr 
Waldst:r . 3 
B'i7Z Schwara"O.f'lfe1d 
OS"i3SIZO !16 

H•ns 81!1!11t<~er1 
Gc:Mtdg11.ase 5 
B't70 Nabb\.lrg 
09'1.33162 56 

Agnea 01eu 
kerhs.bador St.r, 2 
8"170 N•bbuto 
09'-t3317 so 
Hannotor• Lenzt 
Hlrte-nstr•B• 
&t7J Pfrel•d 

ntoi• Herr••nn 
urartal e<t 
8'162 NtW!\burg v.W, 
096?C'/1i! li! 

Postfach t t'tS 
8"160 Sc.l'lw•ndorr 
09"131/lO ~s 

SCHVANDORf' 'rein W:•cket'lfll'ld 
tJtnJnU.JHGSACJSSCHUSS lU tonschwanet !H 
c/o lnro .. l!uro Glf65 Bodo"'WÖN" 

~"13'-.133 so 
SCH\IAtjDONF' 
ltlf'O .. BUIO 
rreios w•c~<eriand 

SCHVANOORF' 
Ortgruppe ltruck 

SC'HWANQORP 
Df"tgl'upl)e Br-..c" 

SCHWANDORF 
00 Vel'nbero-.:öbllt;,: 

ST•DTtOHtltCX 
Jugend:cont:rw- 1111 
St8.dt.e:dl'oteck 

STORNSTEIN 

81 510&f!H5Tf:IN 

SULZ'lU'C:K .. ROSEtfBIRG 
81 Suhbech .. Ro:sen­
berg 

f\1 t.ensch,.,.nd !U 
8"165 Bodarwöhr 
~"1-3'11'33 6EI 

Slegf'riltd HaU11er 
n. Ht.lrtolo 2't 
8"166 Dr uck 

rtarte ScMJd 
Suke,.,.eo 11 
9'11$ tHt:tenAu 

ranhch 11oe 
O't)S v.,rnb(trg-koblt n 

O'tlC' Buralei'IQenle1d 

Hans 1Cra~.t8 
Flososerst.r .z 
8"181 StOrftlJte•n 

Postfach 1~ 
O"'SO Sul ~b•ch-Rosan.borg 

SULZ8ACK-~tNBtRO clo Ratnoer Hart;~at 
Dte (lc"unen 5uhbach- Bu\odero•••• 1 

Ro3~nborg ß'tS8 5.;1xb«ch•Roaenberg 

lRAl.JH5ltiN CIO MOt'QOt StOf'Yle 
Dl• GrVnen, kU lraun• Oberpirech 1 
et.etn 8091 Frabort•he• 

OOGZ'U 131?0 

uc.:tRSDORf' 
rraultl'l gegen Ci• Vt!A clo UCkersdarf 7 

VILSMOf'EH 
84irgorton.­

\.lllotoroe1t •·"'· 

YEIOEN 
91 1iltUcSon 

t.IENDELSTElH 

WuJt2llUJlG 
nnt 1 11M Gtuppo 
tkmtege '"' 

8'i67 UCJterlldorf' 
096'151557 

0.1genb41rg 3 
8350 "'' l~hare,.. 

Jo•t Hu.s 
Hohon:staurnnstr. 99 
B'iOO Ve)dan 
0961/C'7 156 

Hor-r'ln 8lu.anstocl( 
Re.uba rar 1 oderw•g 8 
osoa Wenct•lat.etn 
09129-78 03 

AYt.QI'IC.*en )(ul tur::tantr~ 
Sertor lusst.r. 
8700 W~rzburg 

8eA .,. l f'.t'01eden 
cto n, Meser 

Pres:~.ehut:te 
~tlenQer'l 

Antl-WAA-Gruppe 
CIO 

OAD.EN--BADEN 
Antt-l')(lf-lnl ttetJ.'IIct 

·-Die Orunen 

DAP.n$TADT 
Ant 1-AI(tt-Adres.se 1 

Dl tMELSTntll 
Ant. J. -l'ltOfflbul""O 

rRfiBUJtO 
AnU--lMfi'-Phl""-" 
BuchhancUvi'IQ 

f'HEIHURG 
\IVhl-1 nro-<:e"t.ruM 

GontNGEN 
Göttingar AIC gegen 
At-o-et\Org~• 

HANKUIS&unEJ.. 
But"ge.r gegen A•Mu11 
-lunhltgei'IO'r Land-

KANI'O.f[R 

St..Paullat.r 10111 
2&00 Dro•an-O•tortor 
O'ti!1 ... 7001't't 

'or•t•tt'.3 
7075 MuthJ'ICol'l 
0'1171-'lGi!lO 

8auburo U.FI.U.L 
C\lrruaer. ~ 
1000 8arltn 36 

clo IJII!Iweltte,..u•..- """"'t. 
SctMrnhor$\.tltr. 57 
'i'tOO MUM.Slllf' 
02'SVSl li! 11 

c/o Dantel ll"' .. r••nn 
waldacest:r. 1 
1S10 Dadan-B•"•n 
07~Z11Z 87 91 

clo WolfQeng Dentah 
aunooenava 
SJOO !Jonn 
Ol-Zß-16!1367 

Robtn VOOd a. Bunte Hl1fe 
Wi lf'lel~r~•Leu•chner-Str .39 
6100 Der•,tadl 

Aut Cle .. Or-t 10 
JS't9 Dtemohtadt-111e~hen 
0569~tn37 

•JO!II f'rtt:t• 
lilllhai••t:r.15 
7800 ft'oJbvt'g 

c:.lo 'ebn~ 
Hab'sbut'ger•tr.!J 
'1800 F"rfllburo 
0761155U!80 

Be.t"" llettc.ann 
Horrm•nn-fognwog l'ia 
3'i00 Got:t: 1 ngen 

~Oift:fecl'l 11 26 
Jli!l Mankonsbutt:el 

Grvppo o\coloola Kar'!- t-.engartan,tr JJ 
novor (0.0.10 lOOO H•nnovar 1 

MEIMLB!'It'l 
Ar'lt.i•IIXV-BUro 
no-rr. 18·20 l»1r 

OSt 1169 63 130 

Sergtwieerat.r. 12S 
1>900 Hald•lbor-g 
OGeZIIli! 861 

KARL.$RUHt u ... olt"tontr..,.. 
SUND Reolonaivorbel"'d Unt.ere St.r . !)G 

Mittlerer Oberrl1etn 7500 kar-lsf"uhe Z"l 
D7l1-5S 80 51 

X" ASSEL. 
U.we lt..tentr..- l(e•se l tlt'buc:taeo•tr. 18 

3SDO )(as~el 

0581177 53 01 

,;nsstL. 
Kasseler Juger'ICI Go.tha11tr. 9G 
a•aon qtoaanlagon 3500 Kessel 

LUOIIIGSHA1f.N C/0 Welur Stnornea 
lnitteuve gegen d•n KeRe h•tr . 17 
Ata•tad nennMto 6700 Ll.lld~o~lg1th&ten 

06i!ll 62 13 '12' 

t.I.ICHOW•DAHJ,~!:NB.ERO 
81 LUC.l'oaw-D•nnenberg Drewehnn.r•tr .3 

LwttBURO 
At.OidÜll"zllltUf'ICJ 

3130 Luchow 
058't1-'t68"l 

S•tnne Rotach 
S."lten~~~eg 53 
aJeo Lvn•burg 
O'i131-'tBJ60 

rtAROIJRO c./o Kf2 
81 gecen AtOtlenlacrert SC.hulatt', 6 
narburo JSSO t1•1'but"g 

METTINGEN ::r:.HCI, Mul lar 
81 oegen Ato,...nerole R.utoretr. 18 
,...ttancren "t$30 lbbenbOren 

OS't5111~ 62'0 

noJtFtLDtN 
BI oeoen dte flug­
het'enn.r"'•' t:er'-lng 

nuNSTf:R 
u-.tt.•antr.,.. 
~nater 

RtiJTLlNOtH 
~nt.1oo.W-.A•Oruppe 

SAARI!IRUOCDf 
Anu-~-But'O S.at" 
Alte fOUOC''-•ChoO 

SALZOlTTU 
UMIIELlSCKUTZf'ORUr\ 
Schacht: )(onrad 

Helg a Arnold 
Wtltlel"-LO\Jsc:J'Iner'str .50 
60~ norf'alden 
06105-37 i!6 

Scharnhor11t11tr, 57 
'1"100 Mi...lnat:er 
~1/$! 11 1! 

CIO 1rlatlansb0ra 
Weingort:norst.r. i!S 
~'flO R•vtllngt~n 

oodt'rnet; Mo""Oo 17-ZO.oo 
"'- L•.nc . ..ehrplat.z 
6600 s .. rbrUCken 
0681135 958 

clo lCaran Trevbo 
8ralat.•c3tarlltr .S 
3320 S.lzottt.er-Bloc\ton.st 
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